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Drucksache IV/ 305 2 


Der Bundesminister der Finanzen 

II C/6 — A 0265 — B — 87/61 den 8. Februar 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der 

Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1961 auf Grund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsredinung für das Rechnungsjahr 1961 (ein- 
schließlich Bundesvermögensrechnung) (Anlage A) mit der 
Bitte, die Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung 1961 herbeizuführen. 

Ferner ist die Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes vom 22. Dezember 1964 (Anlage B) beigefügt. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung 
der Bundesregierung (Anlage C) 

beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Unterausschusses 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages und 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes über die Prüfung 
der Jahresrechnung für das Rechnungsjahr 1961 über die Ein- 
nahmen und Ausgaben des Bundesnachrichtendienstes ge- 
mäß § 89 der Reichshaushaltsordnung sowie 

beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnun- 
gen für das Rechnungsjahr 1961 gemäß § 89 a. a. O. betref- 
fend die Ausgaben bei 


Drudb: Bonner UniversitätsoBuchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

für Förderung des Informationswe- 
sens, 

Kap. 06 02 Tit. 620 — Sondermittel für politische Bildungs- 
arbeit, 

Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

für Verteidigung für Zwecke des 
militärischen Abschirmdienstes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes. 

Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des 
Bundesrates gerichtet. 


Dahlgrün 
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Allgemeines 


1. Der Bundesrechnungshof legt hiermit dem 
Bundestag und dem Bundesrat seine Bemerkun- 
gen zur Bimdeshaushaltsrechnung und zur Bun- 
desvermögensrechnung für das Rechnungsjahr 
1961 vor. Sie bilden die Grundlage für die Ent- 
lastung der Bundesregierung (Artikel 114 Abs. 2 
Satz 2 GG). 


★ 


Stand der Entlastung für das Rechnungsjahr 1959 

2. Der Bundestag hat am 23. Oktober 1964 be- 
schlossen, die Bundesregierung wegen der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1959 (einschließlich Bundesvermögensrech- 
nung) gemäß Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG, 
§ 108 Abs. 1 und 2 RHO zu entlasten. 

Die Entlastung für das Rechnungsjahr 1959 ist 
somit abgeschlossen. 


Stand der Entlastung für das Rechnungsjahr 1960 

3. Der Bundesrat hat am 7. Februar 1964 beschlos- 
sen, der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1960 
auf Grund der Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes Entlastung gemäß § 108 Abs. 1 RHO 
zu erteilen. 

Die Entlastung durch den Bundestag steht noch 
aus. 

* 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 


4. Das Rechnungsjahr 1961 ist gemäß dem Gesetz 
zur Anpassung des Rechnungsjahres an das 
Kalenderjahr vom 29. Dezember 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 832) das erste Rechnungsjahr, das 
mit dem Kalenderjahr übereinstimmt» 
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Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1961 


5. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 
beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1960 übernom- 

menen Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1961 S. 4) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 

1960 übernommenen Haushaltsreste 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1961 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 160 837 817,46 DM) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1961 ver- 

bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1962 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1961 wie wirklich 
entstandene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder 
belasten, mit . . 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1961 verbliebenen Haushaltsreste 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1960 übernommenen Haushaltsreste (c) 
beträgt die Mehreinnahme/Mehrausgabe 


Einnahme 

Ausgabe 

DM 

DM 

45 116 171 900,— 

45 116 171 900,— 

11 547 094,58 

4 355 490 484,67 

45 127 718 994,58 

49 471 662 384,67 

47 689 618 317,14 

47 850 456 134,60 


212 376 067,93 

2 294 668 154,29 

47 901 994 385,07 

50 145 124 288,89 

2 774 275 390,49 

V 

673 461 904,22 

j 


h) Mithin Überschuß des Rechnungsjahres 1961 (§§ 75, 77 RHO) 


2 100 813 486,27 DM i) 


6. Der Bundesminister der Finanzen hat die kassen- 
mäßige Mehrausgabe des außerordentlichen 
Haushalts 1961 in Höhe von 1 461 033 979,32 DM 
unmittelbar vor dem Abschluß auf den ordent- 
lichen Haushalt 1961 übernommen. Der Betrag 
ist im ordentlichen Haushalt bei Kapitel 60 02 
Titel apl. 998 außerplanmäßig verausgabt und 
im außerordentlichen Haushalt bei Kapitel 
A 60 02 Titel apl. 98 außerplanmäßig verein- 
nahmt worden (vgl. die Begründung in der An- 


lage I zur Bundeshaushaltsrechnung 1961, 
S. 2314/15). 

Nach § 5 des Haushaltsgesetzes 1961 ist § 75 
RHO im Rechnungsjahr 1961 in der Weise an- 
zuwenden, daß bei Feststellung des Jahres- 
ergebnisses nur die tatsächlich eingegangenen 
Einnahmen (Isteinnahme) und die tatsächlich 
geleisteten Ausgaben (Istausgabe) berücksichtigt 
werden, 


Anmerkung 

0 Der Überschuß ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1960 über- 
nommenen Haushaltsresten nach b) 4 355 490 484,67 DM Ausgabereste 

— 11 547 094,58 DM Einnahmereste 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1961 verbliebenen Haushaltsresten nach e) 

2 294 668 154,29 DM Ausgabereste 

" 212 376 067,93 DM Einnahmereste 


vermindert um die kassenmäßige Mehrausgabe nach d) 


== 4 343 943 390,09 DM 


^ 2 082 292 086,36 DM 
2 261 651 303,73 DM 
160 837 817,46 DM 
2 100 813 486,27 DM 
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Nach Nr. 5 d) haben die Tsteinnahmen betragen 

In den Istausgaben von 

ist der Beitrag des ordentlichen Haushalts an den außerordent- 
lichen Haushalt in Höhe von 

enthalten. Ohne diesen Beitrag hätten sich Istausgaben von . . 
ergeben. 


DM DM 

47 689 618 317,14 

47 850 456 134,60 
1 461 033 979,32 

46 389 422 155,28 


Das Jahresergebnis i. S. des § 5 des Haushaltsgesetzes 1961 besteht somit in 

einem Überschuß von 1 300 196 161,86. 


Nur bis zu diesem Betrage hätte der ordent- 
liche Haushalt nach § 75 Satz 2 RHO zur Ver- 
minderung des Anleihebedarfs für einen Beitrag 
an den außerordentlichen Haushalt beansprucht 
werden dürfen. 

7. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1960 rd. 4502,7 Mio DM betragen haben, 
sind infolge der Übertragung von Ausgabe- 
ansätzen aus dem ordentlichen Haushalt in den 
außerordentlichen Haushalt nur mit rd. 4355,5 
Mio DM in das Rechnungsjahr 1961 übernom- 
men worden (vgl. S. 6 Nr. 5 b). Sie betragen 


am Schluß des Rechnungsjahres 1961 noch rd. 
2294,7 Mio DM (vgl. S. 6 Nr. 5 e) und machen 
damit rd. 4,8 v. H. der Istausgaben aus. Im 
Rechnungsjahr 1960 betrug der Anteil der Aus- 
gabereste an den Istausgaben noch rd. 14 v. H. 
Von den am Schluß des Rechnungsjahres 1961 
verbliebenen Ausgaberesten entfallen rd. 
933,1 Mio DM auf den Einzelplan 14 (Bundes- 
minister für Verteidigung). Der Anteil der Aus- 
gabereste dieses Einzelplans an den Istausgaben 
ist von rd. 8,6 v. H. im Rechnungsjahr 1960 auf 
rd. 1,9 V. H. im Rechnungsjahr 1961 zurück- 
gegangen. 


* 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1961 


8. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 
beträgt das Haushaltssoll 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1960 übernom- 

menen Haushaltsreste (vgl. Abschnitt A 4 des Vorberichts 
zur Bundeshaushaltsrechnung S. 4) mit 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 

1960 übernommenen Haushaltsreste ....*. 

d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1961 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1961 ver- 

bliebenen Haushaltsreä'te, die auf das Rechnungsjahr 1962 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1961 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 


Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

3 033 085 400,— 

3 033 085 400,— 


514 005 310,63 

3 033 085 400,— 

3 547 090 710,63 

4 409 275 979,32 

4 409 275 979,32 


290 881 043,10 


f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1961 verbliebenen Haushaltsreste 


4 409 275 979,32 


4 700 157 022,42 


g) Gegenüber der Summe der Soilbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1960 übernommenen Haushaltsreste (c) 

beträgt die Mehreinnahme/Mehrausgabe 1 376 190 579,32 1 153 066 311,79 

^ ^ 

h) Mithin Überschuß des Rechnungsjahres 1961 (§§ 75, 77 RHO) 223 124 267,53 DM ^) 


Anmerkung 

2) In dem Betrag ist der Zuschuß des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt in Höhe von 


1 461 033 979,32 DM enthalten (vgl. S. 6 Nr. 6). 

•') Das ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1960 übernommenen 

Haushaltsresten nach b) 514 005 310,63 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1961 verbliebenen Haushaltsresten nach e) . . 290 881 043,10 DM 


223 124 267,53 DM 
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9. Der Bundesminister der Finanzen hat von der 
ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von 
Geldmitteln im Wege des Kredits zur Deckung 
von Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 
auf Grund der günstigen Kassenlage nur teil- 
weise Gebrauch gemacht. Er hat den ordent- 


lichen Haushalt 1961 mit einem Betrage von 
1 461 033 979,32 DM zur Minderung des Anleihe- 
bedarfs des außerordentlichen Haushalts 1961 
belastet, in Höhe von 160 837 817,46 DM jedoch 
zu Unrecht (vgl. S. 6 Nr. 6). 


10. An ungedeckten Fehlbeträgen waren nach Nr. 10 der Bemerkungen 1960 


(S. 8) am Ende des Rechnungsjahres 1960 vorhanden 5 058 251 669,53 DM. 

Die in diesem Betrage enthaltene kassenmäßige Mehrausgabe des Rechnungs- 
jahres 1959 in Höhe von 154 250 243,25 DM 

ist im Rechnungsjahr 1961 gedeckt worden (Kapitel 60 02 Titel 999). 


Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1961 nachgewiesenen rechnungsmäßigen 
Überschüsse des Rechnungsjahres 1961 haben betragen 

im ordentlichen -Haushalt (vgl. S. 6 Nr. 5 h) 2 100 813 486,27 DM, 


im außerordentlichen Haushalt (vgl. S. 7 Nr. 8 h) .... 223 124 267,53 DM 2 323 937 753,80 DM. 

Sie sind mit den ungedeckten Fehlbeträgen verrechnet worden. 

Am Ende des Rechnungsjahres 1961 waren demnach noch zu decken 2 580 063 672,48 DM. 


* 


11. Obwohl das Rechnungsjahr 1961 nach der Soll- 
rechnung mit einem Uberschuß abgeschlossen 
hat, ist die kassenmäßige Mehrausgabe von 
160 837 817,46 DM auf Grund der Abänderung, 
die § 75 RHO durch § 5 des Haushaltsgesetzes 
1961 erfahren hat, als Fehlbetrag zu behandeln, 
der spätestens in den Haushaltsplan für das 
zweitnächste Rechnungsjahr als ordentliche Aus- 
gabe einzustellen ist. In dem Bundeshaushalts- 
plan für das Rechnungsjahr 1962 ist daher zur 


Deckung der kassenmäßigen Mehrausgaben 
der Rechnungsjahre 1960 und 1961 von rd. 
46 052 800 DM und 160 837 900 DM bei Ka- 
pitel 60 02 Titel 999 ein Betrag von 206 890 700 
DM ausgebracht worden. Außerdem sind zur 
Verminderung der Ausgabereste bei Kapi- 
tel 14 02 Titel 300 des Bundeshaushaltsplans 1962 
wiederum Haushaltsmittel „zur Neudeckung von 
Ausgaberesten aus Vorjahren, deren Deckungs- 
mittel für andere Zwecke verwendet worden 
sind", veranschlagt worden. 


* 


12. Der nach der Rechnung des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1960 

zu übernehmende Bestand (vgl. § 78 RHO) in Höhe von —200 302 968,91 DM 

ist ordnungsmäßig in den Abschluß der Bundeshaushaltsrechnung 1961 über- 
tragen worden. 

Der Betrag setzt sich aus den kassenmäßigen Mehrausgaben des Rechnungs- 
jahres 1959 (154 250 243,25 DM) und 1960 (46 052 725,56 DM) zusammen. 


Die kassenmäßige Mehrausgabe 1959 von 154 250 243,25 DM 

ist im Rechnungsjahr 1961 durch Buchung bei Kapitel 60 02 Tittel 999 
abgedeckt worden. 

Es verbleibt mithin als Vortrag ein Bestand in Höhe von — 46 052 725,56 DM. 

In der Rechnung des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1960 
war kein Bestand verblieben. 


* 
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13. Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1961 als Betriebsmittel überwie- 
senen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die 
Betriebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in 
der Anlage VII zur Bundeshaushaltsrechnung 
1961 (S. 2417/18) nachgewiesen. 

* 

14. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßige Ausgaben) für das Rechnungs- 
jahr 1961 sind in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1961 (S. 2121 bis 2319) nach- 
gewiesen. Sie betragen beim ordentlichen Haus- 
halt 4 376 355 996,70 DM, das sind rd. 9,7 v. H. 
des Haushaltssolls von rd. 45 116 Mio DM. Die 
größeren Posten sind in dem Vorbericht zur 
Bundeshaushaltsrechnung dargestellt (S. 18/19). 
Es sind allein rd. 1 461 Mio DM für die Ab- 
deckung der kassenmäßigen Mehrausgabe des 
außerordentlichen Haushalts 1961 verwendet 
worden (Kapitel 60 02 Titel apl. 998, Anlage I 
S. 2314; vgl. S. 6 Nr. 6). Die restlichen Über- 
schreitungen machen rd. 6,4 v. H. des Haushalts- 
solls aus. In den Überschreitungen sind Vor- 
griffe in Höhe von 1 009 Mio DM enthalten, 
die aus den nächsten Bewilligungen für die 
gleichen Zwecke vorweg zu decken sind (§ 30 
Abs. 3, § 73 Abs. 1 RHO). Die Ausgaben sind im 
Rechnungsjahr 1961 geleistet worden; sie be- 
lasten jedoch nicht den Rechnungsabschluß 
dieses Rechnungsjahres, sondern den des Rech- 
nungsjahres 1962, 

* 

15. Die in der Bundeshaushaltsrechnung 1961 
— ordentlicher Haushalt und außerordentlicher 
Haushalt — ■ in Einnahme und Ausgabe aufge- 


führten Beträge stimmen mit denjenigen über- 
ein, die in den Kassenbüchern für das Rech- 
nungsjahr 1961 als Einnahmen und Ausgaben 
nachgewiesen sind. Das gilt entsprechend für 
die Hauptrechnung der Zentralkasse beim Bun- 
desausgleichsamt über die Einnahmen und Aus- 
gaben des Ausgleichsfonds für das Rechnungs- 
jahr 1961 und die Jahresrechnung über die Ein- 
nahmen und Ausgaben des ERP-Sondervermö- 
gens für das Rechnungsjahr 1961. 

Der Bundesrechnungshof hat keine Beträge 
festgestellt, die nicht ordnungsmäßig belegt 
waren. 

* 


16. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist geprüft worden (§ 88 Abs, 4 
RHO). Die bei Einzelplan 20 der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1961 aufgeführten Beträge stim- 
men mit denjenigen überein, die in der Kassen- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1961 als Ein- 
nahmen und Ausgaben nachgewiesen sind. Sie 
sind ordnungsmäßig belegt. 


* 


Druck- und Darstellungsfehler 


17. Die Bundeshaushaltsrechnung 1961 enthält die 
in der Anlage (S. 22) zusammengestellten we- 
sentlichen Druck- und Darstellungsfehler. Diese 
haben das Rechnungsergebnis nicht beeinflußt. 

* 
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Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 05— Auswärtiges Amt 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 05 03 — Vertretungen des Bundes 
im Ausland 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 101 — • Dienstbezüge, Zulagen und 

Zuwendungen für planmäßige 
Beamte 

Titel 
apl. 101 a 

18. Das Auswärtige Amt hat einen Beamten in das 
Ausland versetzt. Der Beamte kehrte nach Über- 
reichung seines Beglaubigungsschreibens wei- 
sungsgemäß in die Zentrale nach Bonn zurück 
und wickelte dort seine Dienstgeschäfte ab. Das 
hatte zur Folge, daß ihm auch für diesen zwei 
Monate währenden Inlandsaufenthalt Auslands- 
dienstbezüge gezahlt werden mußten, die seine 
Inlandsdienstbezüge um rd. 7600 DM überstie- 
gen. Der Vorgänger hatte am 10. April 1961 
einen mehrmonatigen Heimaturlaub angetreten, 
für dessen Dauer ihm ebenfalls Auslandsdienst- 
bezüge zustanden. Da er seit dem Beginn der 
Zahlung von Auslandsdienstbezügen an seinen 
Nachfolger nicht mehr auf der Planstelle geführt 
wurde, hat das Auswärtige Amt von diesem 
Zeitpunkt an die Bezüge, soweit sie die Inlands- 
dienstbezüge überstiegen, im Gesamtbeträge 
von rd. 13 000 DM außerplanmäßig nachgewie- 
sen. Der Bundesminister der Finanzen hat dieser 
Ausgabe am 29. August 1961 zugestimmt. Dabei 
war ihm bekannt, daß der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages am 22. August 1961 
beanstandet hatte, daß der Beamte in der Zen- 
trale verwendet wurde und Auslandsdienstbe- 
züge erhielt (vgl. Kurzprotokoll Nr. 177 des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 22. August 1961 S. 14). 

Der Bundesrechnungshof hat die Maßnahmen, 
soweit sie “zu der Zahlung des Unterschieds zwi- 
schen den Auslands- und den Inlandsdienst- 
bezügen in Höhe von rd. 7600 DM und zu der 
außerplanmäßigen Buchung von rd. 13 000 DM 
geführt haben, beanstandet. 

Das Auswärtige Amt hat hierzu ausgeführt, der 
Vorgänger des Beamten habe aus gesundheit- 
lichen Gründen nach Ablauf seines Heimat- 
urlaubs nicht mehr auf seinen Auslandsposten 
zurückkehren sollen. Es sei der Bundesregie- 
rung erforderlich erschienen, ihre Eigenwirkung 
gerade auf dieses Gastland zu intensivieren. 
Deshalb habe dort nicht noch länger ein Ver- 
treter tätig sein können. Nötigenfalls wäre der 
Beamte ungeachtet seiner vorübergehenden 
Wiederverwendung in der Zentrale in der Lage 
gewesen, in kürzester Zeit die Geschäfte aus- 
zuüben. 


Diese Darlegungen vermögen die beanstandeten 
Maßnahmen nicht zu rechtfertigen. Es kann für 
die Versetzung, die zu der Zahlung der höheren 
Auslandsdienstbezüge von rd. 7600 DM und zur 
außerplanmäßigen Zahlung von Dienstbezügen 
an den Vorgänger geführt hat, kein unabweis- 
bares Bedürfnis anerkannt werden. Hätte das 
Auswärtige Amt den Beamten erst zwei Monate 
später, also zum Zeitpunkt der endgültigen Auf- 
nahme der Dienstgeschäfte, versetzt, vorher 
aber zur Übergabe des Beglaubigungsschreibens 
eine Dienstreise angeordnet, so wäre das aus- 
reichend gewesen. Auslandsdienstbezüge wären 
dann erst vom Zeitpunkt des endgültigen 
Dienstantritts an zu zahlen gewesen. Eine sol- 
che Regelung war schon deshalb geboten, weil 
dem Beamten während seines mehrmonatigen 
Inlandsaufenthalts keine Aufwendungen er- 
wuchsen, die durch die höheren Auslandsdienst- 
bezüge abzugelten waren. Auch wäre die außer- 
planmäßige Zahlung eines Teils der Bezüge des 
Vorgängers nicht erforderlich gewesen. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1, § 33 
Abs. 1 Satz 2 RHO vor. 


* 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 09 02 — Allgemeine Bewilligungen 
Fortdauernde Ausgaben 

Titel 614 — Jahresleistung an das Institut 

für Mittelstandsforschung 

19. Das Institut für Mittelistandsforschung ist eine 
vom Bund gemeinsam mit dem Land Nordrhein- 
Westfalen im Jahre 1957 errichtete Stiftung, die 
voll aus öffentlichen Mitteln unterhalten wird. 
Die Stifter hatten ihr eine jährliche Geldleistung 
bis zu 300 000 DM zugesichert. Dieser Betrag 
wurde vom Rechnungsjahr 1962 an auf 
480 000 DM erhöht. Hiervon haben nach der 
Stiftungsurkunde der Bund zwei Drittel und das 
Land Nordrhein- Westfalen ein Drittel aufzu- 
bringen. 

Das Institut gliedert sich in fünf Abteilungen. 
Jede Abteilung wird — nebenamtlich — von 
einem Hochschulprofessor geleitet. In den 
Abteilungen sind jeweils ein als „Referent" be- 
zeichneter wissenschaftlicher Assistent sowie 
ein bis zwei weitere wissenschaftliche Assisten- 
ten, eine studentische Hilfskraft und eine 
Schreibkraft tätig. 

Nach einer vom Vorstand entworfenen Organi- 
sations- und Geschäftsordnung des Instituts ist 
der „Referent" jeder Abteilung verpflichtet, als 
Vertreter des Abteilungsleiters die Dienstauf- 
sicht zu führen. Insbesondere hat er die Kon- 
trolle der vereinbarten Arbeitsbedingungen 
wahrzunehmen und sich laufend über den Stand 
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der Arbeiten zu unterrichten. Im übrigen be- 
steht zwischen den wissenschaftlichen Instituts- 
angestellten kein Vorgesetztenverhältnis. 

Für die Prüfung und Genehmigung des Haus- 
haltsplanes ist nach der Satzung ein Kuratorium 
zuständig, dem auch die Bundesminister für 
Wirtschaft, der Finanzen sowie für Arbeit und 
Sozialordnung angehören. Das Kuratorium hat 
am 15. November 1960 die Vergütung der 
„Referenten“ vom Rechnungsjahr 1961 an auf 
einen Betrag festgesetzt, der die Bezüge der 
Gruppe H 1 der nordrhein-westfälischen Besol- 
dungsordnung um monatlich 80 DM übersteigt. 

Gegen die Gewährung des Mehrbetrages hat 
der Bundesrechnungshof hier bereits bei 
Bekanntwerden entsprechender Absichten vor 
der Sitzung des Kuratoriums im November 1960 
Bedenken erhoben. Die Vergütung der „Refe- 
renten“ ist höher als diejenige habilitierter 
Dozenten, für die das nordrhein-westfälische 
Besoldungsgesetz nur eine Zulage von 50 DM 
zu den Bezügen der Gruppe H 1 vorsieht. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hält die fest- 
gesetzte Vergütung für gerechtfertigt, weil nur 
damit „den Forschungsaufgaben der Referenten 
und ihren Leitungsfunktionen gegenüber den 
sonst gleichbezahlten zweiten Assistenten in 
den einzelnen Abteilungen“ Rechnung getragen 
werden könne. Er ist außerdem der Ansicht, 
daß den „Referenten“ beim Institut für Mittel- 
standsforschung gegenüber den wissenschaft- 
lichen Assistenten an einer wissenschaftlichen 
Hochschule durch die spezifische Eigenart dieses 
Dienstpostens erhebliche geldwerte Nachteile 
entstehen. 

Der Grundsatz einer gleichmäßigen und gerech- 
ten Personalwirtschaft verlangt es, daß Insti- 
tute, die fast nur von öffentlichen Zuschüssen 
leben, die Einstufung ihrer Bediensteten der- 
jenigen der öffentlichen Zuschußgeber anpassen. 
Für die hier in Frage stehenden „Referenten“, 
von denen nur ein Abschlußexamen einer Hoch- 
schule verlangt wird, käme entsprechend der 
Bewertung vergleichbarer Stellen des öffent- 
lichen Dienstes höchstens eine Vergütung in 
Betracht, die derjenigen der Gruppe II BAT 
oder H 1 des Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen entspricht. 

Der Mehrbetrag von monatlich 80 DM kann 
weder mit den Forschungsaufgaben der „Refe- 
renten“ noch mit ihren Leitungsfunktionen in 
den einzelnen Abteilungen begründet werden. 
Daß ein wissenschaftlicher Assistent unter der 
Leitung des ihm Vorgesetzten Hochschullehrers 
auch Forschung betreibt, ist schon bei der Fest- 
setzung der Vergütung entsprechend der Besol- 
dungsgruppe H 1 ohne Zulage berücksichtigt. 
Die Leitungsfunktionen der „Referenten“, auf 
die der Bundesminister hingewiesen hat, sind 
nur von untergeordneter Bedeutung. Diese 
Assistenten vertreten nicht etwa den Vorstand 
des Instituts, »sondern nur im Verhinderungs- 
fälle den Leiter einer der fünf Institutsabtei- 


lungen bei der Führung der Dienstaufsicht. 
Auch die den „Referenten“ in dem Vorstands- 
entwurf der Organisations- und Geschäftsord- 
nung des Instituts übertragene Kontrolle der 
Arbeitsbedingungen isowie die ihnen obliegende 
Unterrichtung über den Stand der Arbeiten hebt 
ihre Tätigkeit von derjenigen der anderen 
Assistenten nicht so weit ab, daß eine besol- 
dungsmäßige Besserstellung durch eine Zulage 
gerechtfertigt erscheinen könnte. Dies zeigt sich 
auch darin, daß die „Referenten“ nach dem Ent- 
wurf des Vorstandes für eine Organisations- 
und Geschäftsordnung des Instituts nicht Vor- 
gesetzte der anderen wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter sind. Selbst wenn die „Referenten“ 
nicht die gleichen Aussichten auf Steigerung 
ihres Verdienstes hätten wie die Hochschul- 
assistenten, ließe sich die Zulage nicht recht- 
fertigen. Sie müßte dann jedem gewährt wer- 
den, der sich im wissenschaftlichen Bereich für 
einen Beruf außerhalb der Hochschule entschie- 
den hat. 

Durch den Beschluß des Kuratoriums über die 
Einstufung der „Referenten“, an dem der Bun- 
desminister als Vorsitzender mitgewirkt hat, ist 
der Bund zu Zahlungen verpflichtet worden, die 
der Sache nach nicht gerechtfertigt waren. 

* 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 12 03 ^ — Bundeswasser- und 

Schiffahrtsverwaltung 

Einmalige Ausgaben 

Titel 850 — Anschaffung von verwaltungs- 

eigenen Personenkraftwagen 

20. Ein Personenkraftwagen eines Wasser- und 
Schiffahrtsamtes ist bei dem Zusammenstoß mit 
einem privaten Lastkraftwagen im Mai 1961 so 
schwer beschädigt worden, daß nach dem Gut- 
achten des von der Verwaltung herangezogenen 
amtlichen Kraftfahrzeugsachverständigen die 
Wiederherstellungskosten den Zeitwert, den 
der Personenlyaftwagen vor dem Unfall hatte, 
in erheblichem Umfange überschritten hätten. 
Die Versicherung des Halters des Lastkraft- 
wagens, der den Zusammenstoß allein verschul- 
det hatte, hat daher entsprechend dem Gut- 
achten des Kraftfahrzeugsachverständigen dem 
Amt Schadenersatz in Höhe von rd. 1766 DM 
geleistet. Aus dem Verkauf des beschädigten 
Personenkraftwagens ist ein Erlös von 530 DM 
erzielt worden. Beide Beträge hat das Amt nicht 
bei den Einnahmen nachgewiesen, sondern von 
den Ausgaben bei Kapitel 12 03 Titel 850 ab- 
gesetzt. Aus den hierdurch gewonnenen Mit- 
teln hat es einen gebrauchten Personenkraft- 
wagen als Ersatzfahrzeug gekauft. 

Das Amt hat seine Maßnahmen damit begrün- 
det, daß ein Ersatzfahrzeug dringend benötigt 
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worden sei, daß aber bei Titel 850 keine Mittel 
zur Verfügung gestanden hätten. 

Diese Begründung vermag die Maßnahmen 
nicht zu rechtfertigen. Alle Einnahmen und Aus- 
gaben sind mit ihrem vollen Betrage an der für 
sie vorgesehenen Stelle in der Rechnung nach- 
zuweisen. Abweichungen, wie sie durch den 
Haushaltsplan ausnahmsweise zugelassen wer- 
den können, isind bei Kapitel 12 03 Titel 850 
nicht vorgesehen. Demgemäß hätte das Amt die 
Beträge bei den fortdauernden Einnahmen 
buchen müssen, und zwar den Ersatzbetrag bei 
Titel 69 — Vermischte Einnahmen — und den 
Verkaufserlös bei Titel 75 — Erlöse aus der 
Veräußerung von Kraftfahrzeugen — . Da der 
Kauf des Ersatzfahrzeuges unvorhergesehen 
und unabweisbar war, hätte die Genehmigung 
zu einer überplanmäßigen Ausgabe eingeholt 
werden müssen. Es liegen Verstöße gegen § 69 
Abs. 1, § 71 Abs. 1, § 33 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister für Verkehr hat sich der 
Beanstandung angeschlossen und in einem 
Runderlaß die ihm nachgeordneten Behörden 
auf die sorgfältige Beachtung der Bestimmun- 
gen hingewiesen. 

Einzelplan 14 — Bundesminister für 
Verteidigung 

Ordentlicher Haushalt 
Kapitel 14 12 — Unterbringung 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 201 — Unterhaltung, Ersatz und 

Ergänzung der Geräte und 
Ausstattungsgegenstände in 
den Diensträumen 


der Truppe vorläufig als behelfsmäßigen Gas- 
prüfraum zur Verfügung zu stellen. Sie sicherte 
zu, daß dem Bund durch die vorläufige Benut- 
zung des Rohbaues als Gasprüfraum keine zu- 
sätzlichen Kosten entstehen würden. Der Bun- 
desrechnungshof sah darauf im Januar 1961 da- 
von ab, die Angelegenheit weiterzuverfolgen. 

Die Fliegerhorstgruppe hat zwar den Rohbau 
vorübergehend als Gasprüfraum benutzt, das 
Bauwerk dann aber doch bis in das Jahr 1961 
hinein weiter zu einem Klubhaus für die 
Tenniisgemeinschaft des Fliegerhorstes aus- 
gebaut. Das Klubhaus besteht aus mehreren 
Räumen und besitzt Toiletten-, Dusch- und 
Heizanlage; zu ihm gehört auch ein Plattenhof 
mit Arkadengang und mehreren Wegen. Dem 
Bund erwachsen hierfür laufend Bewirtschaf- 
tungs- und Unterhaltungskosten. Das Gebäude 
ist ohne die erforderliche Zustimmung der Bau- 
aufsichtsbehörde errichtet worden. Es ist auch 
unsachgemäß ausgeführt und verursacht da- 
durch einen erhöhten Unterhaltungsaufwand. 
Sein gemeiner Wert beträgt nach einer Mit- 
teilung des Finanzbauamtes Augsburg vom 
24. Mai 1962 etwa 12 000 DM. Die Bauarbeiten 
hat die Truppe weiter von Soldaten ausführen 
lassen. Für die Innenausstattung hat sie teil- 
weise bundeseigene Möbel verwendet; andere 
Teile der Einrichtung sind von Außenstehenden 
gestiftet oder aus Geldspenden der Offiziere 
beschafft worden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Fortsetzung 
dieser unzulässigen und unwirtschaftlichen Bau- 
maßnahme, von der er gegen Ende 1963 Kennt- 
nis erhalten hat, beanstandet. 

Die Fliegerhorstgruppe hat eingewendet, daß 
die Soldaten die Bauarbeiten in ihrer Freizeit 
ausgeführt und im Fliegerhorst anderweitig be- 
schäftigte Baufirmen die Baustoffe kostenlos 
zur Verfügung gestellt hätten. 


Titel 204 — Unterhaltung der Gebäude 

Titel 205 — Kleinere Neu-, Um- und 

Erweiterungsbauten sowie 
Erwerb von Haus- und 
Baugrundstücken 

Titel 206 — Bewirtschaftung von 

Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

21. Eine Fliegerhorstgruppe hatte im Jahre 1957 
mit der Errichtung eines Umkleide- und Auf- 
enthaltsgebäudes in der Nähe eines im Flieger- 
horst befindlichen Tennisplatzes begonnen. Sie 
hatte dazu Abbruchmaterial verwendet und als 
Arbeitskräfte Soldaten eingesetzt. Der Bundes- 
rechnungshof hatte diese eigenmächtige Bau- 
maßnahme der Truppe im Dezember 1959 be- 
anstandet. Die zuständige Wehrbereichsverwal- 
tung hatte daraufhin berichtet, daß sie bereits 
im Oktober 1957 die Einstellung des Baues ver- 
anlaßt und die Truppe den Weiterbau unter- 
lassen habe. Die Wehrbereichsverwaltung hatte 
gleichzeitig ihre Absicht mitgeteilt, den Rohbau 


Die Vorgesetzte Kommandobehörde hat aner- 
kannt, daß der weitere Ausbau durch die 
Truppe unzulässig gewesen ist. Sie macht aber 
geltend, der Kommandeur habe das Vorhaben 
aus fürsorgerischen Gründen gefördert, weil in 
dem Fliegerhorst Sportplätze, ein Schwimmbad, 
ein Soldatenheim und ein Offizierheim fehlten. 
Im übrigen seien, soweit feststellbar, dem Bund 
durch den Ausbau keine Kosten entstanden. 
Außerdem würden die Innenräume im Winter 
durch die Standortverwaltung genutzt. Die 
Kommandobehörde ist daher dafür eingetreten, 
das Gebäude künftig aus Bundesmitteln zu 
unterhalten. 

Das Vorbringen der Fliegerhorstgruppe und der 
Vorgesetzten Kommandobehörde ist nicht ge- 
eignet, die Beanstandungen des Bundesrech- 
nungshofes zu entkräften. Die Angabe der 
Truppe, daß die Soldaten nur außerhalb ihrer 
Dienstzeit an dem Bau beschäftigt worden seien 
und das verwendete Material ausschließlich aus 
Spenden auf dem Platz tätiger Firmen herrühre, 
vermag die beanstandeten Maßnahmen nicht zu 
rechtfertigen. 
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Die Ansicht der Kommandobehörde, die Unter- 
haltungskosten für das Bauwerk könnten auf 
den Bundeshaushalt übernommen werden, ist 
sachlich nicht berechtigt. Das Gebäude ist für 
dienstliche Zwecke nicht verwendbar. Es wird 
unbeschadet einer vorübergehenden Benutzung 
durch die Standortverwaltung in den Winter- 
monaten 1963/64 nicht benötigt. Eine dauernde 
Nutzung ist auch nicht möglich, weil das Mauer- 
werk vor allem in Bodennähe 'stark durch- 
feuchtet ist. Der Bau ist auch nicht als Fürsorge- 
maßnahme zu rechtfertigen, zumal da sich nur 
verhältnismäßig wenige Soldaten der Tennis- 
gemeinschaft angeschlossen haben und in den 
Genuß der Vorteile des Klubhauses gelangt 
sind. 

Es werden also Bundesmittel für einen haus- 
haltsmäßig nicht vorgesehenen, von der Bauauf- 
sichtsbehörde nicht genehmigten und unsachge- 
mäß ausgeführten Bau, seine Ausstattung sowie 
seine Unterhaltung und Bewirtschaftung in An- 
spruch genommen. 

In dem Verhalten der Truppe liegen Verstöße 
gegen § 26 Abs. 1, § 30 Abs. 1 Satz 1 RHO und 
gegen Bauvorschriften. Die Verstöße wiegen um 
so schwerer, als der Bundesminister den 
Truppenkommandeuren schon im Herbst 1957 
die Durchführung eigenmächtiger Baumaß- 
nahmen allgemein untersagt hat und im vor- 
liegenden Fall die zuständige Wehrbereichsver- 
waltung und der Bundesrechnungshof ausdrück- 
lich auf die Unzulässigkeit der Maßnahme hin- 
gewiesen hatten. 

Der Bundesminister hat in diesem Falle jedoch 
erklärt, er müsse grundsätzlich die Initiative 
der Truppe, im Rahmen der gegebenen Möglich- 
keiten durch persönlichen Einsatz und eigene 
Mittel Betreuungsanlagen zu schaffen, billigen, 
zumal da es bisher weitgehend nicht möglich 
gewesen sei, den berechtigten Fürsorgebelan- 
gen der Truppe im erforderlichen Umfang und 
innerhalb der gewünschten Zeit Rechnung zu 
tragen. 

Der Bundesrechnungshof stimmt mit der vom 
Bundesminister dargelegten Auffassung im 
Grundsatz überein, hält aber ihre Anwendung 
auf den vorliegenden Fall nicht für gerechtfer- 
tigt. Die Errichtung des Bauwerks ohne die 
gesetzlich vorgeschriebene Zustimmung der 
Bauaufsichtsbehörde war unzulässig. Außerdem 
war sie unwirtschaftlich und diente nur einem 
kleinen Personenkreis. 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen 
haben, daß weitere Nachteile für den Bundes- 
haushalt vermieden werden. Die Tennisgemein- 
schaft wird also die Kosten der laufenden 
Unterhaltung und Bewirtschaftung zu überneh- 
men haben. 


* 


Bemerkung 

zu über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben 

Zu Einzelplan 04 — Geschäftsbereich des 

Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 

Kapitel 04 03 — Presse- und 

Informationsamt 
der Bundesregierung 

Titel 600 — Zuschuß an 

INTER NATIONES e. V. 

22. Auf S. 2134 der Anlage I zur Bundeshaushalts- 
rechnung ist die überplanmäßige Ausgabe von 
857 000 DM damit begründet worden, daß die 
Übertragung neuer Aufgaben an INTER 
NATIONES e. V. einen Mehraufwand an Per- 
sonal- und Sachausgaben erforderlich gemacht 
habe. Diese Begründung trifft für einen Teil der 
überplanmäßigen Ausgabe nicht zu. 

Nach dem Wirtscäiaftsplan von INTER 
NATIONES e. V. waren veranschlagt 

Personalausgaben 545 000, — DM 

Sachausgaben 180 000, — -DM 

zusammen 725 000, — DM 

Dagegen sind nach dem Ver- 
wendungsnachweis des Ver- 
eins tatsächlich entstanden und . 
aus Kapitel 04 03 Titel 600 ge- 
deckt worden 

Personal- 
ausgaben .... 898 847,88 DM 

Sachausgaben . 592 847,66 DM 1 491 695,54 DM 

also mehr ... 766 695,54 DM 

Nur in diesem Umfange ist 
die überplanmäßige Ausgabe 
durch einen Mehraufwand bei 
den Personal- und Sachaus- 
gaben begründet. 

Von den bei Kapitel 04 03 
Titel 600 insgesamt nachgewie- 
senen überplanmäßigen Aus- 
gaben in Höhe von 857 000, — DM 


entfällt also gemäß dem Ver- 
wendungsnachweis von INTER 
NATIONES e. V. ein Teil in 

Höhe von 90 304,46 DM 

nicht auf Personal- und Sach- 
ausgaben. 

Diese Mehrausgabe ist in Höhe von rd. 38000 DM 
auf die Übernahme des Fehlbetrages 1960 auf 
das Rechnungsjahr 1961 zurückzuführen. Bei den 
weiteren rd. 52 000 DM handelt es sich um 
Zweckausgaben auf dem Gebiete der politischen 
Öffentlichkeitsarbeit im Ausland; die offene 
Darlegung des dieser Ausgabe zugrunde liegen- 
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den Sachverhalts wäre um so mehr geboten 
gewesen, als Ausgaben für diese Zwecke in 
großem Umfang aus Kapitel 04 03 Titel 315 
finanziert worden sind. 

Im Betrage von 90 304,46 DM ist daher die über- 
planmäßige Ausgabe bei Kapitel 04 03 Titel 600 
durch die Begründung nicht gedeckt. Das ist dar- 
auf zurückzuführen, daß der Bundesminister der 
Finanzen in dem Zustimmungsverfahren nach 
§ 33 Abs. 1 RHO über den Sachverhalt nicht 
zutreffend unterrichtet worden ist. 

Gegen die nachträgliche Genehmigung der Aus- 
gabe durch die gesetzgebenden Körperschaften 
bestehen keine Bedenken. 

* 


Bericht nach § 109 RHO 

23. Der Bundesrechnungshof hat sich Vorbehalten, 
an Stelle weiterer Einzelbemerkungen die von 
ihm bei der Prüfung von bestimmten Ausgaben 
gemachten Wahrnehmungen gemäß § 109 RHO 
der Bundesregierung mitzuteilen. 

* 


Buchungen an unrichtiger Stelle 

24. Die in der Nachweisung (S. 15 Nr. 25) aufgeführ- 
ten Beträge sind nicht bei den richtigen Haus- 
haltsstellen gebucht worden (Titelverwechse- 
lungen). Der Bundesrechnungshof hat Titel- 
verwechselungen nur aufgenommen, wenn durch 
sie die Überschreitung eines Ansatzes vermie- 
den oder verursacht worden ist oder wenn sie 
eine grundsätzliche oder sonst erhebliche Bedeu- 
tung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 RHO). 

* 
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25. Nachweisung der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erläuterung siehe Nr. 26) 



Es sind gebucht 


Bei richtiger Buchung der Beträge wären 


bei 

statt bei 


als Haushalts- 
überschreitung 
ggf. als Haus- 

die Haushaltsüberschreitungen 
ggf. Haushaltsvorgriffe (V) 
oder die außerplanmäßigen 
Ausgaben 

Lfd. 

Nr. 





Betrag 

Kapitel 

Titel 

Kapitel 

Titel 

haltsvorgriff (V) 
oder als außer- 
planmäßige 

höher 

niedriger 



Ausgabe 

nachzuweisen 

gewesen 

nachzuweisen gewesen 







um 

um 







DM 

DM 

DM 

DM 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 i 

6 t 

7 1 

8 1 

9 


1 

09 02 

679 

12 02 

679 b 

148 004,95 

1 



2 

12 02 

679 b 

09 02 

679 

55 468,57 




3 

09 02 

69 

09 02 

679 

4 175,60 

J 







(Abset- 

zung) 





4 

10 11 

200 

10 11 

201 a 

523,20 


478,88 
(Titel 201 a) 


5 

10 13 

300 

10 13 

200 

560,— 


507,44 
(Titel 200) 


6 

24 03 

420 

24 03 

421 

499,66 j 


— 


7 

24 03 

420 

24 03 

i 20 

5 794,61 


^ ^ 




(Abset- 

zung) 






< 


499,66 
(Titel 421) 

5 294,95 
(Titel 420) 


96 711,98 
(Kap. 09 02 
Tit. 679) 


26, Erläuterung der Buchungen 
an unrichtiger Stelle 

(siehe Nr. 25) 


Zu lfd. Nr. 1 

Bei Kapitel 12 02 Titel 679 b nachzuweisende 
Betriebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur Ver- 
billigung von Gasöl sind bei Kapitel 09 02 Titel 
679, der Betriebsbeihilfen für versteuertes Gasöl 
an gewerbliche und sonstige Betriebe der allge- 
meinen Wirtschaft vorsieht, gebucht worden. 


Zu lfd. Nr. 2 

Bei Kapitel 09 02 Titel 679 nachzuweisende Be- 
triebsbeihilfen für versteuertes Gasöl an ge- 
werbliche und sonstige Betriebe der allgemeinen 
Wirtschaft sind bei Kapitel 12 02 Titel 679 b, 
der Betriebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur 
Verbilligung von Gasöl vorsieht, gebucht wor- 
den, 


Zu lfd. Nr. 3 

Rückeinnahmen an Betriebsbeihilfen für ver- 
steuertes Gasöl an gewerbliche und sonstige 
Betriebe der allgemeinen Wirtschaft, die nach 
dem Haushaltsvermerk bei Kapitel 09 02 Titel 
679 den Mitteln zufließen sollen, sind bei den 
vermischten Einnahmen gebucht worden. 


Zu lfd. Nr. 4 

Bei Kapitel 10 11 Titel 201a nachzuweisende 
Kosten für die Unterhaltung von Schreib- 
maschinen sind bei Kapitel 10 11 Titel 200, der 
Aufwendungen für Geschäftsbedürfnisse vor- 
sieht, gebucht worden. 


Zu lfd. Nr. 5 

Bei Kapitel 10 13 Titel 200 nachzuweisende Ko- 
sten für übersetzungsarbeiten sind bei Kapitel 
10 13 Titel 300, der Aufwendungen für For- 
schung, Versuche und Laboratoriumsbedarf vor- 
sieht, gebucht worden. 
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Zu lfd. Nr. 6 

Bei Kapitel 24 03 Titel 421 nachzuweisende Aus- 
gaben für Forsteinrichtungsarbeiten sind bei 
Kapitel 24 03 Titel 420, der Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der bundeseigenen Forsten vor- 
sieht, gebucht worden. Der Betrag setzt sich aus 
zwei Einzelbeträgen zusammen. 


Zu lfd. Nr. 7 

Die bei Kapitel 24 03 Titel 20 (Einnahmen aus 
der Bewirtschaftung bundeseigener Forsten) 
nachzuweisenden Erstattungen von im Rech- 
nungsjahr 1960 verauslagten Löhnen für Forst- 
arbeiten auf Rechnung Dritter und für Kinder- 
geld sind bei Kapitel 24 03 Titel 420 (Ausgaben 
für die Bewirtschaftung bundeseigener Forsten) 
durch Rotabsetzung gebucht worden. Der Betrag 
setzt sich aus sechs Einzelbeträgen zusammen. 


27. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen nach den Spal- 
ten 7 und 8 der Nachweisung (Nr. 25) ein unvor- 
hergesehenes und unabweisbares Bedürfnis vor- 
lag (Artikel 112 Satz 2 GG). 

* 

Buchungen 

in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

28. Die in der Nachweisung (S. 16 Nr. 29) aufge- 
führten Ausgaben sind nicht in der Rechnung 
des Rechnungsjahres nachgewiesen, in dem sie 
geleistet sind oder in das sie nach ihrem Ent- 
stehungsgrund gehören (Verstoß gegen § 68 
RHO). Der Bundesrechnungshof hat die Nach- 
weisung entsprechend dem Grundsatz aufge- 
stellt, der für Titelverwechselungen gilt (§ 107 

. Abs. 3 Satz 1 RHO; vgl. S. 14 Nr. 24). 


29. Nachweisung der Buchungen in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(Erläuterung siehe Nr. 30) 






Ist 

gebucht 

War zu 
buchen 

Bei richtiger Buchung wäre 















eine Haushalts- 

die Haushaltsuberschreitung, 
ggf. der Haushaltsvorgriff (V) 

Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 

Betrag 

im Rechnungsjahr 

Überschreitung, 
ggf. ein Haus- 
haltsvorgriff (V) 

; entstanden von 

höher 

geringer 





gewesen um 







DM 

DM 

DM 

1 1 

2 ! 

3 ! 

1 4 

1 5 1 

6 

1 7 

1 8 

1 9 

1 

04 03 

309 

24 260,46 

1961 





— 

24 260,46 





— 

1960 

— 

— 

— 

2 

24 03 

420 

4 897,77 

1962 

— 

— 

— 

4 897,77 





— 

1961 

— 

4 897,77 

— 


30. Erläuterung der Buchungen 
in einem unrichtigen Rechnungsjahr 

(siehe Nr. 29) 

Zu lfd. Nr. 1 

Die am 14. Dezember 1960 beim Bundespresse- 
amt eingegangene Rechnung der Firma „Werbe- 
studio 7 GmbH", Köln, für im Rechnungsjahr 
1960 gelieferte Filmkopien hätte zu Lasten des 
Rechnungsjahres 1960 gebucht werden müssen, 
da die Ausgaben wirtschaftlich diesem Rech- 
nungsjahr zugehörten und die Rechnung vor 
Abschluß der Kassenbücher vorlag. 


Zu lfd. Nr. 2 

Löhne für Waldarbeiter für den Monat Septem- 
ber 1961, die sowohl für das Forstwirtschafts- 
jahr 1961 als auch für das Rechnungsjahr 1961 
zu buchen gewesen wären, sind irrtümlich so- 
wohl im Forstwirtschaftsjahr 1962 als auch im 
Rechnungsjahr 1962 nachgewiesen worden, ob- 
gleich die Kassenanweisung im September 1961 
ergangen ist. 

31. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die überplanmäßige Ausgabe nach Spalte 8 der 
Nachweisung (Nr. 29) ein unvorhergesehenes 
und unabweisbares Bedürfnis vorlag (Artikel 
112 Satz2 GG). 
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Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte 
aus früheren Rechnungsjahren 

32. a) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1958 (Bemerkungen 1958 S. 55 
Nr. 33 und S. 66 unter a) : 

Der Vorbehalt Nr. 1 

zu den Ausgaben, über die für einen län- 
geren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
oder über die noch durch besondere Rech- 
nungen Rechnung zu legen ist, 

wird aufgehoben. 

b) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1959 (Bemerkungen 1959 S. 19 
Nr. 28 und S. 27 unter a): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

zu den Ausgaben, über die für einen län- 
geren Zeitraum als ein Rechnungsjahr oder 
über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

wird aufgehoben. 

c) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960 (Bemerkungen 1960 S. 23 
Nr. 40): 


Der Vorbehalt Nr. 3 

zu den Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern und Rechnungsunterlagen der Be- 
triebe im Sinne des § 15 RHO nachgewie- 
sen werden, 

wird aufgehoben. 


* 

Allgemeine Vorbehalte 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1961 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

33. Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein 

vor, Bemerkungen aufzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen länge- 
ren Zeitraum als ein Rechnungsjahr oder 
über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außer- 
halb der Bundesverwaltung zur Erfüllung 
bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind (§ 64 a RHO), 

3. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in 
Büchern und Rechnungsunterlagen der Be- 
triebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden. 
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V ermögensrechnung 

34. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1961 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 





Zugang 

Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am Beginn 
des Rechnungsjahres 

mit 

ohne 


haushaltsmäßige (r) Zahlung 



1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

Allgemeines 

Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

14 086 426 307,— 

1 590 883 775,72 

1 445 476 800,92 

03 

Geldwerte Rechte 

7 300 000,— 

— 

— 


Summe 0 

14 093 726 307,— 

1 590 883 775,72 

1 445 476 800,92 

1 

Sachen im Gemeingebrauch . . . 

— 

1 075 188 741,83 

11 376 923,79 

2 

Vermögen d. Bundesanstalten 
und -einrichtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

84 256 533,— 

10 034 195,66 

8 619 596,49 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

2 104 966,— 

. — 

217 767,— 

23 

Geldwerte Rechte 

50 193,17 

273 300,— 

■ — 


Summe 2 

86 411 712,17 

10 307 495,66 

8 837 363,49 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

267 339 495,10 

1 882 264,10 

7 113 854,53 

330 

Kapitalbeteiligungen 

4 746 873 266,67 

76 292 000,— 

685 140 742,92 


Summe 3 

5 014 412 761,77 

78 174 264,10 

692 254 597,45 

4 

Allgemeines Kapital- und 
Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

2 923 683 901,— 

54 565 159,68 

208 919 234,05 

43 

Geldwerte Rechte 

26 321 913 567,01 

5 550 434 193,12 

2 530 144 233,72 


Summe 4 

29 245 597 468,01 

5 604 999 352,80 

2 739 063 467,77 

5 

Treuhandvermögen 

1 589 874 584,65 

273 000,— 

27 936 093,01 


Summe 4 und 5 

30 835 472 052,66 

5 605 272 352,80 

2 766 999 560,78 


Vermögen zusammen 

50 030 022 833,60 

8 359 826 630,11 

4 924 945 246,43 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres 50 030 022 833,60 DM 

Vermögen am Ende des Rechnungsjahres 55 413 618 997,92 DM 


Mithin Vermögensmehrung 

5 383 596 164,32 DM 


SCHULDEN 




96 

Fundierte Schuld 

27 218 927 005,63 

2 946 200 000,— 

3 692 539 308,48 

97 

Schwebende Schuld 

5 543 750 000,— 

— 

252 750 000,— 

99 1 

Andere Schulden 

287 011 141,83 

2 000 241,35 

23 959 533,66 


Schulden zusammen 

33 049 688 147,46 

2 948 200 241,35 

3 969 248 842,14 




Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 33 049 688 147,46 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 32 288 703 518,49 DM 


Mithin Schuldenminderung 


760 984 628,97 DM 
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Abgang 




mit 

ohne 

Abschreibungen 

Bestand am Ende des | 
Rechnungsjahres ! 

Veränderungen des 
Bundesvermögens 

haushaltsmäßige (r) Zahlung 


4 

5 

6 

7 

8 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

9 306 741,17 

1 261 917 178,63 

119 948 466,84 

15 731 614 497,— 

7 300 000,— 

+ 1 645 188 190,— 

9 306 741,17 

1 261 917 178,63 

119 948 466,84 

15 738 914 497,— 

+ 1 645 188 190,— 

344 039,19 

24 889 147,86 

1 061 332 478,57 

— 

— 

9 370,45 

1 343 984,— 
525 158,— 

10 388,64 

888 209,15 

100 678 152,— 

1 797 575,— 
303 734,08 

+ 16 421 599,— 

- 307 391,— 

-f 253 540,91 

9 370,45 

1 879 530,64 

888 209,15 

102 779 461,08 

+ 16 367 748,91 

2 455 260,07 

1 033 979 021,21 

10 356 784,06 
717 117 410,89 


263 723 569,60 

3 757 209 577,49 

- 3 815 925,50 

“ 989 663 689,18 

1 036 434 281,28 

727 474 194,95 



4 020 933 147,09 

- 993 479 614,68 

70 265 900,54 
578 185 093,50 

157 342 963,03 

2 810 440 828,55 

26 727 417,16 

2 932 832 014,— 

31 013 866 071,80 

+ 9 148 113,— 

+ 4 691 952 504,79 

648 450 994,04 ! 

2 967 783 791,58 

26 727 417,16 ' 

33 946 698 085,80 

+ 4 701 100 617,79 

— 

13 789 870,71 

— 

1 604 293 806,95 

+ 14 419 222,30 

648 450 994,04 

2 981 573 662,29 | 

26 727 417,16 

35 550 991 892,75 

+ 4 715 519 840,09 

1 694 545 426,13 

4 997 733 714,37 

1 208 896 571,72 

55 413 618 997,92 

+ 5 383 596 164,32 

804 057 566,54 

85 000 000,— 

31 621 738,27 

2 695 411 813,49 

4 038 350 000,— 

23 992 594,16 

1 

1 

j 

30 358 196 934,08 

1 673 150 000,— *) 
257 356 584,41 

+ 3 139 269 928,45 
-3 870 600 000,— 
- 29 654 557,42 

920 679 304,81 

1 6 757 754 407,65 

1 

1 32 288 703 518,49 

1 - 760 984 628,97 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 
Gewährleistungs- oder anderen ähnlichen wirt- 
schaftlichen Zwecken dienenden Verträgen betrugen 
am Ende des Rechnungsjahres 21 167 192 314,62 DM 

gegenüber 17 833 218 832,61 DM 

im Vorjahre. 


Außerdem sind vom ERP-Son- 

dervermögen 273 523 075,63 DM 

und die Zinsen von einem Kapi- 
talbetrag von 383 000 000, — DM 

verbürgt. 


*) In dem Betrage sind unverzinsliche Schatzanweisungen in Höhe von 1100 Mio DM enthalten, die noch nicht be- 
geben, sondern bei der Deutschen Bundesbank hinterlegt worden sind. In dieser Höhe sind also noch keine 
Schuldverpflichtungen des Bundes begründet worden. Der Betrag ist deshalb in dem gern. Artikel 110 Abs. 3 des 
Grundgesetzes dem Bundeshaushaltsplan 1963 beigefügten Nachweis über das Vermögen und die Schulden des 
Bundes nach dem Stande vom 31. Dezember 1961 nicht enthalten. 
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35. Die in der Vermögensrechnung 1961 für den 
Beginn des Rechnungsjahres nachgewiesenen 
Bestände stimmen hei allen Vermögensgruppen 
mit den am Schluß des Rechnungsjahres 1960 
nachgewiesenen Beständen überein. 


36. Die in der Vermögensrechnung nachgewiesenen 
Zugänge und Abgänge des Vermögens entspre« 
chen nicht in allen Teilen den in der Geldrech- 
nung nachgewiesenen vermögenswirksamen 
Zahlungen. 


in in 

1000 DM 1000 DM 


In der Vermögensrech- 
nung (Vermögenshaupt- 
rechnung) sind durch 
haushaltsmäßige Zahlun- 
gen veranlaßte Vermö- 
genszugänge von 

und Vermögensabgänge 

von 

nachgewiesen. 

Dagegen haben nach der 
Geldrechnung (Hauptrech- 
nung) die vermögenswirk- 
samen Haushaltsausga- 
ben, die zu einer Erhö- 
hung des Vermögens führ- 
ten, 

und die vermögenswirk- 
samen Haushaltseinnah- 
men, die zu einer Vermin- 
derung des Vermögens 

führten, 

betragen. 


8 359 826 


1 694 545 


8 240 440 


1 575 154 


in in 

1000 DM 1000 DM 


gänge mit haushalts- 
mäßiger Zahlung nach- 
gewiesen, und zwar 
mit dem Ergebnis, daß 
das Mehr der Vermö- 
gensrechnung gegen- 
über der Geldrechnung 
bei den Vermögenszu- 


gängen 119 391 

und bei den Vermö- 
gensabgängen eben- 
falls 119 391 

beträgt. 


2. Die in der Geldrech- 
nung des Einzelplans 
11 nachgewiesenen 
vermögenswirksamen 
Haushaltsausgaben 

sind jedoch um 5 

höher als die in der 
V ermögensrechnung 
nachgewiesenen Zu- 
gänge. Das ist darauf 
zurückzuführen, daß 
ein Land die der 
Kriegsopferversorgung 
dienenden, aus Bun- 
desmitteln geschaffe- 
nen Vermögenswerte 
auch im Rechnungsjahr 
1961 nicht in die Ver- 
mögensrechnung auf- 
genommen hat. 


Nach der Vermögensrech- 
nung mehr 119 386 119391 

Die Abweichungen haben 
folgende Ursachen: 

1. In der Geldrechnung 
sind vermögenswirk- 
same Haushaltsein- 
nahmen von Haus- 
haltsausgaben und um- 
gekehrt vermögens- 
wirksame Haushalts- 
ausgaben von Haus- 
haltseinnahmen abge- 
setzt worden. Diese 
vermögenswirksamen 
Zahlungen sind als 
solche in der Geldrech- 
nung nicht zu erken- 
nen. In Höhe der ent- 
sprechenden Beträge 
werden jedoch in der 
Vermögensrechnung 
Vermögensabgänge 
und VermÖgenszu- 


Die durch haushaltsmäßige Zahlungen entstan- 
denen Zugänge und Abgänge der Schulden 
stimmen mit den entsprechenden vermögens- 
wirksamen Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
überein. 

37. Zwei Länder haben seit längerem bestritten, 
daß der Bund an den Vermögenswerten, die seit 
dem 1. April 1950 aus den vom Bund den Län- 
dern für Zwecke der Kriegsopferversorgung zur 
Verfügung gestellten Mitteln beschafft worden 
sind, Eigentum erworben habe (z. vgl. Bemer- 
kungen 1955 Nr. 40 und die Bemerkungen aller 
folgenden Jahre). Dieser Auffassung hat isich 
ein weiteres Land angeschlossen; es hat im 
Rechnungsjahr 1961 bisher als Bundesvermögen 
nachgewiesene Vermögenswerte, die der 
Kriegsopferversorgung dienen, in der Vermö- 
gensrechnung in Höhe von insgesamt 18 Mio 
als Abgang ohne haushaltsmäßige Zahlung ge- 
bucht. 

38. Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
haben bei 52 259 Mio DM Gesamtausgaben 
9280 Mio DM betragen. Damit die Wirkung der 
Haushalts Wirtschaft im Rechnungsjahr 1961 auf 
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die Vermögensbildung sachlich richtig beurteilt 
werden kann, müssen von den Gesamtausgaben 
einige Posten abgesetzt werden. Es handelt sich 
um den Zuschuß des ordentlichen Haushalts an 
den außerordentlichen Haushalt (1461 Mio DM) 
und um die Abführung der Ausgleichsabgaben 
an den Lastenausgleichsfonds (2024 Mio DM), 
zusammen 3485 Mio DM. Von den dann noch 
verbleibenden 48 774 Mio DM waren 19 v. H. 
vermögenswirksam. Im Rumpfrechnungsjahr 

1960 waren es 16 v. H. und im Rechnungsjahr 
1959 20,7 v.H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1961 haben 8360 Mio DM 
(Spalte 2 der Vermögensrechnung) zur Meh- 
rung des Vermögens beigetragen gegenüber 
4648 Mio DM in dem Rumpf rechnungsjahr 1960 
und 6725 Mio DM in dem Rechnungsjahr 1959. 
Zur Schuldentilgung sind 920 Mio DM (Spalte 4 
der Vermögensrechnung) verwendet worden; 
im Rumpf rechnungsjahr 1960 waren es 385 Mio 
DM und im Rechnungsjahr 1959 1395 Mio DM. 

39. Der Anteil der vermögenswirksamen Haus- 
haltseinnahmen an den Gesamteinnahmen hat 
sich gegenüber dem Vorjahre vergrößert. Von 
den Gesamteinnahmen des Rechnungsjahres 

1961 (52 098 Mio DM abzüglich des Beitrages 
zum außerordentlichen Haushalt aus den Mit- 
teln des ordentlichen Haushalts und der Abfüh- 
rung der Ausgleichsabgaben an den Lastenaus- 
gleichsfonds von zusammen 3485 Mio DM, d. h. 
48 613 Mio DM) sind 4523 Mio DM vermögens- 
wirksam gewesen, das sind 9,3 v. H. Demgegen- 
über wirkten sich im Rechnungsjahr 1960 
3,1 v.H. und im Rechnungsjahr 1959 7,3 v.H. 
auf das Vermögen des Bundes aus. 

Die vermögenswirksamen Einnahmen im Rech- 
nungsjahr 1961 sind im wesentlichen durch den 


Verkauf von Vermögenswerten sowie durch 
die Tilgung von Forderungen des Bundes ent- 
standen. Diesen Einnahmen stehen entspre- 
chende Vermögensabgänge gegenüber. 

Die Einnahmen aus Anleihen haben im Rech- 
nungsjahr 1961 1238 Mio DM (davon 1176 Mio 
DM Entwicklungshilfe-Anleihe) betragen; im 
Rechnungsjahr 1960 waren es 403 Mio DM und 
im Rechnungsjahr 1959 1567 Mio DM. 


* 


Schlußbemerkung 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

40. Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung ist nach 
§ 107 Abs. 2 RHO ein Bericht darüber zu ver- 
binden, welche wesentlichen Anstände sich aus 
der Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ergeben haben. Der mit 
den Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1960 verbundene, nach 
dem Stande von Ende September 1963 aufge- 
'Stellte Bericht vom 22. Oktober 1963 bezog sich 
vornehmlich auf die Prüfung von Geschäftsjah- 
ren, die in den Kalenderjahren 1959 bis 1962 
endeten. Inzwischen hat der Bundesrechnungs- 
hof hauptsächlich Geschäftsjahre mit Abschlüs- 
sen in den Kalenderjahren 1962 und 1963 ge- 
prüft. Der Schriftwechsel über diese Prüfungen 
ist zum großen Teil noch nicht äbgeschlosisen. 
über das Ergebnis wird der Bundesrechnungs- 
hof später berichten. 


Frankfurt am Main, den 11. Dezember 1964 


Bundesrechnungshof 

Hopf 

(außer Nr. 21) 


Bundesrechnungshof 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 21) 
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Anlage 

(zu S. 9 Nr. 17) 


Druck- und Darstellungsfehler 

In der Bundeshaushaltsrechnung 1961 hat der Bundesrechnungshof 
— von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — 
folgende Druck- und Darstellungsfehler festgestellt; 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorwort 




XXX 

Kap. 31 01 

5 

3 467 900 

3 467 500 

XXXVIII 

bei 35 Zusammen 

5 

105 500 000 

108 500 000 

XXXIX 

bei A 35 11 b 

10 

205 951 700 

205 915 700 


Vorbericht 




6 

Kap. 12 02 

37. Zeile 

(711) 

(710) 

8 

5. Zeile 





a) in Einnahme bei 





Kap. 04 02 Tit. 222 


7 830 919,35 

8 254 993,80 


Kap. 06 02 Tit. 222 


56 254,22 

51 952,60 


Kap. 12 02 Tit. 222 


24 817 490,86 

15 241 333,37 


Kap. 33 02 Tit. 222 


123 919 017,10 

66 313 804,40 



zusammen 

166 623 681,53 

89 862 084,17 


b) in Ausgabe bei 

Kap. 14 02 Tit. 222 


166 623 681,53 

89 862 084,17 

18 

h) Kap. (35 06) Tit. (300) 

letzte 

— 

6,5 

18 

Kap. 11 13 

5. Zeile von 
unten 

apl. 594 

apl. 954 

30 

Kap. 10 02 Tit. 961 

8 

434,9 

439,9 


Kap. 10 02 Tit. 958 
(950, 954, 966, 967) 

8 

97,2 

101,7 

31 


1 

10 02/500 aus b 1 

10 02/572 b (b2) 

10 02/580 aus b 1 
10 02/572 b 


Kap. 10 02 Tit. 572 b (b 2) 

8 

161,4 

156,5 

36 

Kap. 10 02 Tit. 572 b (2) 

8 

161,4 

156,5 


Kap. 10 02 Tit. 961 

8 

434,9 

439,9 


Kap. 10 02 Tit. 573 b 

8 

183,0 

188,0 


Kap. 10 02 Tit. 574 

8 

67,8 

69,8 

36 

Kap. 10 02 Tit. 576 (a und b) 

8 

28,1 

29,1 



1 

10 02/956 b aus d 

10 02/673 
aus a, c, d, e 

37 

Kap. 10 02 Tit. 578 (a, b 1, 2) 

8 

28,4 

28,7 


Kap. 10 02 Tit. 615 c, d 

8 

9,6 

4,6 


Kap. 10 02 Tit. 630 a, b, (b, c) 

8 

26,3 

27,3 

38 

Anmerkung 17 


245,4 

252,2 


Anmerkung 22 

in der 

1. Zeile 

(30 06 und 33 07) 

(33 07 und 33 08) 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

52 

Kap. 06 08 

2, 3 

306 

305 


Kap. 06 19 

2, 3 

Kosten der Sach- 
verständigen- 
kommission zur 
laufenden Beurtei- 
lung der gesamt- 
wirtschaftlichen 
Lage 

602 

Durchführung von 
Aufträgen Dritter 

600 

170 

Einzelplan 04 

Kap. 04 01 Tit. 200 

6 

Aufwendungen des 
Bundesluftschutz- 
verbandes 

20 993,43 

Erprobung ver- 
besserter Draht- 
funkeinrichtungen 
im Rahmen der Auf- 
gaben des zivilen 
Bevölkerungs- 
schutzes 

20 993,26 

173 

Summe Sachausgaben 

13 

81 693,95 

81 683,95 

232 

Einzelplan 05 

Kap. 05 03, Summe Fortdauernde 
Einnahmen 

6 

4 429 459,26 

4 429 459,76 

281 

Einzelplan 06 

Kap. 06 01, Summe der Personalaus- 
gaben 

13 a 

371 672,30 

361 672,30 

440 

446 

Kap. 06 19 Tit. 215 b | 

Tit. 217 1 

Kap. 06 19 Tit. 712 

4 bis 12 

3 

1 

Die zu den Titeln gehörenden Zahlen- 
reihen sind vertauscht worden 

Neubau der Luft- | Neubau von 10 Luft- 


Tit. 717 

3 

schutzwarnämter 
IV, V, VI und X, 

7. Teilbetrag 

Neubau weiterer 

schutzwarnämtern, 

7. Teilbetrag 

Neubau von 

484 

Zuschuß zu Kap. 06 26 

4 

Luftsdiutzwarn- 
ämter I bis III 
und VII bis IX, 

5. Teilbetrag 

4 088 844,62 

Betriebsräumen für 
Rundspruchsender 
und Richtfunk- 
stellen, 

5. Teilbetrag 

-4 088 844,62 

485 

Kap. 06 26 Tit. (879) 

9 

1 100 

1 110 

498 

Kap. 06 29, Summe Fortdauernde 
Ausgaben 

10 

7 

1 100 

1 110 

6 000 

504 

Kap. 06 30 Tit. 109 b 

4 und 6 

1 362.55 

— 


Tit. 110 

4 und 6 

— 

1 362,55 

546 

Haushaltsbeträge nach dem Abschluß 
im Haushaltsplan 

4 

3 517 200,— 

5 517 200,— 

570 

Einzelplan 07 

Kap. 07 04 Tit. 101, 103 und 104 

3. Zeile der 
Erläute- 
rung rechts 

07 01 

07 04 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

577 

Kap. 07 04 Tit. 710 

Erläute- 
rung Abs. b 
bei 

Kap. 07 05 
Tit. 300 

17 774,28 

17 774,08 


Einzelplan 08 




638 

Kap. 08 04 Tit. 205 

7 

„S" 52 707,66 

„S" 52 707,66 





1 961 739,96 


Tit. 206 

7 

1 961 739,96 

— 


Einzelplan 09 




789 

Zuschuß Kap. 09 09 

10 

6 291 767,68 

6 291 767,43 

793 

Kap. 09 10, Summe Fortdauernde 
Ausgaben 

12 

816 515,83 

816 515,82 

794 

Kap. 09 06 

6 

2 830 575,90 

2 930 575,90 


Kap. 09 08 

6 

2 934 773,94 

2 834 773,94 


Einzelplan 10 




888 

Kap. 10 11 Tit. 16 

6 

11 147,83 

12 147,83 

924 

Kap. 10 13 Tit. 675 

6 

286,15 

236,15 

994 

Kap. 10 24 Tit. 205 

7 

63 658,75 

36 658,75 

1004 

Kap. 10 01 

4 

146 449,23 

196 449,23 


Einzelplan 11 




1012 

Vorwort, Abschnitt II. Ausgaben 

6. Zeile 

Mehrausgaben 

Minderausgaben 

1021 

Kap. 11 01 Tit. 200 

12 

25 270,49 

24 270,49 

1032 

Kap. 11 02 Tit. 951 

5 

000 003,— 

300 000,— 

1039 

Kap. 11 03 Tit. 201 c 

13 

8 273,98 

7 903,81 




— vgl. hierzu die Begründung auf 

S. 2216/17 — 

1041 

Summe Sachausgaben 

13 

8 558,38 

8 188,21 


Gesamtausgaben 

13 

112 048,54 

111 678,37 


Zuschuß Kap. 1 1 03 

13 

112 048,54 

111 678,37 

1094 

Kap. 11 10, Summe Einmalige 
Ausgaben 

5 

222 550,— 

222 750,— 

1106 

Kap. 11 13 

Kopf 

Kap. 1107 

Kap. 11 13 

1115 

Kap. 1 1 03 

16 

112 048,54 

111 678,37 

1115 

Abschluß des Einzelplans 

16 

45 733 584,56 

45 733 214,39 


Einzelplan 12 




1165 

Kap. 12 03 Tit. 320 

Erläute- 

rung 

(=328 095,55) 

(=296 045,85) 

1235 

Kap. 12 10 Tit. 310 

Erläute- 
rung links 

7. Zeile 

2 121 260 946,14 

2 121 260 846,14 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Einzelplan 14 




1375 

Kap. 14 02 Tit. 308 a und b. 

Abs. 2 

Die Minderausgabe 

Die Minderausgabe 


310a und b 

der Erläute- 

bei Tit. 308 a dient 

bei Tit. 308 a dient 



rung 

zur teilweisen 

zur Deckung einer 




Deckung einer 

Überschreitung 




Überschreitung an 

bei Kap. 12 17 




anderer Stelle 

Tit. 607 

1380 

Kap. 14 02 Tit. 610, 61 1 und 613 a 

4. Zeile 
der Erläute- 

347 500,— 

347 600,— 



rung 



1439 

Zuschuß Kap. 14 10 

13 

67 892 264,44 

76 892 264,44 

1448 

Kap. 14 12 Tit. 70 

7 

901 326,42 

901 326,49 

1530 

Kap. 14 23, Summe Personalausgaben 

6 

205 580 646,16 

205 580 646,19 

1539 

Kap. 14 10 

10 

222 846 623,86 

-222 846 623,86 


Kap. 14 22 

10 

49 960 709,76 

- 49 960 709,76 


Außerplanmäßig 

10 

147 858,77 

- 147 858,77 

1541 

Außerplanmäßig 

11 

1 332 090,56 

1 332 990,56 


Einzelplan 19 




1560 

Kap. 19 01, Gesamtausgaben 

6 

2 625 578,48 

2 625 578,44 


Einzelplan 32 




1831 

Kap. 32 03 Tit. 299 

Erläute- 

Zu Tit. 298 

Zu Tit. 299 



rung 



1835 

Kap. 32 05 Tit. 683 

Erläute- 

Zu Tit. 681 a und b 

Zu Tit. 683 a und b 



rung 




Einzelplan 35 




1919 

Kap. 35 11 a Tit. 780 

Erläute- 

Der in Spalte 5 

Der im Vorjahr in 



rung 

gebildete Ausgabe- 

Spalte 5 gebildete 




rest ist zur Ver- 

Ausgaberest von 




meidung von 

30 Millionen DM ist 




Doppelbuchungen 

zur Vermeidung von 




auf Kap. 14 02 

Doppelbuchungen 




Tit. 601 a übertragen 

auf Kap. 14 02 




worden 

Tit. 601 a 





übertragen worden 

1937 

Zusammenstellung, 

Abschluß des Einzelplans 

10 

“122 272 791,42 

-122 272 791,41 


Einzelplan 36 




1970 

Kap. 36 07 Tit. 716 

7 

— 

463 868,55 


Kap. 36 07 Tit. 950 

7 

463 868,55 

— 


Anlage I 




2207/08 

Seite/Übertrag 

4 

257 712 031,15 

257 721 419,64 

2210/11 

Seite/Ubertrag 

4 

257 808 196,64 

257 808 192,64 

2212 

Kap. 10 15 Tit. 301 

3 

4 800,— 

5 300,— 

2217 

Kap. 11 03 Tit. 298 

5 





9. Zeile 

am 8. Mai 1961 

am 8. Juni 1961 
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Seite 


Haushaltsstelle 

1 

1 

Spalte 

! 

unrichtig | 

richtig 



Anlage III 




2339 

Es fehlen nach lfd. Nr. 141 

2 


24 02 



3 


81 



4 


Erlöse aus der Ver- 
äußerung von 
Anteilsrechten und 
der Liquidation von 
Bundesunternehmen 



5 


1 034 455 917,93 



6 


20 000 000,— 



7 


1 014 455 917,93 



8 


Vgl. Erläuterung 
auf S. 1601 


Es fehlen nach lfd. Nr. 143 

2 


24 03 



3 


76 



4 


Erlöse aus der Ver- 
äußerung beweg- 
lichen Vermögens 



5 


5 341 033,90 



6 


4 000 000,— 



7 


1 341 033,90 

2340 

Lfd. Nr. 160 

5 

204 257,05 

204 357,05 



7 

179 257,05 

179 357,05 


Anlage V 




2408 

Lfd. Nr. 38 

7 


Der Spitzenbetrag 
wurde bei Kap. 24 03 
Tit. 70 vereinnahmt 


ERP-Sondervermögen 

Teil IV Anlage 1 VR 


i 


2573 

Kap. 1 Tit. 2 

13 

Der Satz 2 des Vermerks gehört als Satz 1 
in die Vermerkspalte zu Kap. 1 Tit. 3 

2583 

Kap. 2 Tit. 7 

14 

Der Vermerk „Minderausgaben: . . 
gehört zu Kap. 2 Tit. 8 

2596 

Kap. 3 Tit. 5 b 

3 

Der Vermerk „Mehrausgaben dürfen bis 
zur Höhe von 15 000 000 DM geleistet 
werden, sofern ihnen Mehreinnahmen im 
Kap. 3 oder Einsparungen bei Kap. 3 Tit. 1 
der Ausgabe gegenüberstehen" ist zu 
streichen, da er sich auch nicht im ERP- 
Wirtschaftsplan 1961 befindet. 


Sondervermögen Ausgleichsfonds 

Teil IV Anlage 2 VR 




2656 

Mithin Zuschuß (letzte Zeile) 

3 

389 562,88 

- 389 562,88 



6 

101 711 773,32 

-101 711 773,32 


26 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3052 


Anlage B 


Denkschrift 
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Einleitung 


1. Wie in früheren Jahren enthält die Denkschrift 
im Interesse gegenwartsnaher Berichterstattung 
auch Prüfungsergebnisse aus jüngster Zeit. In 
der Denkschrift kann aus dem Prüfungsstoff 
jeweils nur ein kleiner Ausschnitt zur Darstel- 
lung kommen. Die Bildung von Berichtsschwer- 
punkten über einzelne Ressorts bedeutet daher 
nicht, daß die Verwaltungen, über die im Ge- 
gensatz zu anderen berichtet wird, in beson- 
derem Maße Anlaß zur Kritik bieten. 


2. Der zweckmäßigen und wirkungsvollen Gestal- 
tung der Rechnungsprüfung bei der Schaffung 
neuer oder der Umorganisation bestehender 
inter- und übernationaler Einrichtungen ist be- 
sonderes Augenmerk zuzuwenden. Für die 
Finanzkontrolle wesentliche Forderungen tref- 
fen gelegentlich nicht nur bei ausländischen 
Partnern auf mangelndes Verständnis, wie 
nachstehender Sachverhalt zeigt: 

In dem Gründungsvertrag einer neu geschaffe- 
nen europäischen Einrichtung ist bestimmt, daß 
als Rechnungsprüfer Fachbeamte ernannt wer- 
den sollen. Bei der Beratung der Ausführungs- 
vorschriften ist der Bundesrechnungshof unter 
Hinweis auf einen vom Bundestag am 
20. Januar 1961 gefaßten Beschluß dafür ein- 
getreten, das Amt der Rechnungsprüfer den 
Angehörigen der nationalen obersten Finanz- 
kontrollbehörden vorzubehalten. In der unter 
Vorsitz des deutschen Ressortsvertreters be- 
schlossenen Vorschrift ist mit Rücksicht auf Ein- 
wendungen ausländischer Delegationen nur be- 
stimmt worden, daß vorzugsweise die Ange- 
hörigen der nationalen obersten Finanzkontroll- 
behörden oder ähnliche Einrichtungen der na- 
tionalen Verwaltungen als Rechnungsprüfer 
bestellt werden sollen. Unmittelbar anschlie- 
ßend hat das Ressort jedoch einen seiner Mini- 
sterial'beamten als Rechnungsprüfer vorge- 
schlagen, der allerdings nicht ernannt worden 
ist. 

Auch in jüngster Zeit haben sich zwischen dem 
Bundesrechnungshof und mehreren Ressorts 
Meinungsverschiedenheiten darüber ergeben, 
ob es sachlich geboten und daher anzustreben 
ist, daß als Rechnungsprüfer für inter- und 
supranationale Institutionen grundsätzlich nur 
Angehörige der obersten nationalen Finanz- 
kontrollbehörde benannt werden. Ressorts zie- 
hen es teilweise vor, ihre eigenen Beamten als 
Prüfer zu benennen. Dadurch wird die Tendenz 
zum „neutral prüfungsfreien" Raum ebenso wie 
zum parlamentsfreien Raum in den internatio- 
nalen und supranationalen Arbeitsgebieten 
erkennbar. 


Gegenwärtig isind Angehörige des Bundesrech- 
nungshofes als Rechnungsprüfer bei der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, der Europäischen 
Organisation für die Entwicklung und den Bau 
von Raumfahrzeugträgern, der Nordatlantik- 
pakt-Organisation einschließlich der NATO- 
Versorgungsagentur, dem deutsch-französischen 
Forschungsinstitut St. Louis, dem deutsch-fran- 
zösischen Jugendwerk und der Internationalen 
Atomenergie-Organisation tätig. Außerdem hat 
der Bundesrechnungshof auf Antrag des Bun- 
desministers für wissenschaftliche Forschung 
die Rechnungsprüfung bei der Europäischen 
Organisation für astronomische Forschung der 
isüdlichen Hemisphäre für die Rechnungsjahre 
1964 bis 1967 übernommen. Ferner ist der Vor- 
sitz im Ständigen Kontaktausschuß der Rech- 
nungshöfe der EWG-Mitgliedstaaten auf drei 
Jahre dem Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes übertragen worden. 

Auf Grund einer Empfehlung des Kontaktau^ 
Schusses haben die Präsidenten der Rechnungs- 
höfe der EWG-Mitgliedstaaten im Frühjahr 
1964 beschlossen, bei ihren Regierungen anzu- 
regen, in den Verhandlungen über die Ver- 
schmelzung der Exekutive der drei europäischen 
Gemeinschaften auch dafür einzutreten, daß die 
Rechnungsprüfung bei der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl dem bereits für 
die EWG und EAG gemeinsam errichteten Kon- 
trollausschuß übertragen wird und sich nach 
einheitlichen Vorschriften zu richten hat. Die 
Angelegenheit ist noch in der Schwebe. 

Der Gedanken- und Erfahrungsaustausch auf 
dem Gebiet der Finanzkontrolle ist auf inter- 
nationaler Basis schriftlich und mündlich fort- 
geführt worden. 

3. Die Zusammenarbeit zwischen dem Bundesrech- 
nungshof und den Landesrechnungshöfen bei 
gemeinsamen und vereinbarten Prüfungen nach 
§ 4 Abs. 5 und § 6 BRHG und im Rahmen der 
Arbeitsgemeinschaft der Rechnungshöfe hat sich 
weiterhin hewährt. 

4. Mit der Bundesregierung sind hinsichtlich der 
Ausgaben, die keiner oder nur einer beschränk- 
ten Prüfung unterliegen, Erörterungen darüber 
begonnen worden, ob und in welchem Umfang 
Sonderbestimmungen im Haushaltsplan über 
die Rechnungsprüfung aufrechterhalten oder 
geändert werden sollten. 

5. Durch Bundesgesetz vom 9. Mai 1960 (BGBL 
1960 I S. 301) ist der zwischen dem Bund und 
dem Land Niedersachsen geschlossene Vertrag 
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über die Regelung der Rechtsverhältnisse bei 
der Volkswagenwerk-Gesellschaft mbH und 
über die Errichtung einer Stiftung Volkswagen- 
werk vom. 11. /12, November 1959 genehmigt 
worden. Auf Grund des Vertrages haben der 
Bund und das Land Niedersacbsen die Satzung 
der Stiftung Volkswagenwerk erlassen. Nach 
§ 10 Abs. 2 der Satzung unterliegt die Stiftung 
der Prüfung durch den Niedersächsischen Lan- 
desrechnungshof und den Bundesrechnungshof. 
Das Kuratorium der Stiftung Volkswagenwerk 
hat im August 1964 mitgeteilt, daß es im Hin- 
blick auf ein von ihm eingeholtes Rechtsgut- 
achten die Prüfungszuständigkeit der Rech- 
nungshöfe nicht anerkennen könne. Es hat die 
Rechnungshöfe gebeten, von einer Prüfung ab- 
zusehen. Der Bundesrechnungshof hat die zu- 
ständigen Bundesminister um Mitteilung gebe- 
ten, ob an der in der Satzung verankerten Prü- 
fungsregelung festgehalten werde und auf 
welche Weise die Beachtung der Satzung durch 
das Kuratorium zu erreichen sei. Auch nach 
einer Erörterung zwischen den beteiligten Bun- 
desministerien und einem Vertreter des Kura- 
toriums der Stiftung hält das Kuratorium an 
seiner Weigerung fest, eine Prüfung durch die 
Rechnungshöfe zuzulassen. 

Das Vermögen der Stiftung Volkswagenwerk 
stammt aus Mitteln der öffentlichen Hand. Die 
parlamentarischen Körperschaften haben daher 
ein erhebliches Interesse daran, über die Ver- 
vrendung dieses Vermögens unterrichtet zu 
werden. Wenn die in der Satzung der Stiftung 
festgelegte Prüfung der Rechnungshöfe verhin- 
dert wird, so ist eine solche Unterrichtung nicht 
möglich. Der Bundesrechnungshof hat bereits in 
seinem Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO vom 
13. April 1961 aus ähnlichem Anlaß auf diese 
Folge hingewiesen. Die Verwendung privat- 
rechtlicher Rechtsformen für die Verwaltung 
öffentlichen Vermögens darf nicht dazu führen, 
daß die notwendige Unterrichtung des Parla- 
ments unterbleibt. Der Bundesrechnungshof hält 
es daher für gelboten, auf die sich nicht nur hier 
ab zeichnende Entwicklung aufmerksam zu ma- 
chen. 


Allgemeine Prüfungsergebnisse 

Forscliungsfinanzierung 

Regelung der Vergütungen für wissenschaftliche 
Kräfte an Forschungseinriditungen, die vom 
Bund finanziert werden 

6. In der Öffentlichkeit sind verschiedentlich Be- 
fürchtungen laut geworden, ob die Arbeitsbe- 
dingungen und darunter auch die Vergütungen 
des wissenschaftlichen Personals an Forschungs- 
einrichtungen ausreichen, um qualifizierte Wis- 
senschaftler zu gewinnen oder zu halten. Die 


erheblichen Mittel des Bundes für die For- 
schung erfüllen nur dann ihren Zweck, wenn 
die Forschungsaufgaben von gutqualifizierten 
Wissenschaftlern durchgeführt werden. 

Die Prüfung der Einstufung des Personals an 
Forschungseinrichtungen in verschiedenen Fäl- 
len hat ergeben, daß die anzuwendenden tarif- 
lichen Bestimmungen des Bundesangestellten- 
tarifs vor allem hinsichtlich der Eingruppierung 
von den Forschungseinrichtungen so weit wie 
möglich ausgelegt werden in dem Bestreben, 
den besonderen Verhältnissen des wissenschaft- 
lichen Personals gerecht zu v/erden. Darüber 
hinaus sind qualifizierten Mitarbeitern auch 
Leistungs- und Stellenzulagen in erheblichem 
Umfange bewilligt worden. Schließlich sind in 
einer größeren Zahl von Fällen für die Bezah- 
lung hochqualifizierter Kräfte Festgehälter 
außerhalb des Bundesangestelltentarifs zuge- 
standen worden. 

Bei den darüber geführten Verhandlungen hat 
der Bundesrechnungshof angeregt, eine weitere 
Förderung etwa durch vermehrte Leistungszula- 
gen und Hilfen in der Wohnungsbeschaffung zu 
erwägen, falls die bisherigen Maßnahmen nicht 
genügend Anreiz bieten oder keine dem 
Lebensalter und der beruflichen Bewährung der 
wissenschaftlichen Kräfte angemessene Lebens- 
haltung sicherstellen. Dabei werde allerdings 
darauf Bedacht zu nehmen sein, daß das Ge- 
samtgefüge der öffentlichen Besoldung nicht ge- 
stört wird. Andererseits ist der Bundesrech- 
nungshof der Bewilligung von Bezügen, die er 
sachlich nicht für gerechtfertigt hielt, entgegen- 
getreten, wie die Bemerkung zum Einzelplan 09 
(S. 10 Nr. 19) zeigt. 

Grundsätzlich sollten die Vergütungen des Per- 
sonals jeweils in den Stellenplänen, die der 
Bewilligung der Bundesmittel zugrunde liegen, 
ausgewiesen und begründet werden, damit die 
Vergütungsregelung im Interesse der bewil- 
ligenden Stellen durchsichtig und vergleichbar 
bleibt. 


Verwendung von Bundesmitteln bei Zuwen- 
dungen für Forschunsgzwecke an Stellen außer- 
halb der Bundesverwaltung 

7. Der Bundeshaushaltsplan enthält an mehreren 
. Stellen — so in Kapitel 3102 (früher 06 02), 
31 03 und 31 04 — Ansätze mit der Ermächti- 
gung, im Rahmen der Zweckbestimmung des 
Titels Einzelvorhaben oder einzelne Unterneh- 
men der Forschung aus Bundesmitteln zu för- 
dern. In der Zweckbestimmung oder in den 
Erläuterungen des Haushaltsplanes sind die zu 
fördernden Vorhaben und Unternehmen oft 
nicht konkret bezeichnet. In diesen Fällen ob- 
liegt den zuständigen Bundesministern die Ent- 
scheidung darüber, welche Vorhaben oder Ein- 
richtungen förderungswürdig ^sind. Diese Ent- 
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Scheidungen sind nicht immer sachgemäß getrof- 
fen worden. Wiederholt sind Maßnahmen ge- 
fördert worden, ohne daß ein erhebliches 
Interesse des Bundes bestanden hat, das die 
Förderung allein hätte rechtfertigen können 
(Nr. 4 Abs. 1 der Bundesrichtlinien 1953 zu 
§ 64 a RHO). 

8. So ist für die Herausgabe eines Lehiibuches auf 
einem Fachgebiet ein Zuschuß aus Bundesmit- 
teln bewilligt worden, obwohl bereits aner- 
kannte Lehrbücher vorhanden waren, die aus 
öffentlichen Mitteln nicht gefördert worden 
sind und dem Lehrbedarf voll entsprechen. Es 
wurde dabei auch ohne ersichtlichen Grund von 
der Übung abgewichen, daß die Finanzierung 
von Lehi^büchern Sache der Autoren und deren 
Verlage sein soll. 

Demgegenüber hat der Bundesminister für wis- 
senschaftliche Forschung die Förderung als 
sachlich vertretbar bezeichnet. Das traf nach 
dem Sachverhalt jedoch nicht zu. 

Die Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen. 

9. In einem anderen Fall ist die Jahrestagung 
eines Berufsverbandes von Hilfskräften, die auf 
dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung 
tätig sind, aus Bundesmitteln gefördert worden, 
obwohl die Bewilligung nach Ansicht des Bun- 
desrechnungshofes nicht durch die Zweckbe- 
stimmung des in Anspruch genommenen Titels 
— Förderung von Einzelvorhaben der wissen- 
schaftlichen Forschung — gedeckt war. 

Der Bundesrechnungshof hat in seiner Bean- 
standung auch darauf hingewiesen, daß die Be- 
willigung zu Berufungen führen müsse, die dazu 
nötigen könnten, auch Jahrestagungen anderer 
gleichartiger Berufsverbände zu fördern. 

Der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung hat zwar eingeräumt, daß die Ver- 
anstaltung keine echte wissenschaftliche Tagung 
gewesen sei, aber gleichwohl die Auffassung 
vertreten, daß das geförderte Vorhaben unter 
die Zweckbestimmung des Titels falle; auch 
habe ein erhebliches Bundesinteresse bestan- 
den, weil eine gleichartige Veranstaltung 
außerhalb des GeltungsJbereichs des Grund- 
gesetzes ebenfalls mit Öffentlichen Mitteln ge- 
fördert worden sei und die Bundesrepublik 
nicht zurückstehen könne. Ferner hat er erklärt, 
er werde auch ähnliche Veranstaltungen ande- 
rer Verbände fördern, soweit seine Mittel hier- 
für ausreichten. 

Die Ansicht des Bundesministers ist nicht 
haltbar. Der Bundesrechnungshof hat ihn daher 
gebeten, Veranstaltungen, deren wissenschaft- 
licher Wert zweifelhaft ist oder die Anlaß zu 
nicht erfüllbaren Berufungen geben könnten, 
künftig nicht mehr zu fördern. Er hat ferner 
darauf hingewiesen, daß andere Titel des Haus- 
haltsplans oder außerplanmäßige Ausgaben in 
Anspruch genommen werden müßten, wenn aus 


politischen Gründen eine Förderung solcher 
Veranstaltungen nicht zu umgehen sei. 

Demgegenüber hält der Bundesminister an sei- 
nem Standpunkt fest. 

10. Bei der Entscheidung über die Förderungswür- 
digkeit von Vorhaben hat es sich in der Ver- 
waltung bewährt, Sachverständigengutachten 
einzuholen oder Sachverständigengremien zu 
hören. Der Bundesminister des Innern hat ver- 
schiedentlich davon abgesehen, derartige gut- 
achtliche Äußerungen herbeizuführen, obwohl 
es angebracht gewesen wäre. So ist ein wissen- 
schaftliches Vorhaben eines Ministerialbedien- 
steten drei Jahre lang mit jährlich 70 000 DM 
gefördert worden; erst 1963 wurde ein Sach- 
verständigengutachten eingeholt. Darin wurde 
dem geförderten Vorhaben ein wissenschaft- 
licher Wert zum Teil abgesprochen; außerdem 
wurde festgestellt, daß es sich in seiner Ziel- 
setzung mit der Tätigkeit anderer geförderter 
Einrichtungen überschnitt. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung, auf 
den die Zuständigkeit inzwischen übergegan- 
gen war, nahegelegt, die Förderung einzustel- 
len. 

Der Bundesminister hat dem mit der Maß- 
gabe entsprochen, daß die Förderung mit dem 
30. Juni 1964 auslaufen sollte. 

11. Im Zusammenhang mit anderen Vorhaben hat 
der Bundesrechnungshof dem Bundesminister 
für wissenschaftliche Forschung empfohlen, die 
Gesichtspunkte besonders herauszuarbeiten, 
nach denen Einzelmaßnahmen der wissenschaft- 
lichen Forschung gefördert werden sollen. Bis- 
her hat der Bundesminister entsprechende 
Richtlinien nicht aufgestellt. 

Der Bundesrechnungshof hält es nach wie vor 
für geboten, Grundsätze für die Gewährung 
der zur Förderung von Einzelvorhaben der wis- 
senschaftlichen Forschung veransdilagten Mittel 
(vgl. Bundeshaushaltsplan 1964, Kapitel 31 02 
Titel 619) zu erarbeiten und dabei auch auf eine 
Abstimmung mit der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft zu achten. 

12. In einer Zahl von Fällen sind die bewilligten 
Mittel entgegen Nr. 15 der Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a RHO eher oder mit höheren Be- 
trägen ausgezahlt worden, als es zur Bewir- 
kung fälliger Zahlungen im Rahmen des Ver- 
wendungszwecks nötig war. Auch sind die Be- 
stimmungen des Abrufverfahrens (vgl. MinBlFin 
1962 S. 570) nicht immer beachtet worden. In 
anderen Fällen sind Bewilligungen so spät aus- 
gesprochen worden, daß von vornherein zu 
übersehen war, daß die Zuwendungsmittel, die 
nach Nr. 8 der Bundesrichtlinien nur für die 
Zeit bis zum Schluß des Rechnungsjahres be- 
willigt werden dürfen, nicht mehr sachgemäß 
verwendet werden konnten. Wiederholt ist die 
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Bewilligung ausdrücklich von der Übernahme 
der Verpflichtung abhängig gemacht worden, 
den bewilligten Bundeszuschuß noch bis zum 
Ende des Rechnungsjahres zu verbrauchen. Eine 
solche Auflage ist nicht vertretbar. Sie verleitet 
zu vorzeitigen Ausgaben, führt zu unzweck- 
mäßiger und unwirtschaftlicher Verwendung 
der Bundesmittel und hat in mehreren Fällen 
dazu Anlaß gegeben, daß für Leistungen, die 
noch nicht erbracht waren, Rechnungen aus- 
gestellt und als Verwendungsnachweis vor- 
gelegt worden sind. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Art der Mit- 
telbewirtschaftung beanstandet. Er verkennt 
nicht, daß der Grundsatz der Jährlichkeit des 
Haushalts bei der Förderung umfangreicherer 
Vorhaben — vor allem auf dem Gebiet der 
Wissenschaft und der Forschung — manchmal 
Schwierigkeiten bereitet; diese können jedoch 
überbrückt werden, wenn bei der Bewilligung 
zum Ausdruck gebracht wird, daß sie zwar mit 
Ende des Rechnungsjahres entfällt, aber in An- 
wendung des Verfahrens nach § 45 b RHO im 
nächsten Rechnungsjahr erneuert werden wird. 
Der Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung hat demgegenüber auf die Umständlich- 
keit des Verfahrens für die Erteilung von Bin- 
dungsermächtigungen hingewiesen. 

Diesen Einwand hält der Bundesrechnungshof 
nicht für begründet; er hat nur in einigen weni- 
gen Fällen erhebliche Verzögerungen feststel- 
len können, die meist darauf beruhten, daß 
wichtige Sachfragen vor der Erteilung der Bin- 
dungsermächtigung zu klären waren. Diese 
Schwierigkeiten lassen sich in einer eingespiel- 
ten Verwaltung indessen meist vermeiden. Der 
Bundesminister hat zugesagt, die Mängel der 
Bewilligungspraxis entsprechend den Empfeh- 
lungen des Bundesrechnungshofes abzustellen. 

Es wird zu prüfen sein, ob und inwieweit solche 
Etatmittel von der Bindung des Einjahreshaus- 
halts zu befreien sind. 


13. Allgemein wäre zu erwägen, ob es zweckmäßig 
ist, die geförderten Vorhaben mit Ausnahme 
derjenigen, die aus staatspolitischen Gründen 
vertraulich behandelt werden müssen, jährlich 
in einem der Bundesregierung zur Verfügung 
stehenden Publikationsorgan zu veröffentlichen, 
wie dies z. B. in dem Jahresbericht der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft geschieht. Die 
Publikation würde die Bewilligungspraxis der 
öffentlichen Kenntnis, besonders der Fachkreise 
zugänglich machen. Die Veröffentlichung würde 
auch dazu beitragen, daß ‘sich die bewilligenden 
Stellen besonders der Gefahr, Berufungsfälle zu 
schaffen, mehr als bisher bewußt würden. Da- 
mit würde die Verwaltung auch weniger Anlaß 
zu kritischen Erörterungen im Rahmen der 
Rechnungsprüfung bieten. 


Sondervermögen Deutsche Bundespost 
Die Finanzsituation der Deutschen Bundespost 

14. In den Denkschriften über die hauptsächlichsten 
Prüfungsergebnisse des Bundesrechnungshofe, s 
vom 19. August 1958 (S. 88) und 24. Oktober 
1959 (S. 113) ist auf die bedenkliche wirtschaft- 
liche Gesamtentwicklung der Deutschen Bun- 
despost aufmerksam gemacht und auf die Ge- 
fahren hingewiesen worden, die sich aus der 
iständigen Verringerung des Eigenkapitals und 
der zunehmenden Belastung mit Zins- und Til- 
gungsverpflichtungen ergeben können. Es sind 
Bedenken gegen die zu optimistisch erscheinen- 
den Vorschaurechnungen erhoben worden, die 
der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen seinen Investitionsplänen zu- 
grunde gelegt hatte. Auch wurden Zweifel ge- 
äußert, ob sich durchgreifende Maßnahmen zur 
Verminderung des Fremdkapitalanteils — etwa 
Gebührenerhöhung, Befreiung von betriebs- 
fremden Lasten oder Verzicht auf die Abliefe- 
rung — vermeiden ließen, wenn die Liquidität 
der Deutschen Bundespost gewährleistet blei- 
ben solle. 

15. Die Schwierigkeiten haben seitdem erheblich 
zugenommen. Sie sind auch durch die zum 
1. März 1963 wirksam gewordene Erhöhung 
der Postgebühren nicht wesentlich verringert 
worden. Das buchmäßige Eigenkapital, das 1958 
noch 34,4 vH betrug, ist zum 31. Dezember 1963 
auf 13,8 vH gesunken. Zu dieser Zeit erwartete 
der Bundesminister, daß das Eigenkapital in 
der ersten Hälfte des Rechnungsjahres 1966 
aufgezehrt sein würde, wenn es nicht rechtzei- 
tig gelänge, die wirtschaftliche Lage nachhaltig 
zu bessern (Finanzübersicht Nr. 764). Diese 
Prognose war also weit ungünstiger, als es der 
Bundesminister in früheren Vorschaurechnun- 
gen vorausgesehen hatte. In diesen dürfte die 
Entwicklung der Personal- und Sachkosten 
nicht hinreichend berücksichtigt worden sein. 
Während der Bundesminister zunächst vom 
Rechnungsjahr 1962 an eine Zunahme des 
Eigenkapitalanteils aus ständig steigenden Ge- 
winnen und noch im Frühjahr 1963 für die Jahre 
1963 bis 1966 einen Gewinn von rd. 160 Mio 
DM erwartet hatte, mußte er im Frühjahr 1964 
mitteilen, daß statt dessen ein Verlust von 
2 777 Mio DM eintreten werde, wenn nicht die 
Gebühren erneut erhöht oder Zuschüsse des 
Bundes geleistet werden könnten. Es ist zuzu- 
geben, daß eine so ungünstige Entwicklung 
nicht vorauszusehen war. 

Allein im Rechnungsjahr 1964 Ist die Deutsche 
Bundespost mit Zins- und Tilgungsverpflichtun- 
gen in Höhe von rd. 1 200 Mio DM belastet, 
die eine ernstliche Gefährdung für die Liquidi- 
tät und die ordnungsmäßige Erfüllung ihrer 
Aufgaben befürchten ließen. 

Der Bundestag hat sich deshalb ebenso wie der 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost und 
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das Bundeskabinett wiederholt eingehend mit 
diesen Schwierigkeiten beschäftigt. Die Fern- 
sprechgebühren wurden zum 1. August 1964 
erhöht, allerdings wurde die Erhöhung inzwi- 
schen teilweise rückgängig gemacht; auch wur- 
den Stützungsmaßnahmen des Bundes vorbe- 
reitet. Auf Ersuchen des Bundestages hat die 
Bundesregierung außerdem eine Kommission 
berufen, die die Möglichkeiten zu einer grund- 
legenden Verbesserung der Kapitalstruktur und 
zu einer Neuordnung der rechtlichen und orga- 
nisatorischen Grundlagen des Post- und Fern- 
meldewesens prüfen soll. 

16. Weitere durchgreifende Maßnahmen sind erfor- 
derlich. Wie der Bundesrechnungshof schon 
1956 und später mehrfach angeregt hat, sollte 
der Bund wenigstens zum Teil die Lasten tra- 
gen, die sein Sondervermögen, die Deutsche 
Bundespost, auf sich nehmen mußte, weil nach 
dem Kriegsende Zerstörungen zu beseitigen, 
unterlassene Ersatz- und Neuinvestitionen nach- 
zuholen sowie die ständig steigenden Bedürf- 
nisse der Volkswirtschaft und die sich ändern- 
den technischen Erfordernisse des Fernmelde- 
wesens zu befriedigen waren und es dem Bun- 
desminister versagt war, die dadurch begrün- 
deten Ausgaben ganz oder teilweise über den 
Preis zu finanzieren. Es kommen — möglichst 
nebeneinander — eine angemessene Aufstok- 
kung des Eigenkapitals, eine Modifizierung der 
Ablieferungspflicht und die Übernahme der 
betriebsfremden Lasten auf den Bundeshaushalt 
in Betracht, wie dies bei der Deutschen Bundes- 
bahn seit langem geschieht. Darüber hinaus 
wird man aber nicht außer acht lassen dürfen, 
daß die Deutsche Bundespost als personalinten- 
siver Dienstleistungsbetrieb auf lange Sicht nur 
dann mit ausgeglichenen Einnahmen und Aus- 
gaben (§ 15 PVwG) arbeiten kann, wenn sie 
entweder in die Lage versetzt wird, die Ge- 
bühren in angemessenen Zeitabständen den 
steigenden Personalkosten anzupassen oder — 
soweit das nicht angängig erscheint — wenn 
die durch eine etwaige Kostenunterdeckung 
dann noch entstehenden Verluste fortlaufend 
auf den Bundeshaushalt übernommen werden. 
Letzteres dürfte allerdings mit der Konzeption 
eines Sondervermögens, wie sie dem Postver- 
waltungsgesetz zugrunde liegt, kaum vereinbar 
sein. 

Unabhängig davon muß die Deutsche Bundes- 
post ebenso wie alle anderen Ressorts auf Spar- 
samkeit achten. Auch sollten die Investitionen 
mit den finanziellen Möglichkeiten abgestimmt 
werden. Die Vorschaurechnungen sollten mög- 
lichst wirklichkeitsnahe gestaltet werden. 


Vergütungen und Löhne im Bereich 
der Deutschen Bundespost 

17. In der Denkschrift vom 30. Oktober 1962 ist auf 
eine bedenkliche tarifpolitische Entwicklung im 


Bereich der Deutschen Bundespost hingewiesen 
und bemängelt worden, daß der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen die für die 
Wahrung eines einheitlichen Tarifgefüges in 
der gesamten Bundesverwaltung besonders be- 
deutsame Vorschrift in § 26 Satz 2 PVwG nicht 
immer beachtet hat. Danach sind tarifvertrag- 
liche Vereinbarungen über die Arbeitsbedin- 
gungen, Vergütungen und Löhne der Angestell- 
ten und Arbeiter der Deutschen Bundespost im 
Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen zu ischließen, wenn sie 
wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung ge- 
eignet sind, die Arbeits- und Lohnbedingungen 
in anderen Zweigen der Bundesverwaltung zu 
beeinflussen. Der Rechnungsprüfungsausschuß 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun- 
destages hat sich in seiner Sitzung am 9. Okto- 
ber 1963 den Ausführungen in der Denkschrift 
ohne Einschränkung angeschlossen und den 
Bundesminister aufgefordert, die Vorschrift des 
§ 26 PVwG künftig zu beachten (vgl. Nr. 17 der 
Anlage zur Bundestagsdrucksache IV/2475 — 
Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
zur Drucksache IV/854 ■ — ). 

18. Der Bundesminister hat auch im Jahre 1963 
Maßnahmen mit nicht unerheblichen finan- 
ziellen Auswirkungen ohne Beteiligung oder 
gegen den Widerspruch der Bundesminister des 
Innern und der Finanzen getroffen, und zwar 

a) Gewährung eines Erschwerniszuschlags von 
40 Pf je Arbeitsstunde für die Arbeiter 
(Tarifvertrag Nr. 194), 

b) Gewährung eines Lohnzuschlags von 5 v. H. 
für die älteren unkündbaren Arbeiter (Tarif- 
vertrag Nr. 196), 

c) außertarifliche Erhöhung der Überstunden- 
entschädigungen der im Weihnachts- und 
Neujahrsverkehr tätigen Angestellten und 
Aiibeiter (Verfügungen vom 25. November 
1963). 

19. Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen vertritt die Auffassung, die Vor- 
aussetzungen des § 26 PVwG seien nicht gege- 
ben, die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen seien daher nicht zu beteiligen gewe- 
sen. Im übrigen gebiete ihm der Verfassungs- 
auftrag des Artikels 65 Satz 2 GG, alle Maß- 
nahmen zu treffen, die der Durchführung und 
Aufrechterhaltung des Post- und Fernmelde- 
wesens dienen. Die Vorschrift des § 26 Satz 2 
PVwG finde dort ihre Grenze, wo sie insbeson- 
dere im Hinblick auf die Situation auf dem 
Ar^beitsmarkt dazu führe, die Post- und Fern- 
meldedienste in Frage zu stellen. 

20. Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. 
Die Verantwortung für die Tarifpolitik im ge- 
isamten Bereich des Bundes liegt bei den Bun- 
desministern des Innern und der Finanzen. Die 
Zusammenarbeit auf tarifrechtlichem Gebiet ge- 
staltet sich innerhalb der übrigen Bundesver- 
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waltung im allgemeinen reibungslos. Schwierig- 
keiten haben sich in zunehmendem Maße mit 
der — allerdings besonders personalintensiven 
— Deutschen Bundespost ergeben. Die Lage auf 
dem Arbeitsmarkt ist für alle Zweige der Bun- 
desverwaltung ungünstig. Das allgemeine Inter- 
esse erfordert deshalb eine einheitlich ge- 
steuerte Tarifpolitik der öffentlichen Hand. 
Andernfalls entstünden nachteilige Folgen auch 
für die Besoldungspolitik. Außerdem wäre eine 
geordnete Haushaltswirtschaft des Bundes ge- 
fährdet. In der Sitzung des Rechnungsprüfungs- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Deut- 
schen Bundestages am 9. Oktober 1963 ist mit 
Bedauern vermerkt worden, daß sich der 
Arbeitsausschuß des Verwaltungsrates der 
Deutschen Bundespost bei der Erörterung der 
Angelegenheit im Juli 1963 nicht hat entschlie- 
ßen können, dem Bundesminister die künftige 
Beachtung des § 26 PVwG nahezulegen. 

21. Gegenüber dem Vorgehen der Deutschen Bun- 
despost hat der Bundesminister für Verkehr 
darauf hingewiesen, daß mit Berufungen zu 
rechnen sei, denen kaum wirksam entgegen- 
getreten werden könne. Daß solche Befürch- 
tungen nicht unbegründet sind, hat die Entwick- 
lung bestätigt. Die Einführung von zwei wei- 
teren Dienstzeitzulagen, über die in der Denk- 
schrift vom 30. Oktober 1962 (S. 35 Nr. 13) 
berichtet wurde, hat den Bundesminister des 
Innern veranlaßt, im Lohntarifvertrag vom 
17. Mai 1963 auch für die Arbeiter der übrigen 
Bundesverwaltung zwei weitere Dienstzeitzu- 
lagen nach 9 und 11 Jahren zuzugestehen. Er 
hat sich ferner bereitfinden müssen, den soge- 
nannten Bewährungsaufstieg von Handwerkern 
in eine höhere Lohngruppe entsprechend dem 
Vorgehen der Deutschen Bundespost im Tarif- 
vertrag Nr. 168 vom 27. September 1961 be- 
reits nach einer fünfjährigen Beschäftigungszeit 
zuzubilligen (S. 36 Nr. 15 a. a. O.). In beiden 
Fällen haben sich die Gewerkschaften auf die 
Deutsche Bundespost berufen. Der Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen kann 
sich zur Rechtfertigung der beanstandeten Maß- 
nahmen auch nicht darauf stützen, daß er in 
anderen Teilbereichen dos Tarif rechts durch den 
Bund und die Deutsche Bundesbahn präjudiziert 
worden sei. 

22, Außer den unter Nr. 18 angeführten Rege- 
lungen hat der Bundesminister eine weitere 
Maßnahme mit erheblicher finanzieller Aus- 
wirkung getroffen. Durch den Tarifvertrag 
Nr. 182 vom 31. März 1963 hat er für Arbeiter, 
die mindestens 33 Stunden wöchentlich im Zu- 
stelldienst tätig sind, mit Wirkung vom 1. Juni 
1963 die Zahlung einer steuerfreien Entschädi- 
gung von 1,40 DM für den Tag im Außendienst 
vereinbart. Eine gleiche Regelung gilt für die 
beamteten Kräfte des Zustelldienstes. Mit die- 
ser Entschädigung sollen durch den Außendienst 
bedingte Mehrausgaben allgemeiner Art abge- 
golten werden. Hierfür ist jedoch den im Zu- 


stelldienst Beschäftigten bisher kein Ausgleich 
gewährt worden. Da der Voranschlag der Deut- 
schen Bundespost für das Rechnungsjahr 1963 
keine Mittel für diesen Zweck vorsah, sind die 
in diesem Rechnungsjahr (1. Juni bis 31. De- 
zember 1963) geleisteten Ausgaben in Höhe 
von rd. 12,5 Mio DM außerplanmäßig nach- 
gewiesen worden. 

23. In dem Prüfungsbericht zur Rechnung der Deut- 
schen Bundespost für das Rechnungsjahr 1962 
wird auf den vorstehend behandelten Sachver- 
halt näher eingegangen werden. 

* 


Ausrüstung der Einsatzkräfte des 
Behördenselbstschutzes 

24. Der Aufbau des Behördenselbstschutzes voll- 
zieht sich, da eine gesetzliche Regelung noch 
fehlt, vorläufig nach einem Entwurf von Richt- 
linien für den erweiterten Selbstschutz, den der 
Bundesminister des Innern am 17. Mai 1962 
bekanntgegeben hat. Für die „Beschaffung von 
Ausrüstungsgegenständen für Einsatzkräfte des 
Behördenselbstschutzes" sind seit dem Rech- 
nungsjahr 1962 mit Ausnahme von Einzel- 
plan 14 Mittel jeweils bei dem Titel 230 der in 
Betracht kommenden Einzelpläne und Kapitel 
veranschlagt worden. Nach der ursprünglichen 
Planung sollte die Ausrüstung in den Jahren 
1962 bis 1964 beschafft werden, und zwar je 
ein Viertel in den Jahren 1962 und 1964 und 
eine Hälfte im Jahre 1963. Dieser Plan konnte 
insbesondere deswegen nicht eingehalten wer- 
den, weil Ausrüstung und Geräte nicht in aus- 
reichendem Umfang hergestellt werden konn- 
ten und weil sich zuwenig Helfer meldeten. Ein 
Teil der für das Rechnungsjahr 1962 bewilligten 
Mittel wurde infolgedessen nicht in Anspruch 
genommen und verfiel. Ähnlich war das Ergeb- 
nis im Rechnungsjahr 1963. Für das Rechnungs- 
jahr 1964 wurden die Ansätze des Titels 230 
auf Grund des Beschlusses des Haushaltsaus- 
schusses vom 23. Januar 1964 auf die Hälfte der 
vorgesehenen Beträge ■ — also auf ein Achtel 
der Gesamtkosten — gekürzt. Das restliche 
Achtel soll in den Bundeshaushaltsplänen 1965 
und 1966 bereitgestellt werden. Soweit Bewil- 
ligungen, weil sie nicht ausgenutzt wurden, in 
den Vorjahren verfallen sind, werden sie in 
diesen Haushaltsplänen oder in späteren neu 
zu veranschlagen sein. Nach der bisherigen Ent- 
wicklung läßt sich nicht mit Bestimmtheit sagen, 
wann alle Behörden vollständig ausgerüstet 
sein werden. Zu den bereits genannten Schwie- 
rigkeiten kommt z. B. hinzu, daß bei einem Teil 
der Behörden aus bestimmten Gründen über- 
haupt noch keine Ausrüstung beschafft worden 
ist. So ist die Beschaffung für die Gebäude 
einiger Oberfinanzdirektionen so lange zurück- 
gestellt worden, bis in den Haushaltsplänen der 
betreffenden Länder, die sich zur Hälfte an den 
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Kosten beteiligen, entsprechende Mittel bewil- 
ligt sind. 

25. Der Bedarf an Haushaltsmitteln für die Aus- 
rüstung der Einsatzkräfte des Behördenselbst- 
schutzes richtet sich nach dem Ausrüstungssoll, 
das nach den Entwürfen der Richtlinien und der 
Ausrüstungsnachweisung zu ermitteln ist. Ob 
dieses Soll und die ihm zugrunde liegende per- 
sonelle Ausstattung der Selbstschutztrupps not- 
wendig und ausreichend sind, ob die ver- 
anschlagten Beträge zutreffend ermittelt und 
die bereitgestellten Mittel wirtschaftlich ver- 
wendet worden sind, hat der Bundesrechnungs- 
hof besonders geprüft. Er ist dabei einer An- 
regung des Haushaltsausschusses gefolgt (vgl. 
Kurzprotokoll über die 51. Sitzung am 17. Ja- 
nuar 1963 S. 16). Däbei hat der Bundesrech- 
nungshof zur Begutachtung von Spezialfragen 
zwei Sachverständige — einen Arzt und einen 
Brandschutzbeamten — herangezogen. Die Prü- 
fung hat zu dem Ergebnis geführt, daß keine 
wesentlichen Bedenken zu erheben sind. 

Von den in der Ausrüstungsnachweisung vor- 
gesehenen Gegenständen erscheinen neben 
einigen Teilen der persönlichen Schutzausstat- 
tung und der allgemeinen Ausrüstung die Klei- 
dungsstücke entbehrlich, die nicht dem Schutz 
der Träger dienen. Eine weitere Kürzung der 
Ansätze wäre möglich, wenn nur die Beschaf- 
fung der Sachen vorgesehen würde, die im 
Bedarfsfälle nicht aus vorhandenen Beständen 
(Werkstätten, Lagern oder Dienststellen) ent- 
nommen werden können. Ein Sachverständiger 
spricht sich entschieden dagegen aus, zusätz- 
liche Bekleidung für die Helfer vorzusehen. Er 
hält z. B. eine ihm vorgeführte Kälteschutz- 
bekleidung für unpraktisch und auch nicht für 
erforderlich, weil der normale Arbeitsanzug so 
geschnitten ist, daß darunter zusätzliche Unter- 
kleidung und Pullover getragen werden können. 
Für eine Behörde sind die Mittel de-shalb zu 
hoch veranschlagt, weil als Zahl der zu »schüt- 
zenden Personen, von der in der Regel die Zahl 
der Einsatzkräfte abhängt, der Tagesdurch- 
schnitt der Besucher der letzten beiden Jahre 
zugrunde gelegt v/ar. Nach der Eigenart der 
Behörde hätte es genügt, eine durchschnittliche 
Besuchsdauer von zwei Stunden anzunehmen. 
Behörden mit stärkerem Besucherverkehr soll- 
ten angewiesen werden, die Zahl der im 
Gefahrenfaile anwesenden betriebsfremden Per- 
sonen möglichst genau zu schätzen. 

Einige kleine Dienststellen oder Betriebe haben 
die Ausrüstung der „Mindesteinsatzkräfte" an- 
gesetzt, obgleich die Anzahl der Bediensteten 
die für den Selbstschutz vorgesehene Mindest- 
anzahl von Einsatzkräften nicht erreicht oder 
nur unwesentlich übersteigt. Demgegenüber hat 
der Bundesminister der Finanzen für seinen 
Geschäftsbereich zunächst davon abgesehen, 
kleine Dienststellen weiter auszurüsten. Es 
empfiehlt sich, hier eine allgemeine Regelung 
für die gesamte Bundesverwaltung zu treffen. 
Sie sollte den kleinen Dienststellen gestatten. 


ihre Ausrüstung jeweils selbst festzulegen, 
wenn es nicht möglich ist, die Dienststelle an 
eine andere Selbstschutzeinheit anzuschließen. 

Die Verwaltung hat bei der Beschaffung der 
Ausrüstungsgegenstände den Entwurf der Richt- 
linien des Bundesministers des Innern vom 
17. Mai 1962 und die diesem beigefügte Aus- 
rüstungsnachweisimg beachtet und die bei dem 
Titel 230 veranschlagten Mittel nur zu den vor- 
gesehenen Zwecken verwendet. Die meisten der 
beschafften Ausrüstungsgegenstände hat der 
Bundesluftschutzverband erprobt und aner- 
kannt. Im Rechnungsjahr 1962 ist die Aus- 
rüstung nur zu einem geringen Teil zentral be- 
schafft worden. Dagegen haben .seit dem Rech- 
nungsjahr 1962, soweit ersichtlich, die Bundes- 
behörden allgemein die Vorteile der zentralen 
Beschaffung durch die Einschaltung des Beschaf- 
fungsamtes der Bundeszollverwaltung sowie 
der Beschaffungsstellen der Bundesmintster des 
Innern und für Verkehr ausgenutzt. Bei ört- 
lichen Prüfungen hat sich der Bundesrechnungs- 
hof davon überzeugt, daß die Ausrüstungs- 
gegenstände sachgemäß gelagert und ordnungs- 
gemäß in den Gerätebestandsverzeichnissen 
nagewiesen waren. 


Besondere Prüfungsergebnisse 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02) 

Pflege kultureller, humanitärer und 
wissenschaftlicher Beziehungen zum Ausland 

(Titel 302 für das Rechnungsjahr 1959) 

Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 

(Titel 302 für die Rechnungsjahre 1960 bis 1962) 

26. über den Kulturfonds des Auswärtigen Amtes 
ist dn den Denkschriften vom 24. Oktober 1959 
und vom 30. Oktober 1962 berichtet worden. Es 
handelte sich dabei um Ergebnisse der Rech- 
nungsjahre 1954 bis 1958. Inzwischen ist der 
Kulturfonds weiter beträchtlich erhöht worden. 
Für das Rechnungsjahr 1958 wurden 23,2 Mio 
DM, für 1964 wurden rd, 117,7 Mio DM, also 
mehr als das Fünffache, dn den Haushaltsplan 
eingestellt. 

27. Seit dem Rechnungsjahr 1960 stellt das Aus- 
wärtige Amt jährlich einen Plan für die Bewirt- 
schaftung des Kulturfonds auf, der der Geneh- 
migung durch den Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages bedarf. In dem Bewirtschaf- 
tungsplan wird der Haushartsansatz auf die 
mannigfachen Aufgabengebiete der auswärtigen 
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Kulturpolitik aufgeteilt, die in den Erläuterun- 
gen des Bundeshaushaltsplans aufgeführt sind. 
Dadurch ist eine bessere Bewirtschaftung der 
Mittel möglich. Bei der Beratung des Bewirt- 
schaftung-splans im Haushaltsausschuß hat sich 
zudem wiederholt Gelegenheit geboten, Erfah- 
rungen aus der Rechnungsprüfung nutzbar zu 
machen. 

28. Da die Mittel des Kulturfonds fast ausschließlich 
als Zuwendungen nach § 64 ^a RHO verausgabt 
werden, stützt sich die Finanzkontrolle vor 
allem auf die Verwendungsnachweise der Zu- 
wendungsempfänger, deren Zahl ständig ge- 
wachsen ist. Das Bestreben der Kulturabteilung 
des Auswärtigen Amtes, sich bei der Durchfüh- 
rung der kulturpolitischen Arbeit so weit wie 
möglich der Hilfe außenstehender Einrichtungen 
zu bedienen, ist zu begrüßen, es darf aber nicht 
zu einer Vernachlässigung der Prüfung der Ver- 
wendungsnachweise durch die Verwaltung füh- 
ren. Die ordnungsmäßige Prüfung der Nach- 
weise verursacht erhebliche Verwaltungsarbeit, 
für die das erforderliche Personal einzusetzen 
ist. Das Auswärtige Amt hatte dieser Aufgabe 
zunächst nicht die erforderliche Beachtung ge- 
widmet. So waren nach einer Ende 1963 durch- 
geführten Erhebung rd. 1400 Verwendungsnach- 
weise, die sich auf Zuwendungen der Vorjahre 
(bis einschließlich 1962) bezogen, noch unge- 
prüft, Etwa 600 weitere Verwendungsnachweise 
aus demselben Zeitraum waren von den Zu- 
wendungsempfängern noch gar nicht vorgelegt 
worden. Infolgedessen war es bisher nicht mög- 
lich, die Vorprüfung und Rechnungsprüfung der 
seit dem Rechnungsjahr 1960 geleisteten Aus- 
gaben abzuschließen. 

Der Bundesrechnungshof hat auf beschleunigte 
Vorlage und Prüfung der Verwendungsnach- 
weise gedrängt und darauf hingewiesen, daß 
Zuwendungsempfängern, die ihre Verpflichtung 
zur Vorlage der Verwendungsnachweise nicht 
rechtzeitig erfüllen, weitere Zuwendungen nicht 
gewährt werden dürfen. 

Das Auswärtige Amt hat inzwischen in der Kul- 
turabteilung ein besonderes Referat eingerich- 
tet, das neben Aufgaben der Mittelbewirtschaf- 
tung den Auftrag hat, die Verwendungsnach- 
weise beschleunigt zu prüfen. Zur Aufarbeitung 
der Rückstände wird das Referat durch zusätz- 
liches Personal zu verstärken sein; für die Zu- 
kunft wird sicherzustellen sein, daß es die ihm 
übertragenen Aufgaben laufend und zeitnahe 
erfüllen kann. Ein häufiger Personalwechsel, 
wie er im Auswärtigen Dienst vielfach nicht zu 
vermeiden ist, müßte sich gerade in diesem Re- 
ferat besonders nachteilig auswirken. 

29. Bei der Rechnungsprüfung ist auch die Frage 
der Besoldung der Bediensteten der Zuwen- 
dungsempfänger untersucht worden. Seit der 
früheren Berichterstattung hat die Tendenz zu- 
genommen, den Bediensteten sogenannte außer- 
tarifliche Zulagen zu gewähren, die im allge- 


meinen in Anlehnung an die bei den obersten 
Bundesbehörden gezahlte Ministerialzulage be- 
messen werden. Der Bundesrechnungshof hat 
dieser Entwicklung nach Möglichkeit entgegen- 
gewirkt. Er hat sich hierbei auf den Beschluß des 
Haushalts ausschusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 25. Februar 1960 gestützt, wonach 
Bundesmittel nur unter der Bedingung lan In- 
stitutionen vergeben werden dürfen, daß bei 
ihnen das Personal wie vergleichbare Bundes- 
bedienstete eingestuft wird. 

Außertarifliche Zulagen sind im Rechnungsjahr 
1964 bei sieben Zuwendungsempfängern gezahlt 
worden. Die Zahl der Bediensteten, die die Zu- 
lage erhalten, bewegt sich zur Zeit zwischen 
120 und 130. Abgesehen von einer Institution 
mit Sitz in München, die Zulagen in nur weni- 
gen Fällen gewährt und die Mittel hierfür selbst 
aufbringt, sind die Organisationen im Raume 
Bonn ansässig; sie betrachten sich als „verlän- 
gerten Arm" des Auswärtigen Amtes. Der Bun- 
desrechnungshof stimmt jedoch im Grundsatz 
mit der Auffassung des Bundesministers der 
Finanzen überein, daß es sich bei den auf die 
Zuwendungsempfänger verlagerten Aufgaben 
nicht um eine ministerielle Tätigkeit handelt. 
Die Tätigkeit der Einrichtungen, die für das 
Auswärtige Amt Kultur auf gaben erfüllen, ist im 
übrigen nach ihrer Art und ihrem Gewicht nicht 
sehr unterschiedlich. Wird daher einigen von 
ihnen die Zahlung derartiger Zulagen gestattet, 
so sind Berufungen unvermeidlich. 

In der Sitzung des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 6. Februar 1963 ist 
die Bundesregierung gebeten worden, die Frage 
der Zulagen an die Angestellten von Zuschuß- 
empfängern zu überprüfen und dem Haushalts- 
ausschuß darüber zu berichten (vgl. Protokoll 
Nr. 54 S. 27 f.). Dieser Bericht liegt noch nicht 
vor. 

30. Im Berichtszeitraum sind die im Ausland unter- 
haltenen bundeseigenen Kultur-Institute — bis 
auf vier — auf das Goethe-Institut in München 
übergeführt worden, wobei sich für einen Teil 
des Personals (die sogenannten entsandten 
Kräfte) nach dem Besoldungsschema des Goethe- 
Instituts eine Gehaltseinbuße ergab. Diesen Be- 
diensteten ist der Differenzbetrag in Form einer 
längstens bis zum 31. Dezember 1962 befristeten 
Uberbrückungszulage gezahlt worden. Soweit 
die Bediensteten nicht aus geschieden sind, hat 
das Goethe-Institut mit ihnen inzwischen neue 
Dienstverträge abgeschlossen. 

Aus diesem Anlaß hat der Bundesrechnungshof 
das Auswärtige Amt gebeten, die Vergütungs- 
ordnung für die im Ausland eingesetzten Do- 
zenten des Goethe -Instituts künftig im Beneh- 
men mit den Bundesministern des Innern und 
der Finanzen zu regeln. Bereits im Zusammen- 
hang mit der Regelung der Ausgleichszulagen 
für die lan deutschen Auslandsschulen beschäf- 
tigten Lehrkräfte hatte der Bundesrechnungshof 
angeregt, eine einheitliche Ausrichtung der Be- 
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Züge der im amtlichen Auftrag im Ausland täti- 
gen Lehrkräfte im Benehmen mit den zuständi- 
gen Bundesressorts anzustreben. Der Bundes- 
minister des Innern hat hierzu in der Sitzung 
des Bundestages am 15. März 1962 ausgeführt, 
daß Verhandlungen der beteiligten Bundes- 
ressorts über eine Angleichung der Bezüge der 
im amtlichen Auftrag im Ausland tätigen Kräfte 
unter der Federführung seines Ministeriums im 
Gange seien (vgl. Stenographischen Bericht 
S. 736). Die Verhandlungen sind noch nicht ab- 
geschlossen. 

31. Der Deutsche Akademiische Austauschdienst hat 
vier Zweigstellen im Ausland errichtet. Die 
Leiter dieser Zweigstellen erhalten abweichend 
von der für die Dozenten der Goethe-Institute 
getroffenen Regelung die volle Auslandszulage, 
wie sie Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
gewährt wird. Bei dieser Vergütungsregelung 
sind die zuständigen Bundesressorts nicht be- 
teiligt worden, wie es erforderlich gewesen 
wäre. Der Bundesrechnungshof hat das Auswär- 
tige Amt gebeten, vor der Errichtung weiterer 
Zweigstellen zu prüfen, ob die Aufgaben von 
dem Kulturreferenten der Botschaft oder einem 
am Ort bestehenden Goethe-Institut wahrge- 
nommen werden können. 


Förderung von entwicklungsfähigen Ländern 
(bilaterale und multilaterale Hilfsmaßnahmen) 

(Titel 669) 

32. Von April 1961 bis April 1963 ist ein Beamter 
eines Ministeriums als Finanzberater bei der Re- 
gierung eines Entwicklungslandes auf Grund 
eines Dienstvertrages tätig gewesen. Der Be- 
amte wurde zunädist ohne Dienstbezüge beur- 
laubt; mit Ablauf des Monats September 1961 
ist er auf eigenen Antrag nach Vollendung des 
62. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt 
worden. Dem Dienstvertrag, den die Förde- 
rungsgesellschaft für Entwicklungsländer als 
Mandatar des Bundes auf Weisung des Aus- 
wärtigen Amtes mit dem Beamten abgeschlos- 
sen hat, haben der Bundesminister des Innern 
und der Bundesminister der Finanzen zuge- 
stimmt. Die Kosten der Maßnahme hat das Aus- 
wärtige Amt nach Zustimmung des Interministe- 
riellen Referentenausschusses für technische 
Hilfe im Rechnungsjahr 1961 aus den Mitteln 
bei Kapitel 05 02 Titel 669 bestritten; in den 
Rechnungsjahren 1962 und 1963 sind die Aus- 
gaben bei den einschlägigen Ansätzen des Ein- 
zelplanes 23 nachgewiesen worden. 

Auf Grund des Dienstvertrages hat der Finanz- 
berater idie Auslandsdienstbezüge eines Beam- 
ten seiner Besoldungsgruppe erhalten (Grund- 
gehalt, Auslandszulage, Haushaltszuschlag, 
Kaufkraftausgleich). Dazu bezog er monatlich 
eine Repräsentationszulage von 880 DM sowie 
einen Trennungszuschlag von rd. 1655 DM, da 


die Ehefrau in der Bundesrepublik verblieben 
war. Ihm ist außerdem die Erstattung der Flug- 
kosten der ersten Klasse bei Urlaubsreisen zu- 
gestanden worden; hierfür sind im Herbst 1962 
rd. 6380 DM aufgewendet worden. Die Regie- 
rung des Gastlandes hat eine möblierte Woh- 
nung sowie die Büroausstattung, Hilfspersonal 
und einen Kraftwagen mit Fahrer kostenlos zur 
Verfügung gestellt. Sie hat ferner einen Unter- 
haltsbeitrag im Gegenwert von monatlich etwa 
390 DM gezahlt. 

33. Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Verwaltung dem Finanzberater entgegen 
den Grundsätzen für die Abfindung von Ent- 
wicklungshelfern eine Repräsentationszulage 
zugebilligt hat. Ihre Höhe ist laus dem Unter- 
schied zwischen den Dienstbezügen und dem 
Ruhegehalt eines Beamten derselben Besol- 
dungsgruppe für die Zeit vom Vertragsende bis 
zum Erreichen der Altersgrenze des Beamten 
errechnet und auf die Laufzeit des Vertrages 
verteilt worden. Danach könnte der Eindruck 
bestehen, daß die Repräsentationszulage eine 
Entschädigung dafür darstellten sollte, daß der 
Beamte bereit war, einen Antrag auf Verset- 
zung in den Ruhestand zu stellen und der Ver- 
waltung dadurch die Verfügung über seine 
Planstelle vorzeitig zu ermöglichen. 

Die den Entwicklungshelfern vom Gastland ge- 
währten Leistungen werden nach den Abfin- 
dungsgrundsätzen bei der Festsetzung ihrer 
Bezüge berücksichtigt. So werden ihre Bezüge 
um 10 V. H. gekürzt, wenn eine Wohnung ge- 
stellt wird. Das ist hier nicht geschehen. 

Der Bundesrechnungshof hat weiter beanstan- 
det, daß auch Leistungen gewährt worden sind, 
die Auslandsbeamten nach den einschlägigen 
Vorschriften nicht zustanden. So ist im Vertrag 
nicht durch eine entsprechende Gleitklausel die 
Möglichkeit vorgesehen worden, den Kaufkraft- 
ausgleich herabzusetzen, wie es für die ins 
Gastland entstandten Kräfte des Auswärtigen 
Amtes wegen der Aufwertung der Deutschen 
Mark mit Wirkung vom 1. April 1961 geschehen 
ist; die Kürzung von 85 v. H. auf 75 v. H. hätte 
monatlich rd. 460 DM betragen. Ferner ist 
außer acht gelassen worden, daß Auslands- 
beamte, deren Ehefrauen im Inland Zurückblei- 
ben, neben dem Trennungszuschiag keinen An- 
spruch auf einen Haushaltszuschlag haben; ein 
solcher war in den monatlichen Bezügen des 
Finanzberaters mit rd. 775 DM enthalten. Auch 
Urlaubsflugkosten von 6380 DM hätten einem 
Auslandsbeamten in vergleichbarer Stellung 
nicht erstattet werden dürfen. 

Insgesamt waren die auf Grund des Vertrages 
gewährten laufenden Leistungen um rd. 68 000 
DM überhöht. 

34. Das Auswärtige Amt hat sich zu den Beanstan- 
dungen des Bundesrechnungshofes im einzelnen 
nicht geäußert. Es hat isich auf die Zustimmung 
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der Bundesminister des Innern und der Finan- 
zen sowie darauf berufen, daß für die Regelung 
beamtenrechtliche Bestimmungen nicht maßge- 
bend gewesen seien, sondern daß es sich um 
einen privatrechtlichen Dienstvertrag gehandelt 
habe. Ergänzend hat es ausgeführt, die für Bun- 
desbodienstete geltenden Bestimmungen hätten 
zwar schon damals allgemein als Richtlinien bei 
Vertragsabschlüssen mit Entwicklungsheifern 
gedient, die politische Bedeutung der Aufgabe 
sowie das Fehlen geeigneter Experten und die 
Forderungen des dem Entwicklungslande be- 
reits benannten Finanzberaters hätten jedoch in 
diesem Falle zu einer abweichenden Praxis ge- 
zwungen. 

35. Diese Ausführungen können nicht als stichhaltig 
anerkannt werden. Dem Beamten war die schon 
vor dem Vertragsabschluß dem Entwicklungs- 
land gegenüber ausgesprochene Zusage -seiner 
Entsendung als Finanzberater bekannt. Die Ver- 
waltung hätte die üblichen Bestimmungen auch 
in diesem Falle anwenden und der Beamte 
hätte sich ihnen beugen isollen. Es wird dafür 
Vorsorge zu treffen sein, daß derartige Vorfälle 
in Zukunft vermieden werden. Zusagen auf Ent- 
wicklungshilfe sollten nicht erteilt werden, be- 
vor gewährleistet ist, daß sie ohne überhöhten 
Aufwand erfüllt werden können. 


Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 
1959 bis 1962) 

Bundeszentrale für Heimatdienst in Bonn 

(Kapitel 06 35) 

Für die Sacharbeit der Bundeszentrale für 
Heimatdienst 

(Titel 300) 

36. Die Bundeszentrale für Heimatdienst — jetzt 
Bundeszentrale für politische Bildung — hat die 
Aufgabe, den demokratischen und den europäi- 
schen Gedanken im deutschen Volke zu festi- 
gen und zu verbreiten. 

Der Bundesrechnungshof hatte bei der Rech- 
nungsprüfung folgendes zu beanstanden: 

37. Für die Herstellung eines Filmes zum Thema 
„Zivilcourage", dessen Planung bis in das Jahr 
1954 zurückgeht und dessen Gesamtkosten mit 
90 000 DM veranschlagt waren, wurde am 
20. April 1956 an die mit der Herstellung be- 
traute Filmgesellschaft eine Abschlagszahlung 
in Höhe von 19 500 DM geleistet. Die Herstel- 
lung des Films unterblieb, nachdem der aufsicht- 
führende Bundesminister am 28. Juni 1956 ab- 
schließend seine Zustimmung zu dem Filmvor- 
haben versagt hatte. Die Abschlagszahlung 


wurde nicht zurückgefordert. Erst am 4. Novem- 
ber 1963 wurde mit der Filmgesellschaft nach 
längeren Verhandlungen ein neuer Produk- 
tionsvertrag über einen Film „Bundesrat" ab- 
geschlossen. Auf dessen Herstellungskosten soll 
die bereits im Rechnungsjahr 1956 geleistete 
Abschlagszahlung für das gescheiterte Film- 
projekt verrechnet werden; der Film „Bundes- 
rat" soll kurz vor der Fertigstellung stehen. 

Die Bundeszentrale hat die Bundesmittel bereits 
zu einem Zeitpunkt gezahlt, als die Herstellung 
des damit zu finanzierenden Filmes noch nicht 
endgültig feststand. Sie hat die Bundesmittel, 
nachdem das ursprüngliche Filmvorhaben auf- 
gegeben war, der Herstellerfirma — ohne 
Sicherheit — belassen, so daß sie dem Bundes- 
haushalt acht Jahre nicht zugeführt wurden. 

38. Für den Erwerb der Lizenz durch den Bund und 
für die Anfertigung von Schmalfilmkopien zur 
deutschen Aufführung eines ausländischen Films 
über das Schicksal von Kriegsgefangenen in der 
Sowjetunion wurden in den Rechnungsjahren 
1957 und 1958 rd. 18 700 DM auf gewendet. Der 
Film wurde jedoch nach kurzem Einsatz aus 
politischen Gründen zurückgezogen. Die für den 
Film verwendeten Bundesmittel wurden also 
bisher ohne Nutzen ausgegeben ; es ist auch 
nicht zu erwarten, daß der Film noch in der 
Öffentlichkeitsarbeit verwendet werden kann. 
Die Verwendbarkeit eines Filmes sollte vor Er- 
werb der Lizenz und der Anfretigung der Ko- 
pien sorgfältig geprüft werden. 

39. Die Bundeszentrale hat einer Filmgesellschaft 
im Rechnungsjahr 1957 einen zinslosen Kredit 
in Höhe von 50 000 DM zur Finanzierung der 
Wiederaufführung eines Filmes über die Ost- 
West-Auseinandersetzung gewährt. Sie hat 
außerdem für 10 640 DM je acht Normal- und 
Schmalfilmkopien herstellen lassen, die sie der 
Filmgesellschaft zur Verfügung stellte. Die Ge- 
sellschaft sollte von den Bruttoeinnahmen aus 
dem Normalfilmverleih 40 v. H. und aus dem 
Schmalfilmverleih 50 v. H. zur Abdeckung des 
Kredits an den Bund abführen. Soweit der Kre- 
dit bis zum 30. September 1959 nicht zurückge- 
zahlt war, sollte der noch ausstehende Rest- 
betrag an diesem Tag fällig werden. Bis zum 
Fälligkeitstermin waren aus abgerechneten Er- 
lösen der Filmauswertung rd. 23 000 DM an den 
Bund zurückgezahlt. Die Restsumme stundete 
die Bundeszentrale bis zum Ablauf des Lizenz- 
vertrages am 5. Mai 1960. Ende Oktober 1960 
betrug die Restforderung noch rd. 22 000 DM; 
sie war nicht mehr einzutreibön, da die Gesell- 
schaft in Vermögensverfall geraten und später 
im Handelsregister gelöscht worden war. Auch 
die der Gesellschaft überlassenen Filmkopien 
waren nicht zurückzuerhalten. Der vom Bundes- 
rechnungshof beanstandete Verlust von Bundes- 
mitteln liegt nach Ansicht der Bundeszentrale 
im üblichen Risiko des Filmgeschäftes. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß sich solche Risiken durch sorgfältige Aus- 
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wähl der Geschäftspartner vermeiden oder ver- 
mindern lassen sollten. 

40. Die Bundeszentrale hat an eine Filmgesellschaft 
zur Herstellung eines abendfüllenden Spielfilms 
mit sozialkritischer Tendenz im September und 
Oktober 1961 rd. 208 500 DM gezahlt. Die För- 
derung dieses Filmes beruhte auf Weisung des 
aufsichtführenden Bundesministers. Die Bundes- 
mittel sollten zurückgezahlt werden, wenn und 
soweit die Einspiel erlöse die Aufwendungen 
der Filmgesellschaft und einen Gewinn in Höhe 
von 10 V. H. der Herstellungskosten überstie- 
gen. 

An der Finanzierung beteiligten sich der Bun- 
desminister für gesamtdeutsche Fragen mit 
91 328 DM und das Presse- und Informationsamt 
eines Landes mit 200 000 DM. Die Kostenabrech- 
nung der inzwischen in Liquidation gegangenen 
Produktionsfirma führte zu erheblichen Bean- 
standungen. Der Film, der nicht mehr gespielt 
wird, war ein Mißerfolg. Die Bundesmittel müs- 
sen als verloren gelten. 

Bei der Rechnungsprüfung wurde die Maß- 
nahme beanstandet. Die Bundeszentrale hat sich 
im wesentlichen auf Weisungen des Bundes- 
ministers berufen und behauptet, daß der Miß- 
erfolg nicht vorauszusehen war. 

Der Sachverhalt gibt zu folgenden Hinweisen 
Anlaß: 

Es liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Bun- 
deszentrale, isich bei der politischen Bildungs- 
arbeit auch solcher Mittel zu bedienen, die das 
Publikum nicht unmittelbar, sondern nur mittel- 
bar in einer der Sache dienenden Weise an- 
sprechen. Dazu kann auch idie Förderung von 
Spielfilmen mit politisch erzieherischer Tendenz 
gehören. Entscheiden sich die Bundeszentrale 
oder der aufsichtführende Bundesminiister in be- 
sonderen Fällen für diesen Weg der Förderung, 
so haben sie Vorsorge dafür zu treffen, daß das 
künstlerische und geschäftliche Risiko solcher 
Spielfilme begrenzt bleibt. Es ist deshalb erfor- 
derlich, sich vor der Auftragserteilung ein- 
gehend sachkundig beraten zu lassen und sich 
über die künstlerische Eignung des Drehbuch- 
autors sowie über die Zuverlässigkeit des Pro- 
duzenten und des Verleihers zu vergewissern. 
Auch ist rechtzeitig mit anderen Ressorts Füh- 
lung zu nehmen, die an der Herstellung eines 
solchen Filmes etwa interessiert sein könnten. 
Nach der Auftragserteilung muß die auftrag- 
gebende Stelle sich über die Gestaltung des 
Drehbuches laufend unterrichten lassen und .die 
geschäftliche Abwicklung verfolgen. Daran hat 
es hier gefehlt. Weder bat sich der Aufsicht- 
führende Bundesminister vor Erteilung des Auf- 
trages z. B. durch das Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung oder durch eine an- 
dere sachverständige Stelle beraten lassen, - 
noch sind die Einwendungen der Bundeszentrale 
ausreichend beachtet worden; auch hat er sich 
mit dem Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen, dessen Belange berührt wurden, nicht 


abgestimmt. Nach der Auftragserteilung hat die 
Bundeszentrale nicht die notwendige Fühlung 
mit dem Drehbuchautor der Produktionsgesell- 
schaft und der Verleihfirma gehalten. 

Die Bundeszentrale und der aufsichtführende 
Bundesminister werden aus dem Mißerfolg die 
notwendigen Folgerungen für künftige Fälle zu 
ziehen haben. 

Bundesminister der Finanzen 

(Einzelplan 08 für die Rechnungsjahre 
1960 bis 1962) 

Bundesfinanzverwaltung 

(Kapitel 08 04) 

Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für 
Fernmeldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

(Titel 203) 

Fernsprecheinrichtungen in Diensträumen und 
Fernsprechdienstanschlüsse in Wohnungen 

41. Um eine wirtschaftliche und sparsame Inan- 
spruchnahme der Mittel für Fernsprechgebühren 
zu gewährleisten, bat der Bundesminister der 
Finanzen im Juli 1960 „Vorschriften über die 
Einrichtung und Benutzung dienstlicher Fern- 
meldeanlagen (Dienstanschlußvorschriften) " und 
im Dezember 1960 „Zusätzliche Weisungen für 
den Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen" erlassen. Darin werden ins einzelne 
gehende Bestimmungen getroffen über die Art 
und Größe der für die einzelnen Dienststellen 
zulässigen Vermittlungseinrichtungen und die 
Anzahl der Fernsprechanschlüsse, über die Kon- 
trolle der über den Selbstwählferndienst geführ- 
ten Gespräche durch Anbringen von Gebühren- 
anzeigern oder Zeitmessern und Sperrung von 
Leitungen, über die Genehmigung von Fern- 
sprechdienstanschlüssen in Wohnungen und 
Über die private Mitbenutzung der Fernsprech- 
einrichtungen. Die Vorschriften sind geeignet, 
die dienstlichen Belange 'der Dienststellen mit 
dem Gebot der Sparsamkeit und Wirtschaftlich- 
keit in Übereinstimmung zu bringen. 

Der Bundesrechnungshof hat eine Anzahl von 
Verstößen gegen diese Vorschriften festgestellt: 

a) Die Größe der Vermittlungseinrichtung und 
die Anzahl der Fernsprechanschlüsse haben 
bei einer Bundesvermögensstelle das zuge- 
standene Ausmaß um eine Amtsleitung und 
zehn Nebenstellen überschritten, ohne daß 
hierfür die Genehmigung des Bundesmini- 
sters der Finanzen Vorgelegen hat. 

b) An den Vermittlungsplätzen sind des öfteren 
weder Gebührenanzeiger oder Zeitmesser 
noch technische Sperreinrichtungen vorhan- 
den gewesen. Die Dienststellen haben außer 
einer einfachen Anschreibung der über die 
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Vermittlung geführten Gespräche keine Kon- 
trolle der Gesprächsdauer oder der Ge- 
sprächskosten ausgeübt. Doch auch dort, wo 
Gebührenanzeiger vorhanden waren, ist häu- 
fig die Dauer der Dienstgespräche nicht fest- 
gehalten worden. Schließlich sind vielfach 
zwar die Gesprächsdauer oder die Kosten 
der Gespräche angeschrieben, die Anschrei- 
bungen aber nicht zur Verminderung des 
überflüssigen Sprechverkehrs ausgewertet 
worden. 

c) Verschiedentlich haben Vorsteher von Bun- 
desbehörden und ihre Vertreter, Referenten 
und Sachbearbeiter über vollamtsberechtigte 
Nebenstellen verfügt, von denen sie ohne 
Einschaltung der Vermittlung unmittelbar 
Gespräche im Selbstwählferndienst führen 
konnten. In anderen Fällen sind amtsberech- 
tigte Nebenstellen eingerichtet oder beibe- 
halten worden, obwohl kein zwingendes 
dienstliches Bedürfnis hierfür vorlag. Von 
der Möglichkeit, halbamtsberechtigte oder 
nichtamtsberechtigte Nebenstellen einzurich- 
ten, ist zu wenig Gebrauch gemacht worden. 

d) Häufig ist die von den Oberfinanzdirek- 
tionen getroffene Anordnung, Ferngespräche 
mit einer Dauer von mehr als zehn Minuten 
besonders zu begründen, nicht beachtet wor- 
den. Das gilt insbesondere für die Selbst- 
wählferngespräche, deren Dauer ohnehin 
nur in wenigen Fällen überwacht worden ist. 

e) In mehreren Fällen haben Dienststellen ein- 
zelne Fernsprechapparate ausgebaut, ohne 
das Fernmeldeamt und bei Mietanlagen den 
Vermieter zu verständigen. Dadurch sind 
mehr laufende Gebühren, Mieten und War- 
tungsgebühren gezahlt worden, als es dem 
Umfang der in Benutzung befindlichen Fern- 
sprecheinrichtung entsprach. 

f) Entgegen der Festlegung des Personenkrei- 
ses, in dessen Wohnungen auf Kosten des 
Bundes Fernsprechanschlüsse gelegt und 
unterhalten werden dürfen, haben Verwal- 
tungsangehörige, die nicht zu den Berech- 
tigten gehörten, derartige Anschlüsse inne- 
gehabt. Die zu Beginn eines jeden Kalen- 
derjahres für alle Wohnungsanschlüsse vor- 
geschriebene Prüfung, ob die Voraussetzun- 
gen zur Beibehaltung des Anschlusses noch 
vorliegen, ist nur in wenigen Fällen durch- 
geführt und aktenmäßig festgehalten wor- 
den. 

g) In den Fällen der Zulassung einer privaten 
Mitbenutzung der Fernspredidienstan- 
schlüsse in Wohnungen ist wiederholt ver- 
absäumt worden, die auf den privaten 
Sprechverkehr entfallenden Gebühren von 
den Anschlußinhäbern einzuziehen. Soweit 
Bundesbedienstete auf die private Mitbenut- 
zung des in ihrer Wohnung befindlichen 
Fernsprechdienstanschlusses verzichtet ha- 
ben, fehlten vielfach die vorgesdiri ebenen 
Aufzeichnungen über die von ihnen in ab- 


gehender Richtung geführten Orts- und 
Ferngespräche. 

Es ist erforderlich, daß die Dienststellen die 
Vorschriften beachten und aus den Prüfungs- 
mitteilungen die notwendigen Folgerungen zie- 
hen. 


Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 

(Einzelplan 10 für die Rechnungsjahre 
1958 bis 1962) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 10 02) 

Aufstockung und Aussiedlung landwirtschaft- 
licher Betriebe sowie besondere agrarstruk- 
turelle Maßnahmen (Grüner Plan) 

(Titel 573) 

42. Wesentlicher Bestandteil der Agrarpolitik der 
Bundesregierung ist die Förderung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur. 
Deshalb werden seit dem Rechnungsjahr 1956 
im Bundeshaushalt besondere Mittel bereitge- 
stellt. Im Vordergrund der Maßnahmen stehen 
die Verlegung landwirtschaftlicher Betriebe aus 
der Ortslage in die Feldmark (Aussiedlung) 
und die Vergrößerung der Bewirtschaftungs- 
flächen (Aufstockung) sowie die finanzielle 
Förderung baulicher Maßnahmen in Altgehöf- 
ten. Die Mittel werden im Gegensatz zu den 
behördlichen Verfahren der Flurbereinigung 
und Anliegersiedlung in einem außerbehörd- 
lichen Verfahren über Zentralkreditinstitute ge- 
leitet. Der Antrag des Bauern auf Bewilligung 
der Förderungsmittel muß von einem „Be- 
treuer" befürwortet sein. Als Betreuer sind 
Siedlungsgesellschaften und ähnliche Stellen 
zugelassen. 

Bis zum Ende des Rechnungsjahres 1963 wur- 
den zur Verbesserung der Agrarstruktur Haus- 
haltsmittel in Höhe von 1,450 Mrd. DM bewil- 
ligt; ferner wurden zur Ermäßigung des Zins- 
satzes für Mittel des freien Kapitalmarktes 
118,092 Mio DM für die Dauer der Laufzeit die- 
ser Darlehen auf den Bundeshaushalt übernom- 
men. In diesem Zeitraum wurden mit diesen 
Mitteln finanziert: 

die Aussiedlung landwirt- 
schaftlicher Betriebe in ... . rd. 14 200 Fällen, 

die Vergrößerung der Be- 
wirtschaftungsflächen (durch 
Aufstockung und Anlieger- 
siedlung) in rd. 10 870 Fällen, 

bauliche Maßnahmen in Alt- 

gehÖften in rd. 5 970 Fällen. 

Zur Verbesserung der Agrarstruktur im weite- 
ren Sinne zählen auch die Flurbereinigung, die 
Siedlung und der freiwillige Landtausch. 
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Die Aussiedlung hat wegen ihres nachhaltigen 
Erfolges unter den agrarstrukturellen Förde- 
rungsmaßnahmen eine besondere Bedeutung; 
sie ist in etwa 40 v. H. der Fälle mit einer Ver- 
größerung der Bewirtschaftungsfläche durch 
Aufstockung verbunden. 

Der Bundesrechnungshof hat in mehreren Län- 
dern die Verwendung der Bundesmittel für die 
Aussiedlung von bäuerlichen Betrieben örtlich 
geprüft. Die Prüfungsergebnisse wurden in den 
Bundesrichtlinien vom 26. Juli 1963 zu einem 
wesentlichen Teil verwertet. Einzelne Feststel- 
lungen von grundsätzlicher Bedeutung sind im 
folgenden dargestellt. 

43. Bei der Förderung der Aussiedlung geht man 
davon aus, daß die Vorteile der Verlegung des 
Gehöftes aus beengter Ortslage bäuerlichen 
Familienbetrieben zugute kommen sollen. 

Nicht selten wurden auch Betriebe ausgesiedelt, 
die nicht die Mindestgröße eines bäuerlichen 
Familienbetriebes hatten. Gerade bei diesen 
Aussiedlungen war die jährliche Belastung der 
Bauern besonders hoch. In mehreren Fällen war 
sie nur deshalb noch tragbar, weil Nebenein- 
nahmen aus einer nichtlandwirtschaftlichen 
Tätigkeit, z. B. aus Fuhrleistungen oder Mau- 
rerarbeiten, vorhanden waren. Diese Aussied- 
ler, die in ihrem landwirtschaftlichen Betrieb 
nicht ein volles Auskommen finden können, 
haben keine ausreichende Sicherheit, daß die 
Nebeneinnahmen für die Dauer der hohen Be- 
lastung erhalten bleiben. Bei Betrieben mit 
nicht ausreichender Bewirtschaftungsfläche muB 
befürchtet werden, daß sie in einiger Zeit nicht 
mehr konkurrenzfähig sind. Die anhaltende 
Tendenz zur Vergrößerung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe in der Bundesrepublik bestätigt 
diese Auffassung. 

Bei kleinen Betrieben wurde die Förderung mit 
der Auflage verbunden, innerhalb eines be- 
stimmten Zeitraumes weitere Grundstücke zu 
kaufen oder zu pachten. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes bestand in solchen Fäl- 
len keine Sicherheit, daß die Bildung des Fami- 
lienbetriebes immer unter tragbaren Bedingun- 
gen für den ohnehin schon stark belasteten 
Aussiedler erfolgen kann. 

Daneben wurden auch Betriebe ausgesiedelt, 
die die Größe eines Familienbetriebes erheb- 
lich überschreiten. Eigentümer waren in einigen 
Fällen juristische Personen des Privatrechts 
oder des öffentlichen Rechts. Die jährliche Bela- 
stung dieser Betriebe infolge der Aussiedlung 
waren gegenüber den kleineren Betrieben ver- 
hältnismäßig gering. Die Förderung solcher — 
wie auch sehr kleiner — Betriebe war auf die 
Fassung der früheren Richtlinien zurückzufüh- 
ren. 

Der Bundesrechnungshof hat vorgeschlagen, 
die Förderung für gesunde bäuerliche Familien- 
betriebe vorzusehen, die einer Familie auf weite 
Sicht eine volle Beschäftigung und ein angemes- 
senes Einkommen bieten. Der Bundesminister 


hat in den Bundesrichtlinien nunmehr festgelegt, 
daß der ausgesiedelte Betrieb die Größe eines 
bäuerlichen Familienbetriebes spätestens mit 
Beendigung des Vorhabens erreichen und min- 
destens die Hälfte der Nutzfläche des Betriebes 
sich spätestens mit Beendigung der Maßnahme 
im Eigentum des Bauern befinden muß. Betriebe, 
die größer als ein bäuerlicher Familienbetrieb 
sind, und Betriebe im Eigentum juristischer Per- 
sonen dürfen nur noch in besonderen Ausnahme- 
fällen mit Zustimmung des Bundesministers ge- 
fördert werden. 

44. In den ersten beiden Jahren der Förderung der 
Aussiedlung wurde mehr als die Hälfte der 
geförderten Gehöfte am Ortsrand errichtet. Die 
Zahl der Ansiedlungen am Ortsrand ist im 
Laufe der Jahre bis auf weniger als ein Fünftel 
der Aussiedlungen zurückgegangen; bei Aus- 
siedlungen innerhalb eines Flunbereinigungs- 
verfahrens liegt der Standort fast ausschließlich 
in der Feldmark. 

Die Bestimmung des neuen Standortes ist für 
den einzelnen Betrieb und für die Allgemein- 
heit von besonderer Bedeutung. Die Möglich- 
keit, die Bewirtschaftungsflächen um das Gehöft 
zu konzentrieren, ist in der Feldmark eher ge- 
geben. Dadurch wird vor allem die Bewirtschaf- 
tung wesentlich erleichtert. Bei einer Ansied- 
lung am Ortsrand besteht auch die Gefahr, daß 
die Ausdehnung des Dorfes und der stärker 
werdende Verkehr die Bewirtschaftung bald 
wieder erschweren. 

Der Standort des neuen Gehöftes war bisher in 
den Fällen, in denen ein Flurbereinigungsver- 
fahren eingeleitet oder in den letzten fünf Jah- 
ren abgeschlossen worden war, von der Billi- 
gung der Flurbereinigungsbehörde abhängig. In 
allen übrigen — den meisten — Fällen brauchte 
zur Bereitstellung der Bundesmittel nur eine 
Bescheinigung dieser Behörde darüber vorge- 
legt zu werden, daß in der betreffenden Ge- 
meinde in den nächsten drei Jahren voraus- 
sichtlich kein Flurbereinigungverfahren einge- 
leitet wird oder daß die geplante Aussiedlung 
die Durchführung eines in den nächsten drei 
Jahren voraussichtlich eingeleiteten Flurberei- 
nigungsverfahrens nicht wesentlich erschwert. 
Eine wirksamere Einschaltung der Landesbe- 
hörden schien geboten. Der Bundesrechnungs- 
hof hat deshalb vorgeschlagen, die Förderung 
der Aussiedlung davon abhängig zu machen, 
daß die Landesbehörden gegen den zukünftigen 
Standort keine Bedenken erheben. Der Bundes- 
minister hat die Richtlinien entsprechend geän- 
dert. 

45. In mehreren Fällen wurden Bundesmittel zuge- 
sagt, bevor die Durchführung des Vorhabens, 
insbesondere die Finanzierung, gesichert war. 
Es wurden z. B. Bundesmittel in geringerer 
Höhe, als sie der Aussiedler beantragt hatte, 
bewilligt; dabei wurde dem Aussiedler aufge- 
geben, daß Bauvorhaben einzuschränken oder 
eine höhere Eigenleistung zu erbringen. Bei 
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Finanzierungsschwierigkeiten während des 
Verfahrens mußten Bauarbeiten zurückgestellt 
werden. 

In einigen Fällen halben Altenteilsberechtigte 
nach Baubeginn die Pfandfreigabe für verkaufte 
Grundstücke verweigert und damit die Aussied- 
lung behindert oder unmöglich gemacht. 

Wenn ein Landwirt den Entschluß zur Aussied- 
lung gefaßt hat, dann dürfen auch in seinem 
Interesse öffentliche Mittel erst bewilligt wer- 
den, wenn feststeht, daß der Durchführung des 
Vorhabens keine Hindernisse im Weg stehen 
und die Finanzierung gesichert ist. Dem hat der 
Bundesminister in den Richtlinien auf Vor- 
schlag des Bundesrechnungshofes nunmehr 
Rechnung getragen. 

46. Gelegentlich haben sich Aussiedler nicht an die 
für die Bewilligung der Mittel vorgelegten 
Unterlagen, insbesondere die Baupläne gehal- 
ten. So haben sie mitunter, um die Bundesmit- 
tel zu erhalten, den Umfang der Baumaßnah- 
men, insbesondere des Wohnhauses, in den 
Antragsunterlagen im Vergleich zu dem tat- 
sächlichen Vorhaben kleiner angegeben. Dieses 
eigenmächtige Verhalten, von dem die bewil- 
ligenden Stellen keine Kenntnis hatten, ist da- 
durch ermöglicht worden, daß die Aufgabe und 
die Verantwortung der Betreuer nicht eindeutig 
festgelegt waren. 

Auf Vorschlag des Bundesrechnungshofes sind 
die Bundesriditlinien inzwischen entsprechend 
ergänzt worden. 

47. Grundgedanke des von dem Bundesminister 
gewählten Verfahrens ist, daß der Bauer sich 
zwar eines Betreuers zu bedienen hat, im übri- 
gen aber als Träger frei über die mit der Aus- 
siedlung verbundenen Fragen entscheidet und 
allein das Risiko, insbesondere auch für alle 
unzweckmäßigen und unwirtschaftlichen Inve- 
stitionen, zu tragen hat; er hat vor allem selbst 
dafür einzustehen, wenn die mit erheblichen 
Fremdmitteln finanzierten Maßnahmen sich 
nicht ausreichend verzinsen und amortisieren. 
Auch bei voller Beachtung der freien Initiative 
des Bauern sollte schon mit Rücksicht auf das 
mit einer Aussiedlung verbundene Risiko für 
den Einzelnen und die Sicherheit der öffent- 
lichen Mittel auf die Einschaltung einer Behörde 
bei der Beurteilung der mit der Aussiedlung 
verbundenen wirtschaftlichen Fragen nicht ver- 
zichtet werden. Auf Vorschlag des Bundesrech- 
nungshofes hat der Bundesminister in den Richt- 
linien nunmehr bestimmt, daß künftig die Erklä- 
rungen der Lande^behörden zu beachten sind, 
welche Flächen unter den gegebenen Verhält- 
nissen für einen bäuerlichen Familienbetrieb 
mindestens erforderlich sind. Ferner können 
nunmehr die obersten Landesbehörden anord- 
nen, daß das vom Betreuer des Aussiedlers für 
die Bewilligung der Förderungsmittel vorzu- 
legende Gutachten über die Betriebsentwick- 
lung (Wirtschaftlichkeitsberechnung) im Ein- 


vernehmen mit der von ihnen bestimmten Fach- 
behörde auszuarbeiten ist. 

48. In den geltenden Richtlinien ist die Zuständig- 
keit der beiden Zentralkreditinstitute, die die 
Förderungsmittel des Bundes bewilligen und 
verwalten, geändert worden. Bei der Bespre- 
chung des Entwurfs der neuen Richtlinien hatte 
der Bundesrechnungshof angeregt, die Zustän- 
digkeit so zu verteilen, daß ein Vorha(ben nur 
von einem Zentralkreditinstitut bearbeitet wird. 
Die neuen Richtlinien tragen diesem Vorschlag 
jedoch nicht Rechnung. Bisher war das eine der 
beiden Institute auch für die Förderungsmittel 
des Bundes zuständig, wenn ein Land einen Zu- 
schuß zu den Jahresleistungen oder zusätzliche 
Beihilfen oder Darlehen aus Mitteln gewährte, 
die von diesem Institut verwaltet wurden. Nach 
dem Wegfall dieser Regelung kann es jetzt 
Vorkommen, daß bei dem Einsatz von Landes- 
mitteln das eine Institut für das Land tätig 
wird, während das andere Institut die Förde- 
rungsmittel des Bundes bewilligt und verwaltet. 
Das hat zur Folge, daß Vorgänge und Unter- 
lagen für dasselbe Aussiedlungsvorhaben bei 
beiden Instituten bearbeitet werden müssen. 

Zur Vereinfachung und Beschleunigung des 
Verfahrens sollte ein Vorhaben möglichst nur 
von einem Zentralkreditinstitut bearbeitet wer- 
den. In jedem Falle ist eine sinnvolle Abgren- 
zung der Zuständigkeit zwischen den beiden 
zentralen Kreditinstituten notwendig. 

Ferner können beide Zentralkreditinstitute bei 
demselben Einzelfall nach den neuen Richtlinien 
auch deshalb tätig werden, weil jetzt die 
Gewährung von Bundesmitteln in jedem Falle 
den Einsatz von Mitteln des freien Kapitalmark- 
tes voraussetzt, deren Zinsen mit Bundesmitteln 
verbilligt werden. Für die Zinsverbilligung ist 
aber eines der beiden Kreditinstitute nicht zu- 
ständig. Zu dem Vorschlag des Bundesrech- 
nungshofes, schon aus Gründen der Verein- 
fachung des Verfahrens auch dieses Kreditinsti- 
tuts als weiteres zentrales Kreditinstitut in die 
Zinsverbilligungsmaßnahme einzuschalten, hat 
sich der Bundesminister bisher nicht geäußert. 

49. Nach den Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a RHO 
sollen die bewilligten Mittel nur insoweit und 
nicht eher abgerufen werden, als sie zur Be- 
wirkung fälliger Zahlungen im Rahmen des 
Verwendungszweckes benötigt werden. Der 
Bundesminister hat in den neuen Richtlinien 
vom 26. Juli 1963 auf den Vorschlag des Bun- 
desrechnungshofes eine Bestimmung über den 
Abruf der öffentlichen Mittel getroffen; die bei- 
den Zentralkreditinstitute hatten diesen bisher 
in ihren eigenen, vom Bundesminister geneh- 
migten Bedingungen geregelt. 

Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prüfun- 
gen nur in einigen Fällen einen vorzeitigen 
Abruf festgestellt und auch beanstandet. Her- 
vorzuheben ist, daß ein Agrarkreditinstitut — 
entgegen den für dieses Institut maßgebenden 
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Bedingungen des zentralen Kreditinstituts — 
gegenüber zwei Betreuergesellschaften sich 
dazu bereit erklärt hatte, auf Antrag jeweils 
90 V. H. der Baudarlehen und die gesamten 
Erschließungsbeihilfen in voller Höhe sofort zu 
überweisen. Ein anderes Agrarkreditinstitut 
hatte Über einen längeren Zeitraum die bewil- 
ligten Bundesmittel jeweils in voller Höhe so- 
fort bei Beginn der Maßnahme abgerufen. Bei 
diesem Agrarkreditinstitut waren in der Zeit 
vom 31. Dezeniber 1960 bis zum 28. Februar 
1962 laufend Mittel in Höhe von 1,55 Mio DM 
bis zu 3,35 Mio DM vorhanden; der Bestand 
von 3,35 Mio DM entspricht dem durdrschnitt- 
lichen Auszahlungsbedarf des Institutes für 
etwa fünf Monate. Hier liegt ein erheblicher 
Verstoß gegen die Bestimmungen des Zentral- 
kreditinstitutes über den Abruf der Mittel vor. 
Auch dem zentralen Kreditinstitut hätte dieser 
Verstoß auffallen müssen. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Bundesminister aufgefordert, 
diese Angelegenheit weiter zu untersuchen und 
die notwendigen Folgerungen zu ziehen. Der 
Bundesminister hat das Kreditinstitut veranlaßt, 
den Betrag von rd. 99 000 DM als Verzinsung 
der vorzeitig abgerufenen Bundesmittel an die 
Bundeskasse abzuführen. 

50. In der Verwaltung der Bundesmittel durch die 
beiden zentralen Kreditinstitute bestehen fol- 
gende grundsätzliche Unterschiede. Eines der 
beiden Institute verwaltet die Darlehensmittel 
des Bundes, die an den Grundstücken des Land- 
wirtes dinglich gesichert werden, treuhände- 
risch. Die von dem anderen zentralen Kredit- 
institut bewirtschafteten Bundesmittel werden 
unter Obligo verwaltet; allerdings kann dieses 
zentrale Kreditinstitut die Übernahme des 
Obligos ablehnen, wenn die jeweiligen Belei- 
hungsgrundsätze einer Obligoübernahme ent- 
gegenstehen. Bei der Übernahme des Obligos 
erhöht sich die Verwaltungskostenentschädi- 
gung um 0,3 V. H. des jeweiligen Darlehens- 
restbetrages. Hierfür werden den Agrarkredit- 
instituten zu Lasten des Bundeshaushaltes schon 
jetzt jährlich über 1 Mio DM zusätzlich gezahlt; 
dieser Betrag steigt weiter an. Der Bundesrech- 
nungshof hat den Bundesminister gebeten zu 
prüfen, öb auf die Obligoübernahme verzichtet 
werden könnte. In diesem Zusammenhänge ist 
noch zu beachten, daß für die Darlehensmittel 
aus dem Bundeshaushalt, die für andere Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Landwirtschaft ein- 
gesetzt werden, neben der dinglichen Sicherung 
keine Obligoübernahme eines Institutes vorge- 
sehen ist. Auch für die von den Ländern ein- 
gesetzten Mittel wird von den eingeschalteten 
Banken kein Obligo übernommen. 

Eine Entscheidung ist noch nicht getroffen wor- 
den. 

51. Für die laufende Verwaltung der zur Agrar- 
strukturverbesserung gewährten Darlehen ist 
der Bundeshaushalt jährlich mit 0,6 v. H. oder 
0,7 V. H. des jeweiligen Darlehensbetrages be- 


lastet. Ein Zentralkreditinstitut hat sich gele- 
gentlich der Prüfung des Bundesrechnungshofes 
bereit erklärt, die Förderungsmittel für die 
Agrarstrukturverbeaserung, insbesondere für 
die Aussiedlung, für eine Gebühr in Höhe von 
Vs V. H. des Ursprungsbetrages des Darlehens 
zu verwalten; dies entspricht dem Verwaltungs- 
kostenbeitrag, den dieses Institut für die Ver- 
waltung der Bundesdarlehen in der ländlichen 
Siedlung erhält. Der Bundesminister wurde 
darauf hingewiesen, daß schon im Interesse 
eines möglichst wirtschaftlichen Einsatzes der 
Öffentlichen Mittel über das günstige Angebot 
verhandelt werden sollte. Die Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Ressorts sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Die Kosten für die Verwaltung der Bundesmit- 
tel zur Verbesserung der Agrarstruktur trägt 
der Bundeshaushalt. Allein im Rechnungsjahr 
1963 wurden für die Mittel im Rahmen der 
Agrarstrukturverbesserung - — ■ Kapitel 10 02 
Titel 573 — Verwaltungskosten von rd. 7,2 Mio 
DM und für einmalige Bearbeitungsgebühren 
bei der Bereitstellung von Beihilfen, Vorschüs- 
sen u. ä. rd. 394 000 DM aus Bundesmitteln ge- 
zahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat angeregt zu prü- 
fen, ob die Verwaltungskosten von den Zuwen- 
dungsempfängern zu tragen sind. 

52. Die Ver\besserung der Agrarstruktur hat sich 
im Laufe der letzten Jahre im Rahmen der För- 
derung der Landwirtschaft als eine der bedeu- 
tendsten Aufgaben erwiesen. Nicht zuletzt 
wurde durch die Förderung der Aussiedlung 
vieles erreicht. 

Die istarke strukturelle Wandlung in ländlichen 
Gebieten zeigt immer deutlicher, daß die Ent- 
wicklungsmaßnahmen unter Beachtung von 
Problemen verschiedener Bereiche durchzufüh- 
ren sind. Durch diese Maßnahmen sollte mög- 
lichst eine Änderung der gesamten Verhältnisse 
in den ländlichen Gemeinden herbeigeführt 
werden. Deshalb können auch nicht einzelne 
Maßnahmen — wie Aussiedlung, Althofsanie- 
rung, Ausbau und Ansiedlung gewerblicher Be- 
triebe — allein die Lebens- und Arbeitswelt 
des Dorfes schaffen, die den heutigen Erforder- 
nissen entspricht. Dies kann am besten durch 
Maßnahmen erreicht werden, die trotz fach- 
licher Begrenzung unter Beachtung der Gesamt- 
prObleme zu planen und durchzuführen sind. 
Hierfür kommen in erster Linie Landesbehörden 
in Betracht. Die stärkere Einschaltung der Län- 
der bei der Standortbestimmung und die Mit- 
wirkung der Behörden bei dem Gutachten über 
die Betriebsentwicklung dürften noch nicht ge- 
nügen, da die Planungsvorstellungen der Lan- 
desbehörden bei Aussiedlungen nur in be- 
schränktem Umfange berücksichtigt werden 
können. 

Infolge der zusätzlichen finanziellen Förderung 
der Aussiedlung durch die Länder werden die 
einzelnen Verfahren von zwei Stellen bearbei- 
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tet und begutachtet; hinzu kommt in vielen 
Fällen die gleichzeitige Einschaltung von meh- 
reren Banken. Diese meist unwirtschaftliche 
Zersplitterung der Kräfte sollte nicht als unab- 
änderlich hingenommen werden. Da Bundes- 
und Landesmittel in der Finanzierung einer 
Maßnahme derartig eng miteinander verbunden 
sind, sollten die Bewilligung, die Auszahlung 
und Verwaltung der Mittel einheitlich vorge- 
nommen werden. Auch dem Aussiedler selbst 
würde mit weniger Grundpfandrechten und 
einem einheitlichen Einzug der Zins- und Til- 
gungsbeträge eine Vereinfachung geboten. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb vorge- 
schlagen, die Bundesmittel zur Verbesserung 
der Agrarstruktur den Ländern zur Verfügung 
zu stellen, wie es auch in anderen Verfahren, 
insbesondere im Rahmen des Grünen Planes, 
üblich ist. Den gleichen Vorschlag hat ein Land 
gemacht. 

Der Bundesminister hält diesen Vorschlag vor- 
nehmlich deshalb für unzweckmäßig, weil den 
mit der Verbesserung der Agrarstruktur befaß- 
ten Behörden der Länder nicht noch weitere 
Verwaltungsarbeit übertragen werden sollte. 
Dieses Bedenken überzeugt nicht, wenn die 
gegenwärtige Verfahrensregelung aufgegeben 
und eine einheitliche und vor allem einfache, 
den Erfordernissen der Agrarstrukturverbesse- 
rung Rechnung tragende Gestaltung des Ver- 
fahrens angestrebt wird. 


Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

(Einzelplan 1 1 für die 
Rechnungsjahre 1959 bis 1962) 

Arbeitslosenhilfe 

(Kapitel 1111) 

Zuschüsse zu den Maßnahmen zur Arbeits- 
und Berufsförderung geistig und körperlich 
behinderter Empfänger von Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe (berufliche Rehabilitation) 

(Titel 305) 

Zahlung von Beihilfen zum Lebensunterhalt 

53. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat im August 1961 dem Bundesrech- 
nungshof mitgeteilt, daß die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche* 
rung es für notwendig halte, bei der Durchfüh- 
rung von Maßnahmen der Arbeits- und Berufs- 
förderung geistig und körperlich behinderter 
Personen den Arbeitsuchenden und Berufsan- 
wärtern sowie deren unterhaltsberechtigten 
Angehörigen Beihilfen zum Lebensunterhalt zu 
gewähren. Er teile diese Auffassung und beab- 
sichtige, bis zu einer entsprechenden Änderung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG), die er aus 


Gründen der Gesetzesökonomie nur in Verbin- 
dung mit weiteren Änderungen anstreben 
könne, die Bundesanstalt zu ermächtigen, im 
Verwaltungswege die Unterhaltsleistungen zu 
regeln. 

Der Bundesrechnungshof hat in seiner Stellung- 
nahme Bedenken dagegen geäußert, daß Ver- 
waltungsanordnungen mit finanziellen Auswir- 
kungen getroffen werden, bevor die hierzu 
erforderlichen Rechtsgrundlagen gegeben sind. 
Er hat seine Bedenken aber unter der Voraus- 
setzung zurückgestellt, daß zunächst der Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt sich mit der be- 
absichtigten Regelung einverstanden erkläre 
und alsdann die Ergänzung des AVAVG so bald 
wie möglich vorgenommen werde. Der Bundes- 
minister der Finanzen ist im Dezember 1961 der 
Auffassung des Bundesrechnungshofes beige- 
treten. 

54. Nachdem inzwischen drei Jahre vergangen sind 
und auch bereits Unterhaltsleistungen gezahlt 
werden, fehlt es trotz wiederholter Vorstellun- 
gen des Bundesrechnungshofes noch an der 
Rechtsgrundlage. 

Der Bundesminister hat das Ausbleiben einer 
Gesetzesvorlage zunächst damit begründet, daß 
es nicht zweckmäßig sei, die Regelung der 
Unterhaltsieistungen allein zum Gegenstand 
einer Novelle des AVAVG zu machen. Als spä- 
ter der Entwurf des 5. Änderungsgesetzes zum 
AVAVG aufgestellt wurde, hat er mitgeteilt, 
die in dieser Novelle vorgesehenen Ergänzun- 
gen der Vorschriften über die Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft seien besonders dringlich. Er halte es 
nicht für vertretbar, in die Novelle auch die 
Regelung der Unterhaltsleistungen einzubezie- 
hen, weil dann mit einer Verzögerung zu rech- 
nen sei. In einem weiteren Schreiben hat der 
Bundesminister den Bundesrechnungshof davon 
unterrichtet, daß der Präsident der Bundes- 
anstalt von dem Verwaltungsrat ermächtigt 
worden sei, im Zusammenhang mit den Maß- 
nahmen der Arbeits- und Berufsförderung den 
Behinderten und ihren unterhaltsberechtigten 
Angehörigen Leistungen für den notwendigen 
wirtschaftlichen Unterhalt zu gewähren. Dies 
solle entsprechend den Tabellensätzen des 
Arbeitslosengeldes und in sinngemäßer Anwen- 
dung der Bestimmungen über die Bedürftig- 
keitsprüfung in der Arbeitslosenhilfe geschehen. 
Im übrigen hat der Bundesminister wiederholt 
erklärt, daß er nach wie vor beabsichtige, die 
nächste sich bietende geeignete Gelegenheit 
auszunutzen, um die Rechtsgrundlage für die 
Leistungen zu schaffen. 

Der Bundesrechnungshof hat schon früher an- 
erkannt, daß es aus staatspolitischen Gründen 
und zur Vermeidung von Härten notwendig 
werden kann, materiellrechtliche Anordnungen 
vor dem Inkrafttreten der notwendigen Geset- 
zesregelung im Verwaltungswege zu treffen. Er 
hat aber gleichzeitig betont, daß in einem sol- 


44 



Deutscher Bundestag — • 4. Wahlperiode 


Drucksache IV / 3052 


chen Falle die Rechtsgrundlage in angemessener 
Zeit zu schaffen ist (vgl. Denkschrift vom 
19. August 1958 S. 87). Wenn auch hisher hier 
Unterhaltsleistungen nur in wenigen Fällen ge- 
zahlt worden sind, so sieht nunmehr der Haus- 
haltsplan der Bundesanstalt für 1965 für diesen 
Zweck einen Ansatz von 400 000 DM vor. Der 
Bundesminister wird daher die Gesetzesände- 
rung ohne weitere Verzögerung einzuleiten 
haben, zumal auch die Bundesanstalt diese Än- 
derung für erforderlich hält. 


Sozialversicherung 

(Kapitel 11 13) 

Zuschüsse des Bundes an 

a) die Rentenversicherung der Arbeiter 

b) die Rentenversicherung der Angestellten 

(Titel 600) 

Koordinierung von Baumaßnahmen bei Sana- 
torien der Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und Herbeiführung eines Bettenaus- 
gleichs bei Heilmaßnahmen 

55. Der Rechnungsprüfungsausschuß des Deutschen 
Bundestages hat im November 1963 die in der 
Denkschrift vom 30. Oktober 1962 enthaltenen 
Ausführungen über die Organisation und Wirt- 
schaftlichkeit der Bundesversicherungsanstalt in 
Berlin (a. a. O. Seite 57 ff.) behandelt und dabei 
auch die Durchführung von Heilmaßnahmen der 
Rentenversicherungsträger erörtert. Er hat den 
Bundesrechnungshof um Stellungnahme zu der 
Frage der Massierung von Kuranstalten ersucht 
(vgl. Protokoll Nr. 19 S. 14 und 15). 

Die Rentenversicherungsträger haben für ihre 
Versicherten Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähig- 
keit durchzuführen. Diese lassen sich allgemein 
unter dem Begriff der Rehabilitation zusammen- 
fassen. Dazu gehören die erforderlichen medi- 
zinischen Maßnahmen, insbesondere die Be- 
handlung in Kur- und Badeorten und in Spezial- 
anstalten. Die Krankenhausibehandlung ist in 
der Regel den gesetzlichen Krankenkassen Vor- 
behalten. 

Für die Durchführung der Heilverfahren stehen 
den Rentenversicherungsträgern eigene Heil- 
stätten und Sanatorien und auch Einrichtungen, 
die sich in fremder Hand befinden, zur Ver- 
fügung. Im Jahre 1961 sind 46 000 Betten an- 
derer Träger oder privater Eigentümer belegt 
worden. Statistischen Erhebungen zufolge ver- 
fügten die Renten versicherungsträger im Jahre 
1956 über 186 eigene Heilstätten, Sanatorien 
und sonstige Einrichtungen mit rd. 30000 Betten 
und im Jahre 1961 bereits über 212 Behand- 
lungsstätten mit 35 650 Betten. Seither haben 
die Rentenversicherungsträger eine Reihe wei- 


terer derartiger Einrichtungen in Betrieb ge- 
nommen, andere befinden sich im Bau oder sind 
geplant. 

Die Zahl der Heilverfahren der Rentenversiche- 
rungsträger ist in den letzten Jahren ständig 
gestiegen. Während 1956 insgesamt rd. 370 000 
Gesundheitsmaßnahmen bewilligt wurden, war 
ihre Zahl bis zum Jahre 1961 auf über 800 000 
angestiegen. Die Aufwendungen haben im 
Jahre 1956 eine Höhe von rd. 446 Mio DM 
erreicht; im Jahre 1963 dürften sie etwa 
1,3 Mrd DM betragen haben. 

56. Für den Bau eigener Heilstätten, Sanatorien 
und sonstiger Einrichtungen sprechen vorwie- 
gend medizinische Gründe. Derartige Behand- 
lungsstätten gewährleisten weitgehend eine 
optimale Betreuung in pflegerischer Hinsicht, 
sie verfügen meist auch über hervorragende 
diagnostische und therapeutische Ausstattun- 
gen. Es wäre unwirtschaftlich, in diesen Einrich- 
tungen solche Patienten zu behandeln, für die 
Kuren in privaten Häusern und die Behandlung 
durch Badeärzte den gleichen Erfolg verspre- 
chen oder für die eine Krankenbehandlung 
durch die Krankenkassen medizinisch geboten 
ist. 

57. Die Wirtschaftlichkeit der einzelnen Heilstätten 
oder Sanatorien hängt weitgehend von der Zahl 
der Betten ab. Es steht fest, daß die Behand- 
lungsstätten mit extrem niedrigen Bettenzahlen 
fast immer unwirtschaftlich sind. Die Ansichten 
darüber, welche Bettenzahl wirtschaftlich am 
günstigsten ist, haben sich in den letzten Jah- 
ren gewandelt. Während noch vor wenigen 
Jahren 200 Betten als optimale Beziehungsgröße 
angesehen wurden, ist die herrschende Ansicht 
jetzt, daß Einrichtungen mit bedeutend mehr 
Betten wirtschaftlicher sind. Auf die Ausführun- 
gen im Gutachten vom August 1961 über die 
Organisation und Wirtschaftlichkeit der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte in Berlin 
(Pr 2-3011/27 — S. 110 und 111) wird Bezug 
genommen. 

Kleine Behandlungsstätten werden häufig von 
solchen Landesversicherungsanstalten gebaut, 
die bei ihrer niedrigen Versichertenzahl nicht 
genügend Patienten für eine bestimmte Thera- 
pie haben und deshalb größere Einrichtungen 
voll belegen können. Einrichtungen dieser Art 
entsprechen im allgemeinen nicht den Erforder- 
nissen einer zweckmäßigen Betriebsgröße, Wer- 
den jedoch von den kleinen Rentenversiche- 
rungsträgern größere Behandlungsstätten ge- 
baut, so besteht die Gefahr, daß diese Einrich- 
tungen wegen ihrer Überkapazität mit Patien- 
ten belegt werden, für die die Therapie dieser 
Behandlungsstätten nicht die richtige ist. 

58. In zahlreichen Kurorten betreiben mehrere 
Rentenversicherungsträger unabhängig vonein- 
ander Behandlungsstätten für Heilverfahren. 
Dies hat dazu geführt, daß gleichartige Vorkeh- 
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rungen oder Maßnahmen, insbesondere im 
medizinischen und verwaltungsmäßigen Bereich, 
von den einzelnen Rentenversicherungsträgern 
an demselben Ort gesondert wahrgenommen 
werden. Insoweit isollte eine Koordinierung an- 
gestrebt werden. 

So unterhielten im Jahre 1961 in einem Kurort 
vier Rentenversicherungsträger Sanatorien für 
Indikationen derselben Art. Allein von einer 
Landesversiicherungsanstalt wurden dort drei 
eigene Häuser, jedes mit eigener ärztlicher Ein- 
richtung, aber im wesentlichen für dieselbe In- 
dikation, betrieben. In einem anderen Kurort 
unterhielten fünf Rentenversicherungsträger 
eigene Sanatorien, zwei davon die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte für dieselbe 
Indikation. Keines der Sanatorien hatte mit 
einem der anderen irgendwelche gemeinsamen 
Einrichtungen. Ähnliche Verhältnisse liegen in 
anderen Kurorten vor. 

Die bevorzugte Belegung einzelner Kurorte 
wird vielfach mit balneologischen Gesiichtspunk- 
ten, wie Klima, Heilquellen oder Mooren, be- 
gründet. Sie führt aber dazu, daß die Einzugs- 
gebiete der Heilstätten groß und damit die An- 
fahrtswege für die Leistungsempfänger weit 
sind. Hierdurch erhöhen sich die Kosten der 
Heilverfahren. Da aber vielfach auch andere 
Kurorte vergleichbare balneologische Verhält- 
nisse bieten, besteht die Möglichkeit, bei der 
Wahl des Standorts auch betriebswirtschaftliche 
Gesichtspunkte stärker als bisher zu berück- 
sichtigen. 

59 . Eine befriedigende Regelung der vielfältigen 
Fragen, die sich aus der Unterhaltung eigener 
Heilstätten ergeben und die weitgehend in der 
regionalen Aufgliederung der Rentenversiche- 
rungsträger begründet isind, wird sich nur durch 
eine überregionale Koordinierung auf dem Ge- 
biete der Errichtung, Verwaltung und Belegung 
der eigenen Behandlungsstätten erreichen las- 
sen. Vor allem wird dabei an einen zentralen 
Bettenausgleich und lan die Abstimmung der 
Baumaßnahmen zu denken sein. 

Durch den zentralen Bettenausgleich, der mit 
Vorrang durchzuführen wäre, sollte sicherge- 
stellt werden, daß die Heilstätten der Renten- 
versicherungsträger möglichst vollständig und 
mit den für die jeweilige Behandlungsstätte ge- 
eigneten Patienten belegt werden. Zu diesem 
Zweck wäre es notwendig, daß der Bettenbe- 
darf und das Bettenangebot (Sämtlicher Renten- 
versicherungsträger laufend ermittelt werden, 
damit auf diese Weise der zentrale Ausgleich 
sichergestellt wird. Ein solches Verfahren wird 
bereits auf dem Gebiete der Kriegsopferversor- 
gung durch den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung erfolgreich durchgeführt (siehe 
Vcrwaltungsvorschrift Nr. 6 Abs. 5 vom 3. Sep- 
tember 1958 zu § 11 BVG in der Fassung vom 
6. Juni 1956 und Kur-Richtlinien vom 9. Novem- 
ber 1953 Buchstabe C). Auch würde ein zentraler 
Bettenausgleich den einzelnen Rentenversiche- 


rungsträgern ein zuverlässigeres Urteil über die 
Notwendigkeit neuer Sanatorien ermöglichen. 

Von besonderer Bedeutung wäre es ferner, 
wenn in absehbarer Zeit erreicht würde, daß 
auch der Neubau von Heilstätten und die Erwei- 
terung bestehender Sanatorien aufeinander ab- 
gestimmt würden. Der Umfang und die erheb- 
lichen Auswirkungen der Heilmaßnahmen der 
Rentenversicherungsträger auf andere Gebiete 
der Heilbehandlung, insbesondere das Kran- 
kenhauswesen, machen es erforderlich, unab- 
hängig von der unterschiedlichen Größe der 
Rentenversicherungsträger in größeren Zusam- 
menhängen zu planen*. Dies würde sich sowohl 
beim Bau der Heilstätten wie bei ihrer späteren 
Bewirtschaftung als vorteilhaft erweisen. 

Die Kosten, die bei neu errichteten Heilstätten 
auf das einzelne Bett entfallen, sind unterschied- 
lich. Sie liegen im allgemeinen bei großchirur- 
gischen Tbc-Heilstätten erheblich höher als bei 
Behandlungsstätten für nichttuberkulöse Erkran- 
kungen. Jedoch sind in einigen Fällen auch die 
durchschnittlichen Bettkosten in Heilstätten für 
nichtiuberkulöse Erkrankungen weit überschrit- 
ten worden. Ein ungünstiges Verhältnis zwi- 
schen Einbett- und Mehrbettzimmern kann zu 
Mehrkosten beitragen. Auch in diesem Zusam- 
menhang könnte sich eine sinnvolle Koordinie- 
rung günstig auswirken. 

60. Entsprechend den für den Bereich der Sozialver- 
sicherungsträger anerkannten Grundsätzen soll- 
ten der überregionale Bettenausgleich und die 
Koordinierung neuer Baumaßnahmen durch eine 

1 zentrale Stelle innerhalb der Selbstverwaltung 
wahrgenommen werden. Die Erfahrungen, die 
in Österreich mit dem Hauptverband der Sozial- 
versicherungsträger gewonnen wurden, zeigen, 
daß sich ein solches Verfahren bewähren kann. 

Der zentralen Einrichtung könnten außer dem 
Bettenausgleich und der Koordinierung der Bau- 
vorhaben noch weitere Aufgaben übertragen 
werden. In Betracht kommt die Aufstellung zu- 
sätzlicher Grundsätze für die wirtschaftliche 
Verwaltung der eigenen Behandlungsstätten. 
Die zentrale Stelle könnte ferner Hinweise für 
vorhandene medizinisch-technische Spezialein- 
richtungen geben. Dabei soll davon ausgegan- 
gen werden, daß solche Behandlungsstätten 
nicht für schwierige Diagonosen geeignet sein 
müssen, da es in der Regel wirtschaftlicher äst, 
wenn diese in Beobachtungskrankenhäusern 
oder Universitätskliniken vorgenommen wer- 
den. Auch Maßnahmen für eine stärkere Spe- 
zialisierung der ärztlichen Tätigkeit in den Heil- 
stätten wären zu ermöglichen. Die medizinischen 
Einrichtungen kämen dann zu einem wirkungs- 
volleren Einsatz. Es wäre weiter zu prüfen, ob 
es wirtschaftlicher und zweckmäßiger ist, für die 
medizinische Betreuung der Versicherten in be- 
stimmten Kurorten ärztliche Untersuchungs- 
und Behandlungsstellen zu errichten, die Ver- 
sicherten selbst aber in Privatheimen unterzu- 
bringen. Dies käme vor allem dann in Betracht, 
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wenn die Versicherten zwar eine gute ärztliche 
Betreuung brauchen, die Pflege in einem Privat- 
heim aber genügt. 

Die Zentralstelle könnte auch Grundsätze für 
die Abgrenzung der Aufgaben zwischen der 
Heilstätten- oder Sanatoriumsverwaltung und 
den Verwaltungsabteilungen der Rentenver- 
sicherungsträger ausarbeiten. Schließlich wäre 
zu untersuchen, in welcher Weise in -den Kur- 
orten, in denen mehrere Rentenversicherungs- 
träger Einrichtungen lunterhalten, -sich einzelne 
Funktionen der Verwaltung oder der medizini- 
schen Betreuung zusammenfassen lassen. 

61. Der Bundesrechnungshof hat beim Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung angeregt, um 
einen zentralen Bettenausgleich und die Koordi- 
nierung der Bauvorhaben für die Heilstätten, 
Sanatorien und sonstigen Einrichtungen der 
Renten versicherungs träger bemüht zu sein. Der 
Bundesminister erkennt grundsätzlich an, daß 
dieser Vorschlag berechtigt ist. Er hat zugesagt, 
sich mit den zuständigen Stellen in Verbindung 
zu setzen. 


Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 
1961 bis 1963) 

Bundesministerium für Verkehr 

(Kapitel 12 01) 

Verspäteter Erlaß einer Gebührenverordnung 

62. Nach §§ 52, 53 des Personenbeförderungsge- 
setzes (PBefG) ist der Bundesminister für Ver- 
kehr für die Genehmigung zur Beförderung von 
Personen mit Kraftfahrzeugen im grenzüber- 
schreitenden und Transit- (Durchgangs-) Verkehr 
zuständig. Das Gesetz ist am 1. Juni 1961 in 
Kraft getreten. In § 58 Abs. 1 Nr. 6 ist der Bun- 
desminister für Verkehr ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates und im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
Rechtsverordnungen über Gebühren für behörd- 
liche oder amtlich angeordnete Maßnahmen bei 
der Genehmigung und Beaufsichtigung der Ver- 
kehrsunternehmen zu erlassen. Von dieser Er- 
mächtigung hat der Bundesminister durch seine 
Verordnung vom 25. Juli 1963 — BGBl. I S. 540 
— Gebrauch gemacht, in der er die Erhebung 
von Gebühren für die in seine Zuständigkeit 
fallenden Amtshandlungen vorge schrieben hat. 
Die Verordnung besteht aus sieben Bestimmun- 
gen und sieht einen allgemeinen Gebührenrah- 
men von 5 bis 500 DM vor. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Gebühren Verordnung erst zwei Jahre nach 
dem Inkrafttreten des PBefG erlassen wurde, so 
daß mangels einer Rechtsgrundlage in der Zwi- 


(schenzeit keine Gebühren erhoben werden 
konnten. 

63. Der Bundesminister hat erwidert, daß das zu- 
ständige Referat nach dem Inkrafttreten des 
PBefG eine „Flut von Anträgen auf Genehmi- 
gungen im grenzüberschreitenden Verkehr" zu 
bearbeiten gehabt habe, deren Erledigung 
dringlich gewesen sei. Daneben habe das 
Referat als Sofortmaßnahme die Herausgabe 
der sogenannten Freistellungsverordnung vom 
30. August 1962 und die „Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift zum PBefG" vom 2, Juli 1962 
bevorzugt erledigen müssen. Zusätzliche Kräfte 
hätten dem Referat erst seit 1. Oktober 1962 
zugewiesen werden können. Anschließend sei 
sofort mit dem Entwurf -der Gebührenverord- 
nung begonnen worden. Ihr Erlaß habe sich 
auch deshalb verzögert, weil der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft sein gesetzlich vorgeschrie- 
benes Einvernehmen erst am 10.- Juni 1963 er- 
klärt habe. Dem Bundesminister für Wirtschaft 
ist der Verordnungsentwurf erst am 30. April 

" 1963 übersandt worden. Er hat nach rund sechs 
Wochen sein Einvernehmen erteilt. Hierdurch 
hat sich also die Bearbeitung der Gebührenver- 
ordnung nicht wesentlich verzögert, 

64. Die Aufstellung der aus wenigen Vorschriften 
bestehenden Gebührenverordnung erforderte 
nur einen verhältnismäßig geringen Arbeitsauf- 
wand. Notfalls hätte der Bundesminister für 
Verkehr für die Bearbeitung des Entwurfs an- 
dere Kräfte seines Hauses heranziehen müssen. 

Durch den verspäteten Erlaß der Gebührenver- 
ordnung sind dem Bund Einnahmen entgangen, 
deren Höhe auf mindestens 100 000 DM ge- 
schätzt wird. 

Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung, 
Bundeswasserstraßen 

(Kapitel 12 03) 

Unnötiges Bauvorhaben 

65. Für den Neubau eines Dienstgebäudes für ein 
Wasser- und Schiffahrtsamt sind für das Rech- 
nungsjahr 1960 50 000 DM bewilligt worden. 
Die Gesamtkosten wurden dabei mit 450 000 DM 
angegeben. In den Erläuterungen wird der Neu- 
bau im wesentlichen damit begründet, daß das 
Amt nur behelfsmäßig und seit langem unzu- 
reichend in einer Stein- und einer Holzbaracke 
im Hof des bundeseigenen Grundstücks der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion (WSD) unter- 
gebracht sei. Die Steinbaracke sei alt, nicht 
unterkellert und durch Bombentreffer schwer er- 
schüttert. Wegen Baufälligkeit könne sie nicht 
erweitert oder auf ge stockt werden. Die Gesamt- 
kosten sind für 1962 mit 500 000 DM und für 
1964 mit 624 000 DM in den Haushaltsplänen 
angegeben worden. Dazu kommen noch 166 000 
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DM aus Mitteln für Maßnahmen zum Schutz der 
Anlagen der Bundesverkehrsverwaltung (Ka- 
pitel 36 07). Für das Bauvorhaben sind bisher in 
den Rechnungsjahren 1960 bis 1962 insgesamt 
223 000 DM bewilligt worden. Mit dem Neubau 
wurde jedoch noch nicht begonnen. Zunächst 
wird in dem benachbarten Dienstgebäude der 
WSD das Dachgeschoß ausgebaut, in dem die 
Bediensteten des Amtes während der Bauzeit 
des Neubaues untergebradit werden sollen. Für 
diesen Zweck sind bis jetzt 21 000 DM auf ge- 
wendet worden. Durch den Ausbau des Dach- 
geschosses werden acht Räume mit einer Nutz- 
fläche von 150 qm neu geschaffen. 

66. Nach den örtlichen Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes im Jahre 1963 handelt es sich 
bei dem als Steinbaracke bezeichneten Bau um 
ein massives, zur Hälfte unterkellertes einge- 
schossiges Steingebäude. Nachdem die während 
des Krieges durch Bomben verursachten Schä- 
den beseitigt worden waren, ist in dem Gebäude 
seit 1949 das Amt untergebracht. Für seine 22 
Bediensteten reicht die vorhandene Bürofläche 
von rd. 225 qm aus. Sollte künftig ein zusätz- 
licher Raumbedarf eintreten, stehen hierfür die 
nach dem Ausbau des Dachgeschosses im 
Dienstgebäude der WSD gewonnenen acht 
Räume zur Verfügung. Außerdem befinden sich 
in dem Dienstgebäude der WSD noch eine Bun- 
desmietwohnung und zwei Werkdienstwohnun- 
gen mit einer Gesamtfläche von über 200 qm, 
die in Diensträume umgewandelt werden kön- 
nen, wenn es isich als notwendig erweisen sollte. 
Die der Rhein-Main-Donau AG gehörende Holz- 
baracke wird von dem Amt nicht mehr benutzt. 
Bei dieser Sachlage konnte nicht anerkannt wer- 
den, daß ein Neubau derzeit notwendig ist. 

67. Der Bundesminister für Verkehr hat hierzu aus- 
geführt, der Bauzustand der „Steinbaracke" sei 
so schlecht, daß sie nicht als Dauerunterkunft 
für das Amt geeignet fsei. Das Gebäude weise 
Risse 'auf; auch dringe von außen Feuchtigkeit 
in die Kellerräume ein. Hinzu komme, daß für 
die Plankammer, die Bücherei, die Instrumente 
und die technischen Zeichner geeignete Räume 
fehlten. Weiter seien für den künftigen Perso- 
nalmehrbedarf des Amtes einschließlich des ihm 
angeschlossenen Schiffseichamtes zusätzliche 
Räume erforderlich. Die in dem Dienstgebäude 
der WSD befindlichen Dienst- und Werkdienst- 
wohnungen könnten aus dienstlichen und per- 
sönlichen Gründen nicht freigemacht werden. 
Unter diesen Umständen isei der Neubau not- 
wendig. Mit den Bauarbeiten sei nur wegen an- 
derer noch dringenderer Bauvorhaben bis jetzt 
nicht begonnen worden. 

Diese Ausführungen haben nicht überzeugen 
können. Daß der mangelhafte bauliche Zustand 
der „Steinbaracke" einen Neubau erforderlich 
mache, kann nicht anerkannt werden. Auch ist 
nicht untersucht worden, welche Kosten die In- 
standsetzung des Gebäudes verursachen würde. 
Zur Deckung des zusätzlichen Raumbedarfs des 


Amtes reichen die durch den Ausbau des Dach- 
geschosses gewonnenen Räume aus. Besondere 
Gründe, die es ausschlössen, bei weiterem Be- 
darf notfalls wenigstens einen Teil der im 
Dienstgebäude der WSD vorhandenen Wohnun- 
gen in Anspruch zu nehmen, sind nicht erkenn- 
bar. Es wurden dem Bundesminister daher emp- 
fohlen, den Neubau des Dienstgebäudes zumin- 
dest solange zurückzustellen, bis das durch ihn 
von dem Bundesbeauftragten für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung erbetene Gutachten über 
die Organisation der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung vorliegt, aus dem sich neue Ge- 
sichtspunkte für den beabsichtigten Neubau er- 
geben können. 

Der Bundeisminister der Finanzen hat sich dieser 
Empfehlung iangeischlossen. Die abschließende 
Äußerung des Bundesministers für Verkehr 
steht noch aus. 


Bundesfernstraßen 

(Kapitel 12 10) 

68. Nach Artikel 90 Abs. 2 GG verwalten die Län- 
der oder die nach Landesrecht zuständigen 
Selbstverwaltungskörperschaften die Bundes- 
fernstraßen im Aufträge des Bundes. Die Lan- 
desbehörden unterstehen den Weisungen des 
Bundesministers; seine Aufsicht erstreckt sich 
auf die Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit 
der Ausführung der Bundesgesetze (Artikel 85 
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 GG). Zu den 
hiernach übertragenen Verwaltungsaufgaben 
gehören die Bauausführung und weitgehend 
auch die Bauvorbereitung. 

Die Prüfung der Ausgaben für den Bau von 
Bundesfernstraßen ergab wiederum zahlreiche 
Beanstandungen. Sie betreffen sowohl die Bau- 
vorbereitung als auch die Bauausführung. Dabei 
sind überwiegend die gleichen Mängel festge- 
stellt worden, über die bereits in den Denk- 
schriften der vergangenen Jahre berichtet wor- 
den ist. Im folgenden sind besonders häufig auf- 
tretende grundsätzliche Mängel dargestellt und 
hierzu einige typische Beispiele aus der letzten 
Zeit aufgeführt. 


Mängel der Bauvorbereitung 

69. Zum Teil werden die Straßenbauvorhaben von 
den Auftragsverwaltungen technisch und ver- 
waltungsmäßig nicht so sorgfältig vorbereitet, 
daß die Bauarbeiten zügig und wirtschaftlich 
ausgeführt werden können. So sind Bauaufträge 
vergeben worden, bevor der Verlauf der Straße 
in Linienführung, Höhenlage und Querschnitt 
mit lallen Anschlüssen, Kreuzungen und Bau- 
werken festlag und die Entwürfe in allen Einzel- 
heiten vollständig ausgearbeitet waren. Die Bo- 
denuntersuchungen haben mitunter nach Zahl 
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und Tiefe nicht ausgereicht, die Beschaffenheit 
des Baugrundes zuverlässig erkennen zu lassen. 
Die Bauarbeiten sind begonnen worden, bevor 
der Bauplan festgestellt und die Straßenbau- 
behörde zum Besitz an allen für den Straßenbau 
benötigten Grundstücken berechtigt war. 

Mängel in der Biauvorbereitung wirken sich im- 
mer nachteilig auf den Straßenbau aus. Sie be- 
hindern den reibungslosen Ablauf der Bau- 
arbeiten und verzögern die Fertigstellung. Die 
Bauentwürfe und Bauverträge messen geändert 
oder ergänzt, die zusätzlichen Arbeiten müssen 
ohne Wettbewerb an den Auftragnehmer ver- 
geben werden. Der Wegfall des Wettbewerbs 
führt im allgemeinen zu Verteuerungen. Oft 
werden nur Behelfslösungen gefunden, die auf 
die Dauer nicht befriedigen. Der Auftragnehmer 
kann den veränderten Anforderungen häufig 
nur mit unwirtschaftlichen Arbeitsmethoden 
nachkommen. Dies hat in einigen Fällen erhöhte 
Preisforderungen und Schadenersatzansprüche 
zur Folge. Dem Bund entstehen so vermeidbare 
Kosten in beträchtlicher Höhe. Die nachträg- 
lichen Änderungen und Ergänzungen verur- 
sachen aber auch der Auftragsverwaltung er- 
höhte Verwaltungskosten - durch erhebliche 
Mehrarbeit, die das durchweg knappe Personal 
belastet und es von anderen wichtigen Arbeiten 
abhält. 

Eine unzureichende Bauvorbereitung führt im 
Ergebnis auch zu keinem Zeitgewinn. Die 
Dringlichkeit der Bauarbeiten, auf die die Stra- 
ßenbauverwaltungen oft hinweisen, kann daher 
die Versäumnisse bei der Bauvorbereitung nicht 
rechtfertigen. Die am Straßenbau beteiligten 
Stellen sollten sich darüber im klaren sein, daß 
auch bei dringenden Maßnahmen ein gewisses 
Mindestmaß an Vorbereitungszeit nicht unter- 
schritten werden kann. Eine ausreichend bemes- 
sene Vorbereitungszeit bedeutet in den meisten 
Fällen kein Hin aus schieben des Zeitpunktes der 
Fertigstellung. Sie trägt aber wesentlich dazu 
bei, daß Verzögerungen während der Bauaus- 
führung vermieden werden können und daß die 
Baumaßnahme zu dem vorgesehenen Zeitpunkt 
auch wirklich fertiggestellt wird. 


70. Zur Erläuterung mögen folgende Beispiele 
dienen: 

a) Für den Ausbau eines 4,4 km langen Ab- 
schnitts einer Bundesstraße hatte ein Stra- 
ßenbauamt am 17. Juli 1958 die Erd-, Ent- 
wässerungs- und Deckenbauarbeiten zum 
Preise von rd. 2,5 Mio DM vergeben. Der 
Auftragnehmer hat die Bauarbeiten, die in 
40 Wochen fertiggestellt sein sollten, am 
1. August 1958 begonnen. Das Amt hatte 
schon 1957 den Bauentwurf als in allen Ein- 
zelheiten durchgearbeitet und vollkommen 
baureif bezeichnet und im Erläuterungsbe- 
richt zum Bauentwurf erklärt, daß Schwierig- 
keiten beim Erwerb des benötigten Geländes 
nicht zu erwarten seien. 


Nach dem Beginn der Bauarbeiten mußte das 
Amt die in Auftrag gegebene Baustrecke um 
600 m kürzen und die Vertragssumme um 
rd. 450 000 DM vermindern, weil nicht ge- 
klärt war, an welcher Stelle eine Umge- 
hungsstraße angeschlossen werden sollte. 
Die Bauarbeiten an der verbleibenden Bau- 
strecke wurden durch den gleichzeitig be- 
gonnenen Bau mehrerer Brücken behindert. 
Der Auftragnehmer mußte deshalb die Bau- 
maschinen und Arbeitsgeräte mehrmals Um- 
setzen. An einigen Teilstrecken konnten die 
Bauarbeiten nicht auf genommen werden, 
weil Grunderwerbsschwierigkeiten nicht be- 
hoben werden konnten, die besonders da- 
durch entstanden waren, daß einige Grund- 
stückseigentümer das Betreten ihrer für die 
Straße benötigten Grundstücke nicht gestat- 
teten. Da das Amt idie Zustimmung der 
Grundstückseigentümer nicht erlangen 
konnte, ordnete es im Frühjahr 1959 die Ein- 
stellung der Bauarbeiten an. Der Bauvertrag 
wurde aufgehoben. 

Am 10. Juli 1959 wurde der Bauplan für den 
Bauabschnitt festgestellt, am 15. März 1960 
wurde die Straßenbaubehörde vorläufig in 
den Besitz der benötigten Grundflächen ein- 
gewiesen. Erst danach konnte das Amt die 
weiteren Arbeiten an der gekürzten Bau- 
strecke ausschreiben und sie im November 
1960 neu vergeben. Die Arbeiten an dem 
600 m langen Reststück sind noch nicht ver- 
geben. 

Das Straßenbauamt rechnete über die Lei- 
stungen des ersten Auftragnehmers zu den 
Vertragspreisen ab. Daneben erhielt der 
Auftragnehmer als Schadenersatz für die 
Kürzung des Auftrages und die Behinderun- 
gen während der Bauausführung rd. 114 000 
DM. Das Einrichten und Räumen der Bau- 
stelle isowie das Vorhalten der Baustellen- 
einrichtung, für das der erste Auftragnehmer 
den vereinbarten Pauschalbetrag von 67 000 
DM erhalten hatte, wurde dem Auftragneh- 
mer für die Restarbeiten nochmals mit rd. 
78 000 DM vergütet. Die Einheitspreise für 
die Restarbeiten lagen zum Teil erheblich 
über den Preisen des ersten Vertrages. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, 
daß mit den Bauarbeiten ohne ausreichende 
Planung und Vorbereitung begonnen worden 
war und dadurch dem Bund Mehrkosten ent- 
standen sind, die für die Schadenersatz- 
leistungen an den ersten Auftragnehmer und 
die nochmalige Vergütung der Baustellen- 
einrichtung rd. 192 000 DM ausmachen. Zu- 
sammen mit den Mehrkosten, die durch die 
höheren Preise des späteren Vertrages ent- 
iStanden sind, hat er Mehrkosten von über 
400 000 DM festgestellt. 

Die Straßenbauverwaltung ist der Ansicht, 
daß die Baumaßnahme hinreichend vorberei- 
tet gewesen sei. Sie hat ausgeführt, sie habe 
die Baustrecke deshalb gekürzt, weil neue 
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Erkenntnisse über die Verkehrsverhältnisse, 
die sie erst nach der Aufstellung des bau- 
reifen Entwurfs gewonnen habe, es hätten 
ratsam erscheinen lassen, die Planung teil- 
weise zu ändern. Der gleichzeitige Beginn 
der Brücken- und Straßenbauarbeiten sei 
nötig gewesen, weil die untragbaren Ver- 
kehrsverhältnisse schnelle Abhilfe geboten 
hätten. Die Grunderwerbsschwierigkeiten 
seien nicht voraussehbar gewesen. Nach dem 
Stande der Grunderwerbsverhandlungen zur 
Zeit der Vergabe habe sie davon ausgehen 
können, daß der Bauablauf dadurch, daß drei 
Grundstückseigentümer die Bauerlaubnis 
noch nicht erteilt hatten, nicht wesentlich be- 
einträchtigt werde. 

Die Verwaltung hat ferner die Auffassung 
vertreten, daß dem. Bund kein Schaden ent- 
standen sei. Die Mehrkosten seien dadurch 
voll ausgeglichen worden, daß durch die 
Kürzung der Baustrecke zusätzliche Kosten, 
die sonst für den Bau der Einmündung der 
Umgehungsstraße hätten aufgewandt wer- 
den müssen, erspart worden seien. Auch 
habe durch den frühzeitigen Baubeginn ein 
Teil der Arbeiten zu den niedrigeren Preisen 
des Jahres 1958 ausgeführt werden können. 
Überdies seien in dem zweiten Vertrag für 
einen Teil der Leistungen erheblich günsti- 
gere Preise vereinbart worden. 

Diese Ausführungen treffen jedoch nicht in 
vollem Umfange zu. Allein deshalb mußte 
die Planung geändert und die Baustrecke ge- 
kürzt werden, weil die Verwaltung sich nicht 
rechtzeitig ausreichend über die Verkehrs- 
lage unterrichtet hatte. Sie hat erst nach der 
Aufstellung des Entwurfs die Unterlagen 
über die Verkehrsverhältnisse beschafft, die 
sie schon zu Beginn der Entwurfs arbeiten 
benötigte. Die durch die Grunderwerbs- 
schwierigkeiten verursachte Einstellung der 
Bauarbeiten hätte vermieden werden kön- 
nen, wenn die Bau arbeiten nicht vergeben 
worden wären, bevor das Planfeststellungs- 
verfahren gemäß § 17 FStrG durchgeführt 
war und die Straßenbauverwaltung das Be- 
sitzrecht an allen Grundstücken erworben 
hatte. Solange das nicht der Fall war, waren 
die Voraussetzungen für einen ungehinder- 
ten Ablauf der Bauarbeiten nicht gegeben. 

Die gewählte Methode läßt sich auch nicht 
ausreichend mit dem Hinweis auf die Eil- 
bedürftigkeit der Maßnahme rechtfertigen. 
Die während der Ausführung der Bauarbei- 
ten aufgetretenen Schwierigkeiten haben die 
Fertigstellung der gekürzten Baustrecke um 
etwa zwei Jahre verzögert. Für das Rest- 
stück sind die Bauarbeiten sechs Jahre nach 
dem Baubeginn im Abschnitt noch nicht an- 
gefangen worden. Die Bauarbeiten hätten 
früher 'abgeschlossen werden können, wenn 
das Planfeststellungsverfahren und die Be- 
sitzeinweisung frühzeitig begonnen und mit 
Nachdruck betrieben worden wären. Der 


vorzeitige Baubeginn hat somit die Fertig- 
stellung verzögert. 

Die Ausführungen der Verwaltung können 
nicht widerlegen, daß dem Bund durch den 
vorzeitigen Baubeginn ein Schaden entstan- 
den ist. Wenn die Verwaltung die Arbeiten 
für das 600 m lange Teilstück frühzeitig ein- 
stelien ließ, dann hat sie damit zwar verhin- 
dert, daß der bereits entstandene Schaden 
größer wurde, nicht aber Ersparnisse erzielt. 
Es trifft auch nicht zu, daß bei der zweiten 
Ausschreibung teilweise günstigere Preise 
als im ersten Vertrag erzielt werden konn- 
ten. Der Auftragnehmer hat nur für solche 
Leistungen, an die das Bauamt geringere 
Anforderungen als im ersten Vertrag ge- 
stellt hat, eine niedrigere Vergütung gefor- 
dert. Es mag zwar sein, daß durch den früh- 
zeitigen Baubeginn ein Teil der Arbeiten zu 
niedrigeren Preisen ausgeführt werden 
konnte. Durch die Baupreissteigerungen in 
der Zeit zwischen Beginn und Fertigstellung 
der Arbeiten hätten sich die Kosten jedoch 
nur um einen Bruchteil des Betrages erhöht, 
der für die durch Schadenersatzleistungen 
und durch unwirtschaftliche Arbeitsweise 
verursachten Mehrkosten aufgewendet wer- 
den mußte. 

b) Ein Autobahnamt hatte den Bau einer 71,5 m 
langen Stützmauer, die eine Autobahn- 
strecke gegen Hangrutsch sichern sollte, ver- 
geben. Etwa ein Jahr ispäter, als diese Arbei- 
ten beendet waren, ergab sich, daß weitere 
Teile des Hanges zu rutschen drohten und 
deshalb die Stützmauer nach beiden Seiten 
auf insgesamt 122 m verlängert werden 
mußte. Bei der öffentlichen Ausschreibung 
dieser Arbeiten forderte der Bieter, der den 
ersten Teil der Stützmauer gebaut hatte, 
Vergütungen, die erheblich, zum Teil bis zu 
70 V. H., über denen des ersten Auftrages 
lagen. Er erhielt als Mindestbietender den 
Auftrag. 

Wäre der rutschgefährdete Hang bereits bei 
der Bearbeitung des Bauentwurfs ausrei- 
chend auf die Beschaffenheit des Bodens 
untersucht worden, hätte von vornherein 
erkannt werden können, daß die Stützmauer 
in ihrer ganzen Länge nötig war. Dann hät- 
ten die Arbeiten zusammen in einem Auftrag 
vergeben und günstigere Preise erzielt wer- 
den können, weil der Auftragnehmer die Ar- 
beiten zügig hätte durchführen können. Die 
Mehrkosten für die zweimalige Baustellen- 
einrichtung und für Arbeitserschwernisse im 
zweiten Auftrag, die sich aus der Bauaus- 
führung von zwei getrennten Teilen erga- 
ben, hätten ebenso eingespart werden kön- 
nen wie die Mehrkosten auf Grund der er- 
höhten Preise des zweiten Vertrages. 

c) Ein anderes Autobahnamt stellte nach Fertig- 
stellung der Flügelmauer für ein Unterfüh- 
rungsbauwerk auf der Neubaustrecke einer 
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Bundesautobahn eine klaffende Fuge fest. 
Bei der Untersuchung zeigte sich, daß der 
Baugrund wasserhaltige Tonschichten ent- 
hielt, die unter dem Gewicht des Bauwerkes 
nachgegeben batten, und daß er nur die 
Hälfte der dem Entwurf zugrunde gelegten 
Tragfähigkeit besaß. Die Fundamente der 
schadhaften Flügelmauern mußten deshalb 
nachträglich verstärkt werden. Die dafür 
nötigen, zur Zeit der Prüfung noch nicht ab- 
geschloissenen Arbeiten haben bis dahin 
etwa 220 000 DM Kosten verursacht. 

Auch bei einigen Bauwerken im Bereich an- 
derer Straßenbauämter stellte sich nach Bau- 
beginn heraus, daß die Tragfähigkeit des 
Untergrundes nicht ausreichte. Zur Errei- 
chung der nötigen Standsicherheit mußten 
deshalb zusätzliche Arbeiten mit erheb- 
lichem Kostenaufwand ausgeführt werden. 

Die Tragfähigkeit des Baugrundes ist vor der 
Bearbeitung der Entwürfe nicht ausreichend 
untersucht worden; auch isind die Unter- 
suchungsergebnisse nach dem Erdaushub 
nicht mit den tatsächlich Vorgefundenen 
Verhältnissen verglichen worden. Wäre dies 
den technischen Vorschriften entsprechend 
geschehen, dann hätten die Bodenverhält- 
nisse im Entwurf berücksichtigt oder diese i 
hätte ihnen nachträglich angepaßt werden 
können. Die dem Bund entstandenen zusätz- 
lichen Kosten hätten dann zum Teil vermie- 
den werden können. 

d) In mehreren Fällen haben Bauämter Arbei- 
ten für Uberführungsbauwerke an Bundes- 
fernstraßen an Hand vorläufiger Entwurfs- 
unterlagen ausgeschrieben, die nur Angaben 
über die Hauptmaße und überschläglich er- 
mittelte Mengenansätze enthielten. Nach den 
Leistungsbeschreibungen hatte der Auftrag- 
nehmer den endgültigen Bauentwurf und die 
dazu nötigen statischen Berechnungen auf- 
zustellen. Diese Leistungen konnte der Auf- 
tragnehmer erst erbringen, wenn der Bau- 
vertrag abgeschlossen war. Die statischen 
Berechnungen der Auftragnehmer ergaben 
wiederholt, daß die in den vorläufigen Ent- 
wurfsunterlagen vorgesehene Konstruktion 
aus Gründen der Standsicherheit geändert 
werden mußte. Dies hatte neben zusätzlichen 
Entwurfsarbeiten zur Folge, daß die Bau- 
arbeiten verzögert und umfangreiche, im 
Vertrag nicht vereinbarte Leistungen nötig 
wurden, die den Auftragnehmern freihändig 
als zusätzliche Leistungen in Auftrag gege- 
ben werden mußten. 

Die nicht ausreichende Entwurfsbearbeitung 
hat dazu geführt, daß die Angebotspreise 
durch Risikozuschläge, die die Auftragneh- 
mer zum Ausgleich für Ungewißheiten in 
den Leistungsbeschreibungen berechnen 
mußten, erhöht worden isind und daß die in 
den Leistungsbeschreibungen nicht enthalte- 
nen zusätzlichen Leistungen unter Ausschal- 
tung des Wettbewerbs vergeben werden 


mußten. Es ist erforderlich, daß bereits vor 
der Ausschreibung der Arbeiten das Bau- 
werk statisch berechnet und ein endgültiger 
Entwurf aufgestellt wird, der auch die sta- 
tisch bedingten Einzelheiten der Konstruk- 
tion eindeutig festlegt. Dann können in das 
Leistungsverzeichnis auch genaue Leistungs- 
angaben aufgenommen, koistenerhöhende 
Ungewißheiten ausgeschlossen, die freihän- 
dige Vergabe zusätzlicher Leistungen ver- 
mieden und Verwaltungsarbeiten erspart 
werden. 

e) Ein Straßenbauamt hatte mit dem Auftrag- 
nehmer vereinbart, daß der bei dem Bau 
einer Autobahn anfallende Mutterboden ab- 
gedeckt und seitlich der Baustrecke gelagert 
werden sollte. Später verlangte das Straßen- 
bauamt von dem Auftragnehmer, im Bereich 
einer Auffahrt weitere Erdmassen abzutra- 
gen und dadurch bessere Sichtverhältnisise 
zu schaffen. Der in diesem Bereich gelagerte 
Mutterboden mußte erneut umgesetzt wer- 
den. 

Der Bundesrechnungshof hat bemängelt, daß 
die Sichtverhältnisse nicht bereits bei der 
Planung sorgfältig geprüft worden sind. 
Wäre dies geschehen, hätte der Betrag von 
41 000 DM, der für das abermalige Umset- 
zen des Mutterbodens aufgewendet werden 
mußte, gespart werden können. 


Mängel der Vertragsgestaltung, Bauausführung 
und Abrechnung 

71. Dem regelmäßig recht umfangreichen Vertrags- 
werk, das schon nach der in der VOB vorge- 
sehenen Gliederung aus mehreren Teilstücken 
besteht, sind mitunter ohne zwingenden Anlaß 
weitere Bestandteile hinzugefügt worden. Dabei 
ist die in der VOB vorgesehene gegenseitige 
Abgrenzung der einzelnen Vertragsteile nach 
ihrem Inhalt, die das Vertragswerk übersicht- 
lich gestaltet und seine Aufstellung erleichtert, 
nicht beibehalten worden. In einzelnen Fällen 
ist das Vertragswerk dadurch unübersichtlich 
geworden, daß die einzelnen Bestimmungen 
ungeordnet aneinandergereiht sind und über- 
flüssige Angaben enthalten und daß dieselbe 
Bestimmung mehrfach wiederholt wird. Derar- 
tige Mängel sind dann die Ursache dafür, daß 
die Straßenbaudienststellen den Inhalt und den 
Umfang der geschuldeten Leistung nicht über- 
sehen und deshalb dem Auftragnehmer zusätz- 
liche Vergütungen für Leistungen zubilligen, 
die bereits mit den Vertragspreisen abgegol- 
ten sind. Die unzulängliche Abstimmung der 
einzelnen Vertragsteile aufeinander führt dazu, 
daß dieselben Fragen in den verschiedenen 
Teilen desselben Vertragswerkes voneinander 
abweichend, zum Teil sogar einander wider- 
sprechend geregelt werden. Manchmal ist es 
dann nicht möglich, den Inhalt der Leistungs- 
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pflicht des Auftragnehmers eindeutig festzustel- 
len. Unklare, mehrdeutige oder einander wider- 
sprechende Bestimmungen sind der Anlaß zu 
zusätzlichen Forderungen der Auftragnehmer, 
die die Verwaltung mangels eindeutiger Ver- 
einbarungen nicht ablehnen kann, auch wenn 
sie nicht berechtigt erscheinen. Derartige Forde- 
rungen führen zu langwierigen Auseinander- 
setzungen und verursachen unnötige Verwal- 
tungsarbeit. 

72. Hierzu werden folgende Beispiele angeführt: 

a) Ein Straßenneubauamt wollte die Arbeiten 
für den Bau einer Brücke zu Festpreisen ver- 
geben. Es hatte deshalb in den Ende April 
1960 auf gestellten Verdingungsunterlagen 
keine Gleitklausel an der üblichen Stelle 
vorgesehen und darüber hinaus in den Vor- 
bemerkungen zum Leistungsverzeichnis be- 
stimmt, daß bis zum Eröffnungstermin, dem 
14. Juni 1960, bekanntwerdende Lohn- und 
Baustoffpreiserhöhungen bei der Kalkula- 
tion der Einheitspreise zu berücksichtigen 
seien. Das Straßenneubauamt hatte dabei 
übersehen, daß der Anhang zu den Zusätz- 
lichen Vertragsbedingungen, den es unver- 
ändert allen Ausschreibungen als Vordruck 
beigefügt hatte und der durch das ausdrück- 
lich als Vertragsbestandteil vereinbarte Lei- 
istungsheft für Brückenbau Teil des Bauver- 
trages geworden war, eine Gleitklausel ent- 
hielt, die wiederum durch eine Bestimmung 
in dem Bauleistungsheft für Brückenbau er- 
gänzt wurde. 

Am 1. Mai 1960 trat eine Lohnerhöhung in 
Kraft. Nach einer weiteren Lohnerhöhung 
am 1. Juni 1961 forderte der Auftragnehmer 
die Vergütung der ihm durch die zweite 
Lohnerhöhung entstandenen Mehrkosten; er 
begründete dies damit, aus der erwähnten 
Bestimmung in den Vorbemerkungen zum 
Lei stungs Verzeichnis sei der Umkehr Schluß 
zu ziehen, daß ihm die Mehrkosten, die aus 
nach dem Eröffnungstermin bekanntwerden- 
den Lohnerhöhungen entständen, zu ver- 
güten seien. 

Die Straßenbauverwaltung hat die Forde- 
rung des Auftragnehmers dem Grunde nach 
als berechtigt anerkannt. Als der Bundes- 
rechnungshof bei der Rechnungsprüfung be- 
zweifelte, ob der Anspruch mit der Vorbe- 
merkung zum Leiistungsverzeichnis begrün- 
det werden könne, hat die Verwaltung er- 
kannt, daß der Vertrag eine Gleitklausel 
enthielt; sie hat allerdings die Bestimmung 
in dem Bauleiistungsheft für Brückenbau 
nicht für rechtsgültig angesehen, weil diese 
auf dem früher in dem Lande geltenden 
Preisrecht beruhte, das teilweise dem im 
übrigen Bundesgebiet geltenden Preisrecht 
widersprach und deshalb schon vor der Aus- 
schreibung der Arbeiten aufgehoben worden 
war. 


Das Vertragswerk war unübersichtlich und 
in iseinen einzelnen Teilen nicht aufeinander 
äbgestimmt; die Verwaltung war mit iseinem 
Inhalt nicht hinreichend vertraut. Bei ein- 
wandfreier Vertragsgestaltung hätte der 
Auftragnehmer die auf die spätere Lohn- 
erhöhung gestützten Ansprüche nicht gel- 
tend machen können. Aus der Tatsache, daß 
der Auftragnehmer seinerseits davon abge- 
sehen hat, sich auf die Gleitklausel zu beru- 
fen, ist zu (Schließen, daß er selbst mit Fest- 
preisen gerechnet und Risikozuschläge für 
spätere Lohnerhöhungen in die Angebots- 
preise einkalkuliert hatte. In diesem Falle 
bestand keine Veranlassung, die auf die 
Lohnerhöhungen gestützte Mehrforderung 
von etwa 500 000 DM anzuerkennen. 

b) Dieselbe Auftragsverwaltung hat Vertrags- 
unterlagen verwendet, die eine Reihe von 
Fragen jeweils verschieden und zum Teil 
einander widersprechend regeln. Dadurch ist 
teilweise der Inhalt der vertraglichen Ver- 
pflichtungen nicht zu erkennen. Die Verwal- 
tung hat zugesagt, daß sie Vertragsunter- 
lagen überarbeiten werde. 

73, In den Leistungsbeischreibungen, die Teil des 
Bauvertrages sind, werden häufig wichtige Ein- 
zelleistungen, die zur Herstellung des Bauwer- 
kes nötig sind, nicht auf geführt. Wesentliche 
Angaben über Art, Umfang und Güte der ver- 
einbarten Leistungen fehlen. Die Massenanga- 
ben stimmen nicht mit den tatsächlichen Ver- 
hältnissen überein. Die vorgesehenen Lager- 
stellen, Entnahmestellen oder Beförderungsmit- 
tel reichen nicht aus. 

Unvollständige und unrichtige Leistungsbe- 
schreibungen benachteiligen den Bund, weil die 
in ihnen nicht aufgeführten Leistungen ohne 
Wettbewerb an den Auftragnehmer zu dessen 
Bedingungen vergeben werden müssen. Sie 
können aber auch deshalb zu höheren Kosten 
führen, weil der Auftragnehmer wirtschaftlicher 
hätte arbeiten können, wenn ihm diese Leistun- 
gen bereits vor Beginn der Arbeiten bekannt 
gewesen wären. Ähnliches gilt für unrichtige 
Massenangaben. Hier wird der Bund insbeson- 
dere dann geschädigt, wenn übersehen wird, 
daß der im Einheitspreis enthaltene Anteil der 
festen, durch Mehrleistungen nicht oder nur 
geringfügig veränderten Kosten sich bei erheb- 
lichen Mehrmengen ermäßigt. Daneben haben 
die Mängel der Leistungsverzeichnisse auch 
vermeidbare Verwaltungsarbeit zur Folge. 

Während die Leistungsbeschreibüngen in Ein- 
zelfällen ungenau und unvollständig sind, ent- 
halten sie auf der anderen Seite bis ins ein- 
zelne gehende, über den technisch bedingten 
Umfang hiriausgehende Bestimmungen über den 
Arbeitsablauf, die die Handlungsfreiheit des 
Auftragnehmers unnötig einschränken und ihn 
hindern, seinem Angebot die wirtschaftlichisten 
Arbeitsverfahren zugrunde zu legen. 
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Häufig werden die technischen Zusammenhänge 
und die Auswirkungen der Bestimmungen auf 
die während der Bauausführung anfallenden 
Arbeiten nicht genügend berücksichtigt. So 
werden zusammengehörende und voneinander 
abhängige Leistungen in unabhängig nebenein- 
ander stehende Leistungen aufgeteilt und nach 
verschiedenen Methoden abgerechnet. Die Lei- 
(Stung^beschreibungen verlangen viele oder 
schwierige Messungen oder aufwendige Lei- 
stungsnachweise, die nicht zu brauchbaren 
Ergebnissen führen. Andere Bestimmungen kön- 
nen nicht auf ihre Einhaltung überwacht wer- 
den, weil die Straß enbauverwaltung nicht über 
das hierfür erforderliche Personal verfügt. 

74. Mängel dieser Art haben sich zum Beispiel in 
folgenden Fällen ergeben: 

a) Ein Autobahnamt hat die für Erdarbeiten 
zum Bau einer Autobahn nötigen Leistungen 
in 129 Einzelpositionen beschrieben. Die 
Massenangaben der Leistungsbeschreibung 
waren iso ungenau, daß bei den Leistungs- 
ansätzen, die den Hauptteil der Arbeiten 
enthielten, die angegebenen Mengen in 
einem Fall um 200 v. H., in einem weiteren 
um 300 V. H. und in einem dritten Fall um 
1200 V. H. überschritten wurden. Dadurch 
erhöhte sich die Vergütung, die dem Auf- 
tragnehmer nach den vereinbarten Einheits- 
preisen zustand, bei der Abrechnung dieser 
drei Positionen gegenüber dem im Angebot 
errechneten Betrag von rd. 228 000 DM auf 
rd. 825 000 DM. In 36 Positionen der Lei- 
stungsbeschreibung waren Leistungen be- 
schrieben worden, die nicht benötigt wur- 
den und auch nicht ausgeführt worden isind. 
Dagegen fehlten in der Leistungsbeschrei- 
bung andere Arbeiten. Sie wurden erst zwei 
Jahre nach Abschluß der Arbeiten in einem 
Nachtrag erfaßt, der 23 Positionen enthielt 
und mit einer Gesamtsumme von rd. 258 000 
DM abschloß. 

Die Leistungsbeschreibung ist nicht mit der 
nötigen Sorgfalt aufgestellt worden und war 
deshalb als Vertragsgrundlage nicht voll ge- 
eignet, Dies hat zu finanziellen Nachteilen 
für den Bund geführt. Der Auftragnehmer 
mußte Arbeiten leisten, die nach Art und 
Umfang von der Leistungsbeschreibung ab- 
wichen. Wären die Leistungen dem tatsäch- 
lichen Bedarf entsprechend beschrieben wor- 
den, hätten im Wettbewerb wahrscheinlich 
günstigere Preise erzielt werden können. 
Der Auftragnehmer hätte seine Arbeitsweise 
wirtschaftlicher gestalten und dies in der 
Kalkulation der Angebotspreise preismin- 
dernd berücksichtigen können. In den An- 
gebotspreisen hätte sich auswirken müssen, 
daß der Anteil der festen Kosten an den 
Gesamtkosten bei erheblichen Mehrleistun- 
gen geringer wird. Weiter hat die Verwal- 
tung die Vergütung für die Arbeiten, die 
nicht in der Leistungsbeschreibung enthal- 
ten waren, nicht vor deren Ausführung ver- 


einbart (§ 2 Ziffer 6 VOB/B). Dem Amt ist 
durch die Verhandlungen über den Nach- 
tragsvertrag und durch die erschwerte Ab- 
rechnung zusätzliche Verwaltungsarbeit ent- 
standen. 

b) Ein Straßenneubauamt hat die Arbeiten für 
den Bau einer Winkelstützmauer aus Stahl- 
beton im Zuge einer Bundesstraße ausge- 
schrieben, ohne die statisch nötigen Ab- 
messungen der Stützmauer vorher berechnet 
zu haben. Die Mengenansätze der wichtig- 
sten Positionen waren nur geschätzt. Die 
statische Berechnung und der baureife Ent- 
wurf sollten erst nach der Vergabe von dem 
Auftragnehmer aufgestellt werden. 

Der Auftragnehmer reichte neben dem von 
dem Straßenneubauamt geforderten Angebot 
ein Sonderangebot ein, das dieselbe tech- 
nische Ausführung wie das Hauptangebot 
vorsah und für die Leistungen, die den 
Hauptteil der Arbeit ausmachten, höhere 
Einheitspreise forderte, die zu Mehrkosten 
von rund 11 000 DM führten. Trotzdem schloß 
das Angebot mit einer niedrigeren Angebots- 
summe als das Hauptangebot ab. Dieses Er- 
gebnis hat der Bieter dadurch erreicht, daß er 
die im Hauptangebot vorgesehenen Leistun- 
gen, die nicht oder nur in geringen Mengen 
benötigt wurden, in seinem Sonderangebot 
auf den tatsächlichen Bedarf beschränkte. 
Der Zuschlag wurde auf das Sonderangebot 
erteilt. 

Es war zu beanstanden, daß in der Leistungs- 
beschreibung nicht benötigte Leistungen und 
überhöhte Massenansätze enthalten waren. 
Diesen Mangel hat der Bieter ausgenutzt, 
als er sein preisgünstiger erscheinendes Son- 
derangebot abgab. Weiter war die geringe 
Sorgfalt bei der Prüfung der Angebote zu 
rügen. Das Amt hat nicht erkannt, daß das 
Sonderangebot keine Sondervorschläge ent- 
hielt, sondern nur dem Bieter einen Vorteil 
bei der späteren Abrechnung der Leistungen 
versprach. Der Bund ist dadurch um etwa 
1 1 000 DM geschädigt worden. 

c) Für den Bau einer Strecke der Bundesauto- 
bahn mußte ein Teil der an einer Stelle aus- 
gehobenen Erdmassen etwa 500 m, der Rest 
etwa 3500 m von der Aushubstelle entfernt 
eingebaut werden. Das Autobahnneubauamt 
hatte hierfür zwei Leistungsansätze vorge- 
sehen, die sich nur durch die Beförderungs- 
weite unterschieden. Die Leistungsmengen 
sollten durch Aufmaß des Querschnitts an 
den Abtragstellen festgestellt werden. 

Bei der Abrechnung stellte sich heraus, daß 
mit der vorgesehenen Art des Aufmaßes 
zwar die insgesamt abzutragenden Mengen 
gemessen werden konnten, nicht aber der 
Anteil, der auf die einzelnen Einbaustellen 
entfiel. Das Autobahnneubau amt versuchte 
diese Anteile in der Weise zu ermitteln, daß 
es die an der näher gelegenen Stelle einge- 
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bauten Bodenmassen in verdichtetem Zu- 
stand berechnete und den verbleibenden 
Rest, der inzwischen auch mit anderen Bo- 
denmassen vermischt worden war, mit dem 
für die größere Beförderungsweite verein- 
barten Preis vergütete. 

Der Auftragnehmer erhob hiergegen Ein- 
spruch, den er damit begründete, daß der 
Boden im Urzustand dichter gelagert ge- 
wesen sei und damit weniger Raum einge- 
nommen habe als im wiedereingebauten 
und künstlich verdichteten Zustand. Darauf- 
hin erklärte sich das Neubauamt bereit, von 
der errechneten Menge 6,3 v. H. zum Aus- 
gleich für die angeblich geringere Lage- 
rungsdichte des künstlich verdichteten Bo- 
dens abzusetzen. Es stützte sich dabei auf 
ein Gutachten, das es zwar als möglich er- 
scheinen ließ, daß der Verdichtungsgrad der 
aufgeschütteten, künstlich verdichteten Bo- 
denmassen geringer sein könnte als in den 
Auftragsquerschnitten, sich jedoch zu die- 
ser Frage nicht eindeutig äußerte. Durch die 
Zubilligung des Auflockerungswertes erhöh- 
ten sich die für die größere Transportent- 
fernung verbleibenden und mit einem höhe- 
ren Betrag zu vergütenden Mengen. 

Erfahrungsgemäß wird bei der künstlichen 
Verdichtung eine Dichte erreicht, die die des 
Urzustandes übersteigt. Es ist daher wahr- 
scheinlich, aber nachträglich nicht mehr nach- 
zuweisen, daß der Anspruch des Auftrag- 
nehmers unberechtigt war. Die Ursache für 
die aufgetretenen Zweifel lag darin, daß die 
Bestimmungen der Leistungsbeschreibung 
über das Aufmaß der Leistungen nicht zu 
brauchbaren Ergebnissen führen konnten, 
weil nicht ermittelt werden konnte, welche 
Anteile ^der Gesamtleistung auf die verschie- 
denen Einbaustellen entfielen. Die Straßen- 
bauverwaltung wird darauf zu achten haben, 
daß das Leistungsverzeichnis klare Grund- 
lagen für die Abrechnung abgibt. 

d) Der mit Bauarbeiten an einer Bundesstraße 
beauftragte Auftragnehmer hatte vereinba- 
rungsgemäß die Lieferung und den Einbau 
der vorgeschriebenen Menge an Straßenbau- 
stoffen durch Wiegescheine, die von einem 
vereidigten Wiegemeister ausgestellt waren, 
nachzuweisen. Bei der Rechnungsprüfung fiel 
auf, daß die Wiegescheine längere Zeit hin- 
durch das gleiche Leergewicht für ein und das- 
selbe Fahrzeug auswiesen. Dies konnte nicht 
richtig sein, weil die Tankfüllungen und das 
Gewicht der Rückstände auf dem Fahrzeug bei 
jeder Fahrt verschieden sind. Offenbar ent- 
sprachen die Angaben der Wiegescheine 
nicht den tatsächlichen Verhältnissen. Es 
stellte sich heraus, daß der bauüberwachende 
Bedienstete des Straßenbauamtes auf den 
Wiegescheinen, die der Auftragnehmer ihm 
jeweils am Ende der Arbeitsschicht, manch- 
mal auch erst mehrere Tage später über- 
geben hatte, die Richtigkeit der Lieferung 
bescheinigt hatte, obwohl weder das Wie- 


gen noch der Transport von einem Angehö- 
rigen des Straßenbauamtes überwacht wor- 
den war. Es war daher nicht ausgeschlossen, 
daß die Wiegescheine nicht ordnungsgemäß 
ausgestellt worden waren. 

In einem anderen Falle, in dem der Auftrag- 
nehmer ebenfalls die von ihm gelieferten 
und eingebauten Baustoffmengen durch 
Wiegescheine eines vereidigten Wiegemei- 
sters nachzuweisen hatte, enthielten die 
Wiegescheine eines vereidigten Wiegemei- 
gaben. Nach den Wiegescheinen sind diesel- 
ben Fahrzeuge gleichzeitig an zwei, etwa 
30 km voneinander entfernten Waagen ge- 
wogen worden. Ihre Ladung ist auf dem 
einen Wiegeschein als Hochofenschlacke und 
auf dem anderen Wiegeschein als Kalkschot- 
ter bezeichnet worden. Auch hier war län- 
gere Zeit hindurch für ein Fahrzeug jeweils 
das gleiche Leergewicht angegeben. 

Ein Straßenbauamt hat bei Stichproben fest- 
gestellt, daß das auf den Wiegescheinen an- 
gegebene Gewicht der beladenen Fahrzeuge 
teilweise um mehr als 420 kg von dem tat- 
tächlichen Gewicht abwich. 

Die Straßenbauverwaltung ist aufgefordert 
worden, die Fälle zu untersuchen und über 
das Ergebnis zu berichten. Der Bericht steht 
noch aus. 

Der Bundesrechnungshof hatte schon früher 
gegenüber dem Bundesminister für Verkehr 
und gegenüber den beteiligten Auftragsver- 
waltungen beanstandet, daß die Auftrag- 
nehmer ihre Leistungen durch Wiegescheine 
nachzuweisen haben. Wiegescheine sind 
keine zuverlässigen Unterlagen für die Ab- 
rechnung über die Leistungen des Auftrag- 
nehmers. Mit den Wiegescheinen wird ledig- 
lich nachgewiesen, daß die Waage mit be- 
stimmten Gewichten belastet worden ist. 
Die Wiegescheine bestätigen weder, daß die 
in der Rechnung bezeichneten Baustoffe ge- 
wogen worden sind noch daß die Baustoffe 
zur Baustelle gelangt und dort eingebaut 
sind. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß 
derselbe Transport mehrmals gewogen 
wird. Auch die Staatsanwaltschaft hat eine 
Straßenbauverwaltung in einem Ermitt- 
lungsverfahren gegen Dritte darauf hinge- 
wiesen, daß die Abrechnung an Hand von 
Wiegescheinen bedenklich sei, weil dieses 
Verfahren unredlichen Absichten Vorschub 
leiste. In einem anderen Ermittlungsverfah- 
ren hat die Staatsanwaltschaft für erwiesen 
angesehen, daß ein Auftragnehmer sich bei 
mehreren Straßenbauaufträgen mit Hilfe von 
Wiegescheinen unrechtmäßige Vorteile im 
Werte von mindestens 190 000 DM verschafft 
hat. Sie hat inzwischen Anklage erhoben. 

Die Wiegescheine wären nur dann als Nach- 
weis für die Baustoffmengen geeignet, wenn 
die bauüberwachende Straßenbaudienststelle 
jeden Transport vom Wiegen bis zum Ab- 
laden an der Baustelle überwachen ließe. 
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Das läßt sich praktisch nicht durchführen, 
weil das hierfür nötige Personal nicht zur 
Verfügung steht. Der Nachweis und die 
Überwachung der Baustofflieferungen mit 
Hilfe von Wiegescheinen nötigen dazu, daß 
jeder Transport auch unter Inkaufnahme von 
Umwegen mehrmals — ■ leer und beladen — 
gewogen werden muß; hierüber sind Be- 
scheinigungen auszustellen, die dem Auf- 
traggeber auszuhändigen sind und von ihm 
als richtig anerkannt werden müssen. Da- 
durch entsteht beim Auftraggeber und Auf- 
tragnehmer hoher unwirtschaftlicher Auf- 
wand, der sich auf die Bau- und Verwaltungs- 
kosten nachteilig auswirkt. Auch die Abrech- 
nung wird erschwert, weil die Richtigkeit der 
berechneten Mengen an Hand der Wiege- 
scheine, die in großer Zahl anfallen, geprüft 
werden muß. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb gefor- 
dert, daß der gewichtsmäßige Nachweis, so- 
weit irgend möglich, durch andere Nachweise 
ersetzt wird, die wirtschaftlicher sind und 
dem öffentlichen Auftraggeber eine bessere 
Gewähr dafür bieten, daß die vereinbarten 
Baustoffmengen auch eingebaut werden. Dem 
hat der Bundesminister inzwischen für ein 
Teilgebiet in den Technischen Vorschriften 
für die Abnahme, Gewährleistung und Ab- 
rechnung bituminöser Fahrbahnen (TVbit 
7/64) insoweit entsprochen, als nunmehr 
auch eine Abrechnung nach der Dicke der 
Straßendecke zugelassen wird, ohne daß die 
eingebauten Baustoffe und Baustoffmengen 
nachgewiesen werden müssen. In den Fällen, 
in denen die gelieferten Baustoff mengen nur 
nach Gewicht nachgewiesen werden können, 
werden Maßnahmen zu treffen sein, die die 
Mängel des bisherigen Verfahrens beseiti- 
gen. 

75. Auch bei der Abwicklung der Verträge und der 
Abrechnung über die Leistungen sind mitunter 
beträchtliche Überzahlungen an die bauausfüh- 
renden Auftragnehmer zu beobachten. 

a) Nach dem Vertrag über die Ausführung von 
Erdarbeiten zum Bau einer Autobahn hatte 
der Auftragnehmer an den einigen Stellen 
abzutragenden Boden an andere Stellen der 
Baustrecke zu befördern und dort einzu- 
bauen. Die Lage der Abtrags- und Einbau- 
stellen und die jeweils zu befördernden 
Mengen waren genau angegeben. Danach 
waren 142 000 cbm Boden im Mittel 8000 m 
weit zu befördern. Für den Fall, daß ein Teil 
des abgetragenen Bodens an andere als die 
angegebenen Einbaustellen befördert werden 
mußte und sich dadurch die Beförderungs- 
strecke um mehr als 1000 m gegenüber der 
angegebenen mittleren Entfernung verän- 
derte, war ein Betrag vereinbart, der dem 
Einheitspreis zugeschlagen oder von ihm ab- 
gezogen werden sollte. 

Der Boden wurde 8048 bis 8133 m weit an 
die im Vertrag angegebenen Einbaustellen 


befördert. Das Straßenneubauamt hat für 
alle beförderten Erdmassen neben dem ver- 
einbarten Einheitspreis den für veränderte 
Beförderungsweiten vereinbarten Zuschlag 
gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Zahlung be- 
anstandet, weil der Auftragnehmer den Zu- 
schlag nach dem Vertrag erst fordern konnte, 
wenn die Beförderungsstrecke sich um min- 
destens 1000 m im Mittel veränderte. Die 
Straßenbauverwaltung hat daraufhin den 
überzahlten Betrag von rd. 161 000 DM zu- 
rückgefordert. 

b) Der mit der Herstellung des Unterbaues und 
der Decke für eine Autobahnteilstrecke be- 
auftragte Auftragnehmer hatte auch die be- 
nötigte Hochofenschlacke zu liefern und ein- 
zubauen. Nach dem Vertrag mußte er von 
der für die Decke bestimmten Schlacke je- 
weils die dreifache Menge des Tagesbedarfs 
vorrätig haben. Zur Vorratshaltung der für 
den Unterbau benötigten Schlacke bestimm- 
ten die Vorbemerkungen zur Leistungsbe- 
schreibung: 

„Da die benötigten Mengen insbesondere 
der Brechprodukte den . . . Markt über 
Gebühr belasten, wird zur Vermeidung 
von Stockungen der Zulieferung die An- 
lage eines Zwischenlagers bis zu einer 
Menge von 30 000 t empfohlen. Die Kosten 
sind in die Einheitspreise einzurechnen.'' 

Der Auftragnehmer ließ die im Spätsommer 
1958 begonnenen Bauarbeiten vom 21. Ja- 
nuar bis zum 2. März 1959 ruhen, nicht je- 
doch die Lieferung der Hochofenschlacke. 
Die Baustoffe, die wegen des Rühens der 
Bauarbeiten nicht sofort eingebaut werden 
konnten — es handelte sich um mehrere 
100 000 Tonnen — , wurden mit Zustimmung 
der Straßenbauverwaltung auf Vorrat ge- 
lagert. Die Straßenbauverwaltung verein- 
barte mit dem Auftragnehmer, daß die durch 
die vermehrte Lagerung entstehenden Mehr- 
kosten insoweit gesondert vergütet werden 
sollten, als die Menge der für den Unterbau 
bestimmten Schlacke 30 000 t und die für die 
Decken benötigte Schlacke die dreifache 
Menge eines Tagesbedarfs überschritt. Der 
Auftragnehmer erhielt hier für rd.204 000 DM. 
Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, 
daß die Straßenbauverwaltung dem Auftrag- 
nehmer eine Vergütung der zusätzlichen La- 
gerkosten zugestanden hat. Die Straßenbau- 
verwaltung hat demgegenüber die Auffas- 
sung vertreten, daß der Auftragnehmer die 
gesonderte Vergütung der durch die ver- 
mehrte Lagerung entstandenen Kosten habe 
beanspruchen können. Sie hat dies damit 
begründet, daß der Bauvertrag die begrenz- 
ten Liefermöglichkeiten der baustofferzeu- 
genden Industrie habe berücksichtigen müs- 
sen. Die Vertragspartner seien deshalb da- 
von ausgegangen, daß die Baustoffe gleich- 
mäßig ohne Unterbrechung geliefert und bis 
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zu 100 000 t auf Vorrat gelagert würden. 
Wären die Lieferungen währen des Rühens 
der Arbeiten eingestellt worden, dann wäre 
die baustofferzeugende Industrie später für 
die Baumaßnahme übermäßig in Anspruch 
genommen und das gesamte übrige Straßen- 
bauprogramm in dem Land gefährdet wor- 
den. überdies hätte befürchtet werden müs- 
sen, daß dann die Bauarbeiten nicht termin- 
gerecht fertiggestellt worden wären, weil 
der Auftragnehmer nach dem Bauvertrag habe 
verlangen können, daß der Fertigstellungs- 
termin hinausgeschoben werde, wenn die Zu- 
lieferung der Baustoffe sich aus von ihm 
nicht zu vertretenden Gründen verzögere. 
Diese nachteiligen Folgen hätten nur durch 
die vermehrte Lagerung der Baustoffe ver- 
mieden werden können. 

Diese Ausführungen sind nicht geeignet, die 
Vergütung für die vermehrte Lagerung zu 
rechtfertigen. Dem Auftragnehmer war aus 
eigenen Erfahrungen bekannt, daß die Lie- 
fermöglichkeiten der Baustoffindustrie be- 
grenzt waren und deshalb ein Teil der Bau- 
stoffe zwischengelagert werden mußte. Er 
war überdies in den Vorverhandlungen und 
in den Vertragsunterlagen darauf hingewie- 
sen worden. Die in den Vertragsunterlagen 
enthaltenen Angaben über die zu lagernden 
Mengen stellten lediglich Mindestsätze oder 
Empfehlungen dar, die den Auftragnehmer 
nicht von der Verpflichtung befreiten, in 
eigener Verantwortung zu prüfen, in wel- 
chem Umfang er zur fristgerechten Erfüllung 
seiner Vertragsleistungen mit der Zwischen- 
lagerung von Baustoffen rechnen mußte. Die 
Lage hat sich auch nicht dadurch verändert, 
daß die Arbeiten zeitweise geruht haben. 
Der Auftragnehmer ist nicht durch außerge- 
wöhnliche Witterungsverhältnisse oder eine 
Anordnung des Auftraggebers veranlaßt 
worden, die Arbeiten einzustellen. Er war 
insoweit in seiner Entscheidung frei und 
mußte deshalb auch selbst für die Folgen 
einstehen. 

Dem Bund sind dadurch, daß die Straßenbau- 
verwaltung dem Auftragnehmer die Vergü- 
tung der Kosten für die vermehrte Baustoff- 
lagerung vertraglich zugestanden hat, Mehr- 
kosten von rd. 204 000 DM entstanden. 

c) Für den Bau einer Autobahnteilstrecke hatte 
ein Auftragnehmer nach dem Vertrag Moor- 
und Schlickboden auszuheben, 50 m weit zu 
befördern und abzuladen. Der ausgehobene 
Boden mußte aber nicht nur 50 m, sondern 
1 000 m weit befördert werden. Zur Abgel- 
tung der Mehrleistung gestand das Amt dem 
Auftragnehmer einen um mehr als das Vier- 
fache erhöhten Preis für die Leistungseinheit 
zu. 

Die Höhe dieses Einheitspreises mußte be- 
anstandet werden. Nach dem Vertrage war 
die Vergütung für die durch die Beförderung 
über eine längere Strecke geänderte Leistung 


nach den Grundlagen der Preisermittlung für 
die vertragliche Leistung zu ermitteln. Mit 
der Vergütung für die ursprünglich vorge- 
sehene Leistung waren auch die Kosten des 
Aushubs, des Auf- und Abladens abgegol- 
ten, die unverändert geblieben sind. Auch 
die allgemeinen Geschäftskosten und Bau- 
stellengemeinkosten haben sich durch die 
veränderte Beförderungsweite nicht oder nur 
geringfügig verändert. Die Beförderungs- 
kosten, die allein durch die veränderte Ent- 
fernung wesentlich beeinflußt worden sind, 
machten nur einen geringen Teil des Ein- 
heitspreises aus. Bei anderen Teilleistungen 
hatte der Auftragnehmer selbst für die Mehr- 
kosten, die ihm für die Beförderung über 
eine um 1000 m längere als die im Vertrag 
vorgesehene Strecke entstanden, einen Be- 
trag angesetzt, der niedriger lag als der hier 
für die ursprüngliche Leistung geforderte 
Preis. Danach wäre als Entgelt für die grö- 
ßere Beförderungsweite höchstens das Dop- 
pelte des für die Leistungseinheit vereinbar- 
ten Preises angemessen gewesen. Dem Un- 
ternehmer sind mindestens 30 000 DM zuviel 
gezahlt worden. 

Die Auftragsverwaltung hat sich dieser Auf- 
fassung angeschlossen. Der überzahlte Betrag 
kann nicht mehr zurückgefordert werden, 
weil der Preiszuschlag mit dem Auftragneh- 
mer rechtswirksam vereinbart war. 

d) In der Leistungsbeschreibung für den Bau 
einer Winkelstützmauer aus Stahlbeton 
(siehe oben S. 53 Nr. 74 b)) war vorgesehen, 
daß der Auftragnehmer zur Sicherung der 
Baugrube gegen Hochwasser eine Spund- 
wand zu rammen und nach Beendigung der 
Arbeit wieder zu entfernen hatte. Die Spund- 
bohlen hatte der Auftragnehmer vorzuhal- 
ten. Mit dem vereinbarten Preis waren die 
Kosten für das Rammen, Vorhalten und 
Ziehen der Spundbohlen abgegolten. Der 
Vertrag wurde nach der Vergabe dahin ab- 
geändert, daß die Spundwand auch nach dem 
Abschluß der Bauarbeiten stehen bleiben 
sollte. Die Verwaltung vereinbarte mit dem 
Auftragnehmer für die zusätzliche Leistung 
eine gesonderte Vergütung von rd. 85 000 
DM, die den vollen Lieferpreis für neue 
Spundbohlen zuzüglich eines Stoffkostenzu- 
schlages von 15 V. H. enthielt. 

Diese Vergütung war zu hoch. Durch die 
Änderung des Vertrages entfielen für den 
Auftragnehmer die in die Einheitspreise ein- 
gerechneten Kosten des Vorhaltens und 
Ziehens der Spundbohlen. Diese hätten nach 
§ 2 Ziffer 5 VOB/B als Minderkosten abge- 
setzt werden müssen. 

Der Bund ist durch die Vereinbarung be- 
nachteiligt worden. Die Straßenbauverwal- 
tung wurde zur Stellungnahme auf gef ordert; 
diese steht noch aus. 

e) Bei der Vergabe der Bauleistungen für den 
Bau einer Autobahnteilstrecke hatte ein 
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Autobahnamt sich die Lieferung des Frost- 
schutzkieses Vorbehalten. Es hatte ein Kies- 
lieferwerk beauftragt, den benötigten Frost- 
schutzkies im Werk bereitzustellen. Die ge- 
lieferten Mengen sollten durch Aufmaß der 
zur Beförderung an die Baustelle verladenen 
losen Massen festgestellt werden. Der Auf- 
tragnehmer, der die Bauleistungen auszu- 
führen hatten, hatte diesen Kies vom Werk 
zur Baustelle zu befördern und ihn dort ein- 
zubauen. Seine Leistung sollte nach dem Auf- 
maß der fertigen Leistung abgerechnet wer- 
den. Zur Ermittlung der von dem Auftrag- 
nehmer benötigten, bei der Verladung in 
losem Zustand gemessenen Kiesmengen 
sollten auf die beim Aufmaß der fertigen 
Leistung in verdichtetem Zustand gemesse- 
nen Mengen 17 v. H, für Verdichtung und 
2,5 V, H. für Streuverluste zugeschlagen wer- 
den. Für den darüber hinaus vom Lieferwerk 
in Rechnung gestellten Kies hatte der Auf- 
tragnehmer die Kosten zu tragen. Der Ver- 
trag bestimmte ausdrücklich, daß der Auf- 
tragnehmer die Kosten, die durch einen über 
die so errechneten Mengen hinausgehenden 
Bedarf an Kies entstehen konnten, bereits 
bei der Kalkulation seiner Einheitspreise zu 
berücksichtigen hatte. 

Nach Beendigung der Arbeiten ergaben sich 
Mehrlieferungen von rd. 4800 cbm Kies im 
Werte von rd. 27 000 DM. Der Auftragneh- 
mer verlangte nunmehr, daß der Zuschlag 
für Verdichtung und Streuverlust auf 31 v, H. 
erhöht werde, weil der im Vertrag vorge- 
sehene Zuschlag von 19,5 v. H. nicht ausge- 
reicht habe, die geforderte Dichte zu errei- 
chen. Diese Forderung hat die Mittelbehörde 
der Auftragisverwaltung mit der Begründung 
anerkannt, der Mehrverbrauch sei darauf 
zurückzuführen, daß das in den Technischen 
Vorschriften für Erdarbeiten vorgeschrie- 
bene Verfahren zu einer höheren Lagerungs- 
dichte als angenommen geführt und der 
Streuverlust sich infolge der ungünstigen 
Bodenverhältnisse wesentlich erhöht habe. 
Der Auftragnehmer habe daher Mehrleistun- 
gen erbracht, die nicht vorauszusehen gewe- 
sen iseien und von ihm als Bieter nicht hät- 
ten kalkuliert werden können. Das Amt hat 
dementsprechend die Kosten des Mehrver- 
brauchs dem Auftragnehmer nicht in Rech- 
nung gestellt. 

Dasselbe Amt hatte später mit einem ande- 
ren Auftragnehmer einen Vertrag abge- 
schlossen, der einen Zuschlag von 17 v. H. 
für Verdichtung und von 5 v. H. für Streu- 
verluste vorsah, im übrigen aber in den hier 
wesentlichen Punkten mit dem oben erwähn- 
ten Vertrag übereinstimmte. Auch hier hat 
das Amt mit derselben Begründung nach- 
träglich die Zuschläge auf 31 v. H. erhöht 
und die Kosten des Mehrverbrauchs an Kies 
mit rd. 5400 DM vom Auftragnehmer nicht 
angefordert. Ebenso verfuhr das Amt in 
einem dritten Fall. Hier ließ es Mehrliefe- 


rungen von rd. 6200 cbm im Werte von rd. 
34 000 unberücksichtigt. 

Ein anderes Amt hatte in einem im übrigen 
gleichartigen Vertrag aus derselben Zeit den 
vereinbarten Zuschlagssatz von 22 v. H. 
nachträglich auf 27,2 v. H. mit der Begrün- 
dung erhöht, mit dem vereinbarten Zuschlag 
habe der nötige Verdichtungsgrad nicht er- 
reicht werden können. Daraus haben sich 
Mehrkosten von rd. 13 200 DM ergeben. 

Nachdem der Zuschlagssatz erhöht worden 
war, haben die Auftragnehmer weiter ge- 
fordert, daß die ihnen durch den erhöhten 
Kiösbedarf entstandenen höheren Kosten für 
die Beförderung und den Einbau zusätzlich 
vergütet würden. Die Verwaltung hat diese 
Forderung in einem Falle durch einen Nach- 
tragsauftrag über rd. 1 1 000 DM anerkannt. 
In einem anderen Falle hat die Mittelbe- 
hörde dem Amt gegenüber den Anspruch 
des Auftragnehmers als berechtigt bezeich- 
net. In den übrigen Fällen steht die Entschei- 
dung der Verwaltung noch aus. 

Die Kieswerke hatten für ihre Lieferungen 
Lieferscheine auszustellen, die von den 
Straßenbauämtern geprüft wurden. Ein 
Autobahnneubauamt hatte jedoch den Auf- 
tragnehmer, der die Bauleistungen zu erbrin- 
gen hatte, verpflichtet, für rd. 79 000 cbm 
Kies zum Preise von 441 000 DM die Rich- 
tigkeit der Lieferscheine zu bescheinigen 
und sie ihm täglich mit einer Nachweisung 
zu übergeben. Hierzu erließ es folgende 
innerdienstliche Anordnung: 

„Die örtlichen Losbauleitungen und die 
mit der Abrechnung betrauten Feststeller 
werden hierdurch von jeglicher Verpflich- 
tung zur Berichtigung und Nachrechnung 
der Lieferscheine freigestellt. Ich ordne 
ausdrücklich an, daß in dieisen Fällen kein 
Kieslieferschein mehr nachgerechnet oder 
festgestellt wird; ich erwarte strengste 
Beachtung, . . . 

Den Lieferfirmen werden demzufolge die- 
jenigen Kiesmengen bezahlt, welche vom 
Auftragnehmer gemäß den täglichen Nach- 
weisungen als geliefert bescheinigt sind.“ 

Die Anordnung hat es damit begründet, daß 
der für das Nachprüfen der Lieferscheine 
erforderliche Zeitaufwand nicht mehr ver- 
treten werden könne. 

Nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
hat die Auftragsverwaltung mit der nach- 
träglichen Erhöhung das vereinbarten Zu- 
schlages für Verdichtung und Streuver- 
lust den Auftragnehmern eine Vergütung 
zugestanden, auf die sie keinen Anspruch 
hatten. Die Bestimmungen, die die Lage- 
rungsdichte der Baustoffe genau vor- 
schrieben, hatte der Bundesminister für Ver- 
kehr bereits mehr als zwei Jahre vor dem 
Abschluß des ersten Vertrages eingeführt. 
Die Auftragnehmer hatten eine eindeutige 
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Kalkulationsgrundlage, die nach den Ver- 
trägen in keinem Fall von dem tatsächlichen 
Verbrauch beeinflußt werden konnte. 

Der Bundesrechnungshof hat auch gerügt, 
daß die Verwaltung isich bei der Prüfung 
der von den Auftragnehmern geltend ge- 
machten Ansprüche auf deren Angaben ver- 
lassen hat, ohne einen Nachweis über den 
tatsächlichen Vei^brauch zu fordern. 

Weiter durften die Forderungen auf Vergü- 
tung der durch den Mehrbedarf an Kies ent- 
standenen höheren Kosten für Transport 
und Einbau nicht anerkannt werden. Diese 
Forderungen, die sich auf die Zugeständ- 
nisse der Verwaltung beim Baustoffver- 
brauch istützen, waren aus denselben Grün- 
den nicht berechtigt wie die verlangte Erhö- 
hung des Zuschlages für Verdichtung und 
Streuverlust. 

Die Straßenbauverwaltung hat Verträge zum 
Nachteil des Bundes geändert (§ 50 RHO 
und § 63 RWB). Der Bund ist um etwa 90 000 
DM geschädigt worden. Es muß damit ge- 
rechnet werden, daß dieser Betrag sich noch 
erhöht, weil die Örtlichen Dienststellen die 
Entscheidung der Mittelbehörde als eine 
auch für ähnliche Verträge geltenden Grund- 
satzentscheidung ansehen und weil über die 
Forderungen der Auftragnehmer auf Ver- 
gütung der angeblichen Mehrleistungen teil- 
weise noch nicht entschieden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß 
die als Grundsatzentscheidung angesehene 
Verfügung aufgehoben wird, daß weitere 
Zahlungen auf Grund ähnlichen Sachver- 
halts sofort eingestellt werden und daß die 
schon bezahlten Beträge, soweit möglich zu- 
rückgefordert werden. Die Straßenbauver- 
waltung hat noch nicht Stellung genommen. 

Schließlich hat der Bundesrechnungshof be- 
mängelt, daß der Auftragnehmer beauftragt 
worden ist, die Richtigkeit der Lieferscheine 
zu bescheinigen. Damit sind Teile der sach- 
lichen Feststellung in unzulässiger Weise 
einem privaten Unternehmer überlassen 
worden. Die Feststeller des Straßenbauamtes 
haben daraufhin die sachliche Richtigkeit 
der Lieferung bescheinigt, obwohl sie die in 
den Rechnungsbelegen enthaltenen tatsäch- 
lichen Angaben aus eigener Kenntnis nicht 
bestätigen konnten. Der Bundesrechnungs- 
hof hat gefordert, daß die Anordnung des 
Autobahnneubauamtes aufgehoben wird. 
Auch hierzu hat die Straßenbauverwaltung 
noch nicht Stellung genommen. 

Die finanziellen Nachteile für den Bund und 
die formellen Verstöße sind vor allem da- 
durch verursacht worden, daß die Auftrags- 
verwaltung die Lieferung der Baustoffe nicht 
zusammen mit den Bauleistungen vergeben, 
sondern sie sich selbst Vorbehalten hat. Der 
Bundesrechnungishof hat seit Jahren die Be- 
schaffung der für den Straßenbau benötigten | 


Baustoffe durch die Verwaltung selbst als 
unwirtschaftlich bezeichnet und den Bundes- 
minister und die Auftragsverwaltungen ge- 
beten, dafür zu sorgen, daß entsprechend § 4 
Ziffer 1 VOB/A die Bauleistungen grundsätz- 
lich zusammen mit den zur Leistung ge- 
hörenden Lieferungen an die Auftragnehmer 
vergeben werden isollen. Mit der Beistellung 
von Baustoffen übernimmt die Verwaltung 
Aufgaben, auf die sie nicht eingerichtet ist. 
So muß sie dafür sorgen, daß die Baustoffe 
in der benötigten Menge und Güte recht- 
zeitig an den rechten Ort geliefert werden. 
Sie muß zusätzlich überwachen, daß die Auf- 
tragnehmer beim Verbrauch der Baustoffe 
wirtschaftlich verfahren. Entsprechen die 
Lieferungen nicht genau dem jeweiligen Be- 
darf, dann muß die Verwaltung daraus ent- 
stehende Kosten, zum Beispiel für Zwischen- 
lagerung oder Stilliegezeiten, übernehmen. 
Das Risiko der Verschlechterung und des 
Verlustes der Baustoffe hat die Verwaltung 
zu tragen. Bei Mängeln der Bauleistung 
besteht die Gefahr, daß gegen den Auftrag- 
nehmer keine Gewährleistungsansprüche 
durchgesetzt werden können. Diese Nach- 
teile können durch die Vorteile, die sich 
nach der Auffassung der Verwaltung er- 
geben, wenn sie die Baustoffe selbst 
beschafft, nicht entfernt aufgewogen werden. 
Das Beschaffen der Baustoffe kann der Auf- 
tragnehmer besser übernehmen, weil er dar- 
auf eingerichtet ist und weil er als bauaus- 
führende Stelle die Lieferungen und Leistun- 
gen durch organisatorische Maßnahmen 
genau aufeinander abstimmen kann. Die 
Bau- und Verwaltungskosten werden daher 
geringer sein, wenn die Bauleistungen mit 
den zur Leistung gehörenden Lieferungen 
vergeiben werden. Die übrigen Straßenbau- 
verwaltungen haben dieis schon früher er- 
kannt und davon Abstand genommen, Bau- 
stoffe im größeren Umfang selbst zu beschaf- 
fen. Der Bundesrechnungshof hat deshalb 
erneut gefordert, daß entsprechend dem bei 
den anderen Auftragsverwaltungen üblichen 
Verfahren grundsätzlich die Bauleistungen 
zusammen mit den dazugehörenden Lei- 
stungen und Lieferungen vergeben werden. 
Die Auftragsverwaltung hat nunmehr ange- 
ordnet, daß die Beistellung von Stoffen ein- 
zuschränken ist und nur noch Rohbaustoffe 
(Rüttelschotter, Steinschlag, Splitt usw.) von 
ihr beschafft werden. 

76. Die dargestellten Mängel sind darauf zurückzu- 
führen, daß die Sachbearbeiter nicht immer 
genügend mit der VOB, den Zusätzlichen Tech- 
nischen Vorschriften und dem Haushaltsrecht 
vertraut sind, daß sie nicht übersehen, welche 
Leistungen im einzelnen zur Herstellung des 
Bauwerkes nötig sind, daß sie den Ablauf der 
Bauarbeiten nicht genügend kennen und daß sie 
aus Zeitmangel die Vertragsunterlagen nicht 
sorgfältig genug ausarbeiten können. Hinzu 
kommt, daß mit den einschlägigen Bestimmun- 
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gen nicht hinreichend vertraute Kräfte geneigt 
isind, sich bei der Prüfung von Nachforderungen 
und der Abrechnungsunterlagen über Bedenken 
hinwegzusetzen. Diesen Mängeln kann nur 
durch ständige Schulung und fachliche Fortbil- 
dung aller mit der Vorbereitung, Ausführung 
und Abrechnung befaßten Kräfte abgeholfen 
werden. Die Bemühungen der Auftragsverwal- 
tungen in dieser Richtung werden verstärkt 
werden müssen. In innerdienstlichen Richtlinien 
oder Hinweisen, die zweckmäßig vom Bundes- 
minister für Verkehr und den Auftragsverwal- 
tungen gemeinsam ausgearbeitet werden, wird 
eine Anleitung über die Durchführung der Auf- 
ga'ben im Straßenbau zu geben und 'so die Fort- 
bildung der Angehörigen der Straßenbauver- 
waltung zu fördern sein. 

77. Ursache für viele Mängel ist besonders die 
durch die Baukonjunktur bedingte allgemeine 
Knappheit an technischen Kräften. Das Personal 
der Straßenbaudienststellen konnte auch nicht 
annähernd entsprechend der Zunahme des Bau- 
volumens verstärkt werden. Bereits in der 
Denkschrift vom 5. April 1961 (S. 111 Nr. 65) 
ist berichtet worden, daß die Straßenbaudienist- 
stellen unzureichend mit Personal besetzt sind 
und daß in mehreren Ländern die vorhandenen 
Planstellen nicht ausreichen. Dabei ist darauf 
hingewiesen worden, daß sich daraus insbeson- 
dere Mängel bei der Planung, in der Bauauf- 
sicht und bei der Abrechnung der Bauvorhaben 
ergaben, deren ungünstige finanzielle Auswir- 
kungen vor allem den Bund treffen. 

78. Inzwischen sind in allen Ländern neue Plan- 
stellen in teilweise erheblichem Umfange ge- 
schaffen worden. Die Auftragsverwaltungen 
sind 'bemüht, der Aufgabenvermehrung durch 
entsprechende Personalverstärkungen gerecht 
zu werden. Die Erfahrungen der letzten Jahre 
haben indessen gezeigt, daß ihnen das nicht im 
nötigen Umfange gelungen ist. Laufend wan- 
dern gute Kräfte zur Privatwirtschaft und zu 
kommunalen Verwaltungen ab, die häufig durch 
besisere Vergütung und sonstige Vergünstigun- 
gen größeren Anreiz bieten. So haben die 
Bemühungen um Personalverstärkung bei 
einigen Auftragsverwaltungen gerade aus- 
gereicht, den natürlichen Abgang und den 
Wanderungsverlust auszugleichen. Soweit sich 
die Entwicklung übersehen läßt, werden die 
Auftrags Verwaltungen auch in den nächsten 
Jahren ihr Personal nicht in dem nötigen Um- 
fang verstärken können. Deshalb sollte mit 
Nachdruck angestrebt werden, die Örtlichen 
Baudienststellen zu entlasten und ihre Arbeit 
zu vereinfachen. Insoweit dürften noch nicht 
alle Möglichkeiten ausgeschöpft sein. 

79. Ausgaben der örtlichen Dienststellen können 
erleichtert und Mängel können behoben wer- 
den, wenn weitgehend einheitliche Unterlagen 
und Hilfsmittel zur Verfügung gestellt werden. 
Damit könnten auch zahlreiche Bearbeitungs- 


mängel vermieden und Auseinandersetzungen 
mit den Auftragnehmern erspart werden, die 
darauf zurückzuführen sind, daß jeder Bauver- 
trag andere Bedingungen enthält. Der Bundes- 
minister hat auf Teilgebieten entsprechende 
Maßnahmen eingeleitet. So hat er mit Rund- 
erlaß vom 8. März 1963 Zusätzliche Vertrags- 
bedingungen verbindlich eingeführt, die allen 
Verträgen über Straßenbauarbeiten einheitlich 
zugrunde gelegt werden können. Für das Ver- 
tragswesen werden zur Zeit weitere Unterlagen 
ausgearbeitet. Auch in anderen, insbesondere 
technischen . Bereichen, werden einheitliche 
Regelungen anzustreben sein. Neben Geibieten, 
auf denen bisher Lücken bestehen, kommen be- 
.sonders solche in Betracht, auf denen die Unter- 
lagen teilweise* überholt, unzweckmäßig oder 
nach Zahl und Umfang kaum mehr zu über- 
sehen sind. 

80. Im Laufe der Zeit sind für jeweils gleichartige 
Bauaufgaben zahlreiche nach Baustoffen, Auf- 
bau und Abmessungen verschiedenartige Bau- 
weisen ausgebildet worden. Jede Bauweise er- 
fordert andere Arbeitsverfahren und Leistun- 
gen. Die bei der einen Bauweise gewonnen 
Kenntnisse und Erfahrungen können oft für an- 
dere Bauweisen nicht oder nur in geringem Um- 
fang verwertet werden. Die große Zahl der jetzt 
angewendeten Bauweisen stellt daher erhöhte 
Anforderungen an das Personal und verursacht 
zusätzliche Verwaltungsarbeit. Sie wirkt sich 
auch kostenerhöhend aus, weil die Auftrag- 
nehmer für jedes Verfahren besondere Fach- 
kräfte einarbeiten und unter Umständen Geräte 
beschaffen müssen, die nur für eine bestimmte 
Bauweise verwendet werden können. Die Viel- 
zahl der Bauweisen erhöht die Fehlerquellen, 
die dadurch entstehen können, daß Bauamt und 
Auftragnehmer nicht ausreichend mit der Bau- 
weise vertraut sind, überdies steht nicht fest, 
daß alle überwiegend nach den Erfahrungen 
auf bestehenden Straßen entwickelten Bau- 
weisen wirtschaftlich sind. Der Bundesminister 
wird daher dafür zu sorgen haben, daß die Bau- 
weisen auf ihre Eignung und Wirtschaftlichkeit 
untersucht, vereinheitlicht und in ihrer Zahl 
begrenzt werden. Dabei wird er sich auch auf 
Arbeiten, die von einigen Ländern bereits in 
dieser Richtung geleistet sind, stützen können. 
Im übrigen wird die Bundesanstalt für Straßen- 
bau einzuschalten sein. 

81. Die Technischen Vorschriften, die regelmäßig 
als Vertragsbestandteil in die Bauverträge ein- 
gehen, haben nach Zahl und Umfang ein sol- 
ches Ausmaß erreicht, daß sie von den am 
Straßenbau Beteiligten kaum mehr beherrscht 
werden können. Sie sind von den verschieden- 
sten Stellen ausgearbeitet, im Aufbau und 
Inhalt uneinheitlich und teilweise durch Hin- 
weise und Richtlinien, die für den Vertrags- 
inhalt unwesentlich sind, erweitert und dadurch 
unübersichtlich geworden. Einige Technische 
Vorschriften sind veraltet und überholt, auf an- 
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tragsmäßigkeit untersucht. Für eine Reihe von 
Einzelleistungen läßt sich indessen beim Nach- 
weis der Gesamtleistung oder größerer Teil- 
leistungen und bei deren Prüfung ohne weite- 
res Ifeststellen, ob sie vertragsgemäß erbracht 
sind. Die Verwaltung leistet daher überflüssige 
Doppelarbeit, wenn sie in diesen Fällen auch 
Nachweise für die Einzelleistungen fordert und 
deren Vertragsmäßigkeit prüft. Der Bundes- 
minister und die Auftrags Verwaltungen werden 
untersuchen müssen, wie weit in diesen Fällen 
auf die Einzelnachweise und deren Prüfung ver- 
zichtet werden kann. 


deren Gebieten fehlen sie völlig. Der Bundes- 
minister wird diese Mängel beheben müssen. 
Er sollte dabei auch anstreben, die Technischen 
Vorschriften nach Zahl und Inhalt wesentlich 
einzuschränken. Auch hierfür empfiehlt es sich, 
die Bundesanstalt für den Straßenbau ein- 
zuschalten. 

82. Für häulfig im Straßenbau vorkommende Lei- 
stungen sind Textvorlagen ausgearbeitet und 
im Bauleistungsbuch und in mehreren den Tech- 
nischen Vorschriften beigefügten Musterlei- 
stungsbesdireibungen zusammengefaßt worden. 
Dadurch sollen das Aufstellen eindeutiger und 
erschöpfender Leistungsbeschreibungen erleich- 
tert, Verwaltungsarbeit erspart und Mängel der 
Leistungsbeschreibungen vermieden werden. 
Dieser Aufgabe werden die Textvorlagen indes- 
sen nicht gerecht. Der Bundesminister wird, 
zweckmäßig in enger Zusammenarbeit mit den 
Straßenbauverwaltungen der Länder, die Text- 
vorlagen so überarbeiten müssen, daß sie für 
die örtlichen Straßeubaudienststellen ein 
brauchbares Hilfsmittel werden. Einheitliche 
Muster für die Beschreibung häufig wiederkeh- 
render Leistungen erleichtern und vereinfachen 
nicht nur die Aufstellung der Vertragsunter- 
lagen, sondern auch die Abrechnung für den 
Auftraggeber und den Auftragnehmer. Sie wir- 
ken sich daher auch kostensparend aus. 


83. Arbeitserleichterungen und Ersparnisse an Bau- 
und Verwaltungskosten können auch erzielt 
werden, wenn die Leistungsbeschreibungen so 
aufgebaut werden, daß die Leistungen ein'fach 
festgestellt und aibgerechnet werden können 
und gleichartige Arbeiten, die leistungsmäßig 
nur gering voneinander abweichen, nicht in zu 
viele Einzelleistungen aufgespalten werden. So 
zwingt die Aufgliederung der Erdaiheiten in 
zahlreiche nach Bodenklassen unterschiedene 
Einzelleistungen dazu, daß jeweils beim Wech- 
sel der Bodenklasse die Arbeit unterbrochen, 
Zwischenaufmaße genommen und für die Ab- 
rechnung umfangreiche Zeichen- und Rechen- 
arbeiten geleistet werden müssen, obwohl die 
Vertragspreise der Einzelleistungen nidit oder 
nur geringfügig voneinander abweichen. Dies 
kann vermieden werden, wenn jeweils die Bo- 
denklassen mit nur geringen Leistungsunter- 
schieden zusammengefaßt und so nur wenige 
leistungsmäßig sich deutlich unterscheidende 
Einzelansätze gebildet werden. 

84. Die Bauverträge enthalten durchweg genaue 
Angaben darüber, wie die vollendete Baulei- 
stung beschaffen sein muß, damit sie den ver- 
traglichen Anforderungen genügt. Sie führen in 
der Regel ferner die zur Herstellung des Ge- 
samtwerkes nötigen Einzelleistungen auf, die 
nach Art und Umfang genau beschrieben wer- 
den. Der Auftragnehmer hat zahlreiche Nach- 
weise über seine Leistungen zu führen. Sowohl 
die vollendete Bauleistung als auch die Einzel- 
leistungen werden eingehend auif ihre Ver- 


85. Die Leistungsbeschreibungen beschränken sich 
nicht darauf, die für das Gesamtwerk nötigen 
Leistungen zu beschreiben. Sie enthalten oft 
auch Bestimmungen über andere Vorgänge, die 
in erster Linie den Ai'beitsabiauf betreffen, zum 
Beispiel über den Arbeitsgang im einzelnen, 
über Art, Zahl und Größe der zu verwendenden 
Geräte, Solche Bestimmungen schmälern die 
Eigenverantwortung des Auftragnehmers für 
die Bauausführung, schränken ihn in seiner 
Handlungsfreiheit ein und hindern ihn, nach 
eigenen wirtschaiftlichen Methoden zu arbeiten. 
Sie zwingen auch die örtlichen Baudienststel- 
len, während der Bauausführung zu überwa- 
chen, daß der Auftragnehmer diese für die ge- 
wünschte Gesamtleistung unerheblichen Bestim- 
mungen genau beachtet, Im Interesse einer 
wirtschaftlichen Bauausführung sollte ange- 
strebt werden, dem Auftragnehmer jeden nur 
möglichen Spielraum für eigene Initiative zu 
gewähren. Der Bundesminister und die Auf- 
tragsverwaltungen werden dafür zu sorgen 
haben, daß insbesondere auch in den Vorschrif- 
ten davon abgesehen wird, die Eigenverant- 
wortung des Auftragnehmers und seine unter- 
nehmerische Freiheit einzuengen, wenn dies 
nicht von der Sache her geboten ist. 


86. Besonderen Aufwand an Zeit und Personal er- 
fordert die Abrechnung. Es ist durchaus nicht 
selten, daß Bauarbeiten vier Jahre nach ihrer 
Beendigung noch nicht aJbgerechnet sind. Dies 
liegt daran, daß der Auftragnehmer die Schluß- 
abrechnung oft erst viele Monate nach Abschluß 
der Arbeiten einreicht und daß die Straßenbau- 
dienststellen ungewöhnlich lange Zeit für die 
Prüfung 'brauchen. Sieht man von den Schwie- 
rigkeiten ab, die sich 'bei der Abrechnung aus 
den Mängeln der Bauvorbereitung und der 
Vertragsgestaltung ergeben, so werden die 
Verzögerungen vor «allem dadurch verursacht, 
daß die Feststellung der Leistungen des Auf- 
tragnehmers, insbesondere das Aufmaß, und die 
Errechnung der ihm zustehenden Vergütung 
umfangreiche Arbeiten nötig machen. Soweit 
reine Rechenarbeiten anifallen, verspricht die 
Abrechnung mit elektronischen Datenverarbei- 
tungsanlagen, für die der Bundesminister in- 
zwischen Weisungen gegeben hat, in den Fäl- 
len, in denen eine große Zahl gleichartiger 
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Rechenvorgänge anfällt, zum Beispiel bei der 
Abrechnung über Erdatbeiten, eine Entlastung. 
Es bleiben jedoch die Allheiten, die zur Erfas- 
sung der Leistungen der Auftragnehmer nötig 
sind. Hier könnten weitere Vereinfachungen 
erzielt werden, wenn die Massen vor Baube- 
ginn für die Planung und für die Aufstellung 
der Leistungsbeschreibung mit Hilfe von elek- 
tronischen Datenverarbeitungsanlagen ermittelt 
und diese Werte unmittelbar der Abrechnung 
zugrunde gelegt werden können. Dann könnten 
die Arbeiten zur Feststellung der Leistungen 
des Auftragnehmers, insbesondere das Aufmaß, 
gespart werden. Dieses Verfahren setzt aller- 
dings voraus, daß der Ausschreibung der Arbei- 
ten eine ausgereifte Planung zugrunde liegt 
und Änderungen während der Bauausführung 
nicht mehr vorgenommen werden sowie daß die 
Leistungsmengen schon vor der Ausschreibung 
genau ermittelt werden. Die Voraussetzungen, 
die erfüllt sein müssen, damit die Vorteile, die 
sich aus der Verwendung der elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen ergaben, voll nutz- 
bar gemacht werden können, entsprechen da- 
mit den Forderungen, die im Interesse einer 
wirtschaftlichen Bauausführung gestellt werden 
müssen. Der Bundesrechnungshof hat den Bun- 
desminister für Verkehr gebeten, die hierzu 
nötigen Untersuchungen anzustellen und ent- 
sprechende Weisungen auszuarbeiten. 


Mängel der Abnahme 

87. Die Abnahme der fertiggestellten Bauleistun- 
gen gibt dem Bundesrechnungshof in einer An- 
zahl von Fällen Anlaß zu Beanstandungen. So 
wurden mangelhafte Bauleistungen ohne Vor- 
behalt abgenommen, öbwohl das Bauamt die 
Mängel kannte. Die Aufzeichnungen während 
der Bauzeit, die Prüfungszeugnisse und sonsti- 
gen Unterlagen, die Aufschluß über die Be- 
schaffenheit der Bauleistung geben können, 
werden nicht immer für die Abnahme ausge- 
wertet. Die Leistungen werden auch abgenom- 
men, bevor die Ergebnisse der Güterprüfungen 
bekannt sind. Teilabnähmen, die nötig werden, 
wenn Leistungsteile durch die weiteren Bau- 
arbeiten der Prüfung und Feststellung entzogen 
werden, werden mitunter unterlassen. Abnah- 
meniederschriften fehlen manchmal ganz, zum 
Teil sind sie lückenhaft. In einigen Fällen wird 
versäumt, bei der Abnahme Vorbehalte wegen 
fälliger Vertragsstrafen zu machen. 

Die vorbehaltlose Abnahme hat zur Folge, daß 
auf bekannte Mängel gestützte Ansprüche ge- 
gen die Auftragnehmer aus dem Vertrag nicht 
.mehr geltend gemacht werden können oder daß 
ihre Verfolgung wesentlich erschwert wird. 
Fehler bei der Abnahme können daher zu er- 
heblichen finanziellen Nachteilen für den Bund 
führen. Deshalb ist es erforderlich, daß die 
Leistungen der Auftragnehmer vor der Ab- 
nahme gründlicher und sorgfältiger auf ihre 


Vertragsmäßigkeit geprüft werden. Der Bun- 
desrechnungshof hat angeregt, zu diesem 
Zweck ein einheitliches Muster für die Ab- 
nahmeniederschrift zu entwickeln; es muß so 
abgefaßt sein, daß es alle für die Abnahme 
wesentlichen Einzelheiten enthält. Er hat wei- 
ter vorgeschlagen, den Verwaltungsangehöri- 
gen eine eingehende Anleitung über ihre Auf- 
gaben bei der Abnahme zu geben und sie über 
die Bedeutung der Abnahme zu belehren. 

Der Bundesminister hat nunmehr ein Muster für 
Abnahmeniederschriften eingeführt. Er beab- 
sichtigt, hierzu erläuternde Hinweise auszu- 
arbeiten. 

Zu Nr. 62 bis 87 

Es wird auf Nr. 1 der Einleitung zur Denkschrift 
hingewiesen. Bei dem außerordentlich großen 
Geldvolumen für den Straßenbau, bei der gro- 
ßen Anzahl der Objekte und bei der starken 
Überlastung insbesondere der örtlichen Bau- 
dienststellen bedeutet die vorstehende Darstel- 
lung von Verstößen oder unwirtschaftlichen 
Vorgängen kein abwertendes Urteil im allge- 
meinen. Vielmehr wird die schwere Arbeit der 
Beteiligten und ihre insgesamt große Leistung 
und Verantwortungsfreude auch vom Bundes- 
rechnungshof erkannt. 


Zuwendungen an fremde Träger 
der Straßenbaulast 

88. Die Prüfung der Verwendungsnachweise über 
Zuwendungen des Bundes an Gemeinden als 
Träger der Straßenbaula.st hat wiederholt Anlaß 
zu Beanstandungen gegeben. Die Auftragsver- 
waltungen und auch der Bundesminister haben 
die Anträge auf Gewährung einer Zuwendung 
nicht immer ausreichend daraufhin geprüft, ob 
die Voraussetzungen hierfür nach Grund und 
Höhe gegeben waren. Die Auftragsverwaltun- 
gen haben sich vor der Auszahlung der Mittel 
an die Zuwendungsempfänger vereinzelt keinen 
ausreichenden Überblick über den Stand der 
Bauarbeiten und der geleisteten Zahlungen ver- 
schafft. Die Zuwendungsempfänger haben die 
Verwendungsnachweise zum Teil nicht oder mit 
Verzögerung oder unvollständig vorgelegt. Die 
Auftragsverwaltungen haben die Verwendungs- 
nachweise manchmal nicht oder nur unzurei- 
chend geprüft. Diese Mängel haben dazu ge- 
führt, daß Zuwendungen zu Unrecht bewilligt 
worden sind und Zuwendungsempfänger ver- 
frühte oder überhöhte Zahlungen erhalten 
haben. Hierzu wird auf folgende Beispiele hin- 
gewiesen; 

89. Nach der von einem Straßenbauamt veranlaßten 
Planung sollte ein Forstwirtschaftsweg, der von 
einem Ort mit 67 Einwohnern zu einer Bundes- 
straße führte, als Zubringer zu der Bundes- 
straße ausgebaut werden. Zu diesem Zweck 
sollte der von der Forstverwaltung des Landes 
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im Jahre 1955 teilweise ausgebaute Weg ver- 
breitert und auf 2,94 km Länge mit einer neuen 
Fahrbahndecke versehen werden. Zu den mit 
957 000 DM veranschlagten Gesamtkosten be- 
willigte die Auftragsverwaltung, die nach einer 
Anordnung des Bundesministers über Anträge 
auf Gewährung von Bundeszuwendungen zu 
entscheiden hatte, im Jahre 1963 einen Zuschuß 
von 383 000 DM aus Straßenbaumitteln des 
Bundes. 

Die Rechnungsprüfung hat ergeben, daß die Be- 
dingungen für die Bewilligung der Zuwendung 
nicht erfüllt gewesen sind. Zuwendungen aus 
Bundesmitteln dürfen an fremde Träger der 
Baulast zum Bau oder Ausbau von Straßen ge- 
währt werden, wenn ein Interesse des weiträu- 
migen Verkehrs besteht (§ 5 a Abs. 3 FStrG) 
und die übrige Finanzierung des Bauvorhabens 
sichergestellt ist (Nr. 3 b der Bundesrichtlinien 
für Straßenbauzuwendungen — Allgemeiner 
Runderlaß Straßenbau Nr. 8/1961 des Bundes- 
ministers für Verkehr). Beide Voraussetzungen 
haben hier nicht Vorgelegen. 

Der Ort ist bereits durch einen anderen rund 
2,5 km langen befestigten Gemeindeweg mit 
einer Bundesstraße verbunden. Die Verkehrs- 
bedeutung des Weges, der als Zubringer aus- 
gebaut werden sollte, ist gering. Der Weg dient 
im wesentlichen dem Transport des in den an- 
liegenden Wäldern geschlagenen Holzes. An- 
gesichts der geringen wirtschaftlichen Bedeu- 
tung des Ortes ist auch nicht zu erwarten, daß 
sich dies nach dem Ausbau des Weges wesent- 
lich ändern wird. Im Interesse des weiträumigen 
Verkehrs war somit der Ausbau des Weges 
nicht erforderlich. 

Zur Aufbringung der Ausbaukosten hätten die 
beiden Gemeinden, in deren Baulast der Weg 
stand, ein Darlehen aufnehmen müssen. Die 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde zur Dar- 
lehensaufnahme war bei der Bewilligung der 
Bundeszuwendung nicht erteilt. Da bei einer 
der beiden Gemeinden seit vielen Jahren die 
Einnahmen nicht ausreichten, die Ausgaben zu 
decken, war auch fraglich, ob die Genehmigung 
für die nicht als dringlich anzusehende Baumaß- 
nahme erteilt werden würde. Die Finanzierung 
des Bauvorhabens war somit nicht gesichert. 
Die Zuwendung hätte daher nicht bewilligt wer- 
den dürfen. 

Zur Zeit der Prüfung waren für die Baumaß- 
nahme weder Ausgaben geleistet noch Ver- 
pflichtungen eingegangen. Es ist veranlaßt wor- 
den, daß der Bewilligungsbescheid zurückge- 
zogen wurde. 

90. Eine Stadt beabsichtigte im Jahre 1952, eine 
neue Flußbrücke zu bauen und die in ihrer Bau- 
last stehende Ortsdurchfahrt einer Bundesstraße 
auf den über die neue Brücke führenden Stra- 
ßenzug zu verlegen. Zunächst war vorgesehen, 
die Brücke in einfacher Form an das Straßen- 
netz anzuschließen (sogenannte erste Ausbau- 
stufe). Der Bundesminister hatte zugesagt, zu 


den Baukosten eine Zuwendung aus Bundes- 
mitteln von 5 Mio DM zu gewähren. 

Nach wiederholten Änderungen und Ergänzun- 
gen der Pläne und Kostenanschläge vor und 
während des Baues der Brücke sah die Stadt 
schließlich vor, daß die Brücke zur besseren 
Verkehrsführung durch autobahnähnlich aus- 
gebaute Straßen mit dem vorhandenen Straßen- 
netz verbunden werden sollte (sogenannte 
zweite Ausbaustufe). Gegenüber den in der 
ersten Ausbaustufe veranschlagten Kosten von 
47,4 Mio DM für Brücke und Straßen sah ein 
nach dem Stande vom 1. Januar 1958 neu auf- 
gestellter Kostenanschlag rd. 60 Mio DM Kosten 
allein für die Straßenbauten vor, von denen 
nach dem Finanzierungsplan der Stadt 45 Mio 
DM zuschußfähig waren. Der Bund erklärte 
sich bereit, neben der Zuwendung von 5 Mio 
DM, die bereits früher für die erste Ausbau- 
stufe bewilligt worden war, für den Bau der 
Straßen weitere 15 Mio DM als Zuwendung zu 
gewähren. Die Zuwendung sollte bei einer Er- 
mäßigung der zuschußfähigen Kosten entspre- 
chend vermindert werden. Von der Zuwendung 
sollten 13 910 900 DM aus Bundesmitteln ent- 
nommen werden. Den Restbetrag von 1 089 100 
DM sollte das Land auf Landesmittel überneh- 
men, die an anderer Stelle zu Lasten von Bun- 
desmitteln erspart worden waren. Dementspre- 
chend wurde die Zuwendung im Straßenbau- 
plan des Bundes ausgebracht. 

Der Bundesminister hat durch Bewilligungsbe- 
scheide 14 110 900 DM für die Straßenbaumaß- 
nahmen bereitgestellt, von denen 13 410 900 DM 
an die Stadt gezahlt worden sind. Ein Betrag 
von 700 000 DM war bei der Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof im Dezember 1962 noch 
nicht ausgezahlt. 

Die Stadt hat für die einzelnen Rechnungsjahre 
Zwischenverwendungsnachweise vorgelegt, die 
nur die Summe der Gesamtausgaben und der 
abgerufenen Teilbeträge der Zuwendungen ent- 
hielten. Die Nachweise wurden von der Auf- 
tragsverwaltung nicht hinreichend geprüft. Ein 
Schlußverwendungsnachweis fehlte. Er wurde 
während der Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof in vereinfachter Form aufgestellt. In 
ihm konnte die Stadt nur zuschußfähige Kosten 
in Höhe von rd. 33,6 Mio DM nachweisen. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
zu hohe Zahlungen aus Bundesmitteln geleistet 
worden sind. Da nach den Bewilligungsbedin- 
gungen die Zuwendung bei einer Ermäßigung 
der zuschußfähigen Kosten entsprechend zu ver- 
mindern war, hätten bei 33,6 Mio DM zuschuß- 
fähiger Baukosten nur rd. 11,2 Mio DM aus 
Bundesmitteln gezahlt werden dürfen. Die Stadt 
hat daher rd. 2,2 Mio DM zuviel aus Bundes- 
mitteln erhalten. Die Überzahlung hat sich wei- 
ter dahin ausgewirkt, daß das Land den Anteil 
von 1 089 100 DM an der Bundeszuwendung 
nicht übernommen hat. Der Bund hat somit ins- 
gesamt rd. 3,3 Mio DM zuviel gezahlt. 
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Die Auftragsverwaltung und der Bundesminister 
haben den Antrag auf Gewährung von Bundes- 
zuwendungen nicht sorgfältig genug geprüft. 
Der Bundesminister hat die Zuwendung bewil- 
ligt, bevor über den Gesamtumfang der Bau- 
maßnahme, ihre technische Gestaltung und die 
Baukosten ausreichende Klarheit bestand. Die 
Auftragsverwaltung und der Bundesminister 
haben von den in den Antragsunterlagen für 
die zweite Ausbaustufe aufgeführten zuschuß- 
fähigen Kosten die Straßenbaukosten, die be- 
reits im Kostenanschlag für die erste Ausbau- 
stufe veranschlagt und bei der Bemessung der 
ersten Zuwendung berücksichtigt worden waren, 
nicht abgesetzt. Dadurch ist die Zuwendung des 
Bundes für die Straßenbaukosten von vorn- 
herein um rd. 1 Mio DM zu hoch bemessen 
worden. Die zuschußfähigen Kosten waren 
überdies zu hoch veranschlagt. Das hätten die 
Auftragsverwaltung und der Bundesminister er- 
kennen können. 

Die Auftragsverwaltung hat außerdem die Bau- 
ausführung und die zweckentsprechende Ver- 
wendung der Zuwendungsmittel nicht ausrei- 
chend überwacht. Die Zwischenverwendungs- 
nachweise konnten nicht geprüft werden, weil 
sie weder nach Ausgabearten aufgeschlüsselt 
waren noch den Stand der Arbeiten und die 
Verwendung der Zuwendungsmittel erkennen 
ließen. Die Straßenbaubehörden der Auftrags- 
verwaltung hätten veranlassen müssen, daß die 
Stadt die Zwischenverwendungsnachweise er- 
gänzte, und hätten diese ordnungsgemäß prüfen 
müssen. Am 28. Dezember 1961, als die letzten 
Zuwendungsbeträge von rd. 3,5 Mio DM aus 
Bundesmitteln angewiesen wurden, waren die 
Bauarbeiten bis auf geringe Restarbeiten abge- 
schlossen und abgerechnet. Hätte das Straßen- 
bauamt vor der Anweisung einen Verwendungs- 
nachweis eingefordert und diesen geprüft, hätte 
es erkennen können, daß die Zuschuß fähigen 
Kosten erheblich unter dem veranschlagten Be- 
trag bleiben würden. Dann hätte es eine Über- 
zahlung vermeiden können. 

Es war auch zu beanstanden, daß die Bewilli- 
gungsbescheide des Bundesministers die der 
Stadt zugesagte Zuwendung um 200 000 DM 
Überstiegen. 

Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß der 
überzahlte Betrag von 2 197 877 DM von der 
Stadt zurückgefordert wird und daß das Land 
1 089 100 DM an den Bund ab führt. Er hat weiter 
verlangt, daß die Bewilligung für den noch nicht 
ausgezahlten Betrag von 700 000 DM zurück- 
gezogen wird. 

Die Verwaltung hat noch nicht Stellung ge- 
nommen. 

91. Eine andere Stadt hatte den Bau einer neuen 
Flußbrücke geplant, die neben zwei Fahrspuren 
in jeder Fahrtrichtung «owie Rad- und Fußgän- 
gerwegen auch zwei in der Mitte der Fahrbahn 
liegende Gleise für die Straßenbahn eufnehmen 
sollte, die 6 m der Fahrbahnbreite beanspruchen. 


Im Verlauf der weiteren Planung wurde vorge- 
sehen, die in der Baulast der Stadt stehende 
Ortsdurchfahrt einer Bundesstraße so zu ver- 
legen, daß sie über die neue Brücke führte. Der 
Bundesminister erklärte sich daraufhin bereit, 
die Gesamtmaßnahme durch eine Bundeszuwen- 
dung von 10 Mio DM zu fördern. Bei einer 
Ermäßigung der zuschußfähigen Kosten sollte 
die Zuwendung nach den Bewilligungsbedin- 
gungen entsprechend vermindert werden. 

Das Land teilte der Stadt mit, daß Bund und 
Land sich mit 70 v. H. an den zuschußfähigen 
Kosten der Brücke beteiligen wollten. Es hatte 
indessen schon vor der Zusage des Bundes 
70 V. H. der veranschlagten Kosten der Brücke 
als Landeszuwendung in seinem eigenen Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1956 einge- 
stellt. Dieser Ansatz (16,8 Mio DM) wurde auch 
nach der Zusage des Bundes in den Haushalts- 
jahren 1957 bis 1959 nicht verändert. 

In den Rechnungsjahren 1959 und 1960 wurde 
bei unveränderten Gesamtkosten ein Bundes- 
zuschuß von 12,8 Mio DM vorgesehen. Die zu- 
schußfähigen Kosten wurden im Rechnungsjahr 
1960 mit 45 Mio DM, in der berichtigten Ein- 
planung im Rechnungsjahr 1961 mit 42 Mio DM 
ausgewiesen. In ihrem Antrag vom 2. Mai 1963 
auf Freigabe der letzten Rate des Bundeszu- 
schusses hatte die Stadt die Zuschuß fähigen 
Kosten nur mit 37,5 Mio DM beziffert. Die Zu- 
wendung des Bundes von 12,8 Mio DM ist in 
voller Höhe gezahlt worden. 

Die Stadt hat die Bundesmittel unabhängig von 
denen des Landes angefordert. Auf wiederholte 
Empfehlungen des zuständigen Straßenbauamtes 
der Auftrags Verwaltung hat sie beim Abruf der 
Mittel nur den jeweils erreichten Stand der 
Gesamtausgaben, also einschließlich der nicht 
zuschußfähigen Kosten, angegeben und die Mit- 
finanzierung durch das Land nicht erwähnt. Die 
Zwischenverwendungsnachweise für die einzel- 
nen Rechnungsjahre enthielten nur zusammen- 
gefaßte, nicht nach Ausgabearten aufgegliederte 
Angaben über die Einnahmen aus Zuwendun- 
gen, die Aufwendungen aus Eigenmitteln und 
den jeweiligen Gesamtausgabenstand. Ein 
Schluß Verwendungsnachweis fehlte. Die Stadt 
hat in den während der Prüfung durch den Bun- 
de srechnung sh of aufgestellten vereinfachten 
Nachweisen die Zuschuß fähigen Kosten mit rd. 
36 Mio DM ermittelt. In diesem Betrag sind die 
durch die Anlage der Straßenbahn bedingten 
Mehrkosten und andere nicht zuschußfähige 
Kosten enthalten. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Stadt zu hohe Zuwendungen aus Bundes- 
mitteln erhalten hat. Von den 36 Mio DM, die 
sie als Zuschuß fähig angegeben hat, sind neben 
anderen Beträgen die durch die Anlage der 
Straßenbahn entstandenen Mehrkosten als nicht 
zuschußfähig abzusetzen. Die Anlage von Stra- 
ßenbahnen ist eine Sondernutzung im Sinne des 
§ 8 des Bundesfernstraßengesetzes. Mehrkosten, 
die hierdurch entstehen, hat der aus der Sonder- 
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nutzung Begünstigte zu tragen. Durch die An- 
lage der Straßenbahn wird die Ortsdurchfahrt 
nicht im Interesse des weiträumigen Verkehrs 
entlastet. 

Die zuschußfähigen Baukosten wurden mit 28,7 
Mio DM ermittelt. Da nach den Bewilligungs- 
bedingungen der Zuschuß uus Bundesmitteln 
anteilig zu kürzen war, wenn die Ausführungs- 
kosten unter den der Zuschußbemessung zu- 
grunde liegenden Kosten blieben, standen der 
Stadt nur 8,75 Mio DM zu. Sie hat somit 
4,05 Mio DM zuviel erhalten. 

Die Auftragsverwaltung und der Bundesminister 
haben den Antrag für die Gewährung der Zu- 
wendung nicht mit der nötigen Sorgfalt geprüft. 
Wären die in den Gesamtkosten in erheblichem 
Umfang enthaltenen, nicht zuschußfähigen 
Kosten bei der Ermittlung der für die Zuschuß- 
bemessung maßgebenden Kosten abgesetzt wor- 
den, hätten die Überzahlungen vermieden wer- 
den können. Außerdem hat die Auftragsver- 
waltung bei der Vorlage der Antragsunterlagen 
den Bundesminister nicht davon unterrichtet, 
daß der Bau der Brücke bereits durch die im 
Haushalt eingeplante Zuwendung des Landes 
ausreichend finanziell gesichert war und ein 
Bundeszuschuß nur für die Baukosten der Ram- 
pen und Straßen in Betracht kommen konnte. 
Dies hat dazu bei getragen, daß eine zu hohe 
Bundeszuwendung gewährt worden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat ferner bemängelt, 
daß bei unveränderten Gesamtkosten die Zu- 
wendung des Bundes im Rechnungsjahr 1959 
von 10 Mio DM auf 12,8 Mio DM erhöht worden 
ist und daß sie bei der berichtigten Einplanung 
im Rechnungsjahr 1961 unverändert geblieben 
ist, obwohl die zuschußfähigen Biaukosten inzwi- 
schen um 3 Mio DM niedriger angegeben wor- 
den waren. Die Entwicklung der Baukosten war 
bereits 1959 gut zu übersehen. Nach dem Stand 
der Bauarbeiten und den Bauverträgen war mit 
wesentlichen Verteuerungen nicht zu rechnen. 
Die Auftragsverwaltung und der Bundesminister 
hätten schon bei kurzer Überprüfung eines 
Zwiischenverwendungsnachweiises feststellen 
können, daß die Erhöhung des Bundeszuschus- 
ses iS'achlich nicht gerechtfertigt war. Bei einer 
entsprechenden Prüfung vor der berichtigten 
Einplanung hätten sie überdies erkennen müs- 
(sen, daß die als zuschußfähig bezeichneten Bau- 
kosten erheblich übersetzt waren. Die Stadt 
hatte in ihren Haushaltsplänen die gesamten 
Baukosten nur mit 42,4 Mio DM aufgeführtj 
für die Bemessung der Zuwendung waren hier- 
von noch die nicht zu schuß fähigen Kosten abzu- 
setzen. Die Erhöhung der Bundeszuwendung hat 
dazu geführt, daß die Stadt von Bund und Land 
als Zuwendungen für die Baumaßnahme insge- 
samt 32,1 Mio DM erhalten hat, somit 3,4 Mio 
DM mehr als die zuschußfähigen Gesamtbau- 
kosten betrugen. 


Weiter ist beanstandet worden, daß die Stra- 
ßenbaubehörden die Haushaltsmittel nicht ord- 
nungsgemäß bewirtschaftet und die Verwen- 
dung durch den Zuwendungsempfänger nicht 
überwacht haben. Hätten sie den Bundesricht- 
linien 1953 zu § 64 a RHO entsprechend die 
Zwischenverwendungsnachweise geprüft und 
die Ergänzung veranlaßt, dann hätten sie fest- 
steilen müssen, daß die Zuwendungsmittel vor- 
zeitig abgerufen wurden und die Stadt schon 
im Jahr 1960 zuviel erhalten hatte. Die Straßen- 
baubehörden haben statt dessen die Stadt durch 
ihre Empfehlungen veranlaßt, bei der Anforde- 
rung von Mitteln unvollständige und nicht prüf- 
bare Angaben über den Stand der Ausgaben zu 
machen. Besonderen Anlaß, keine Zahlungen 
mehr zu leisten, hätte der Antrag der Stadt auf 
Freigabe der letzten Rate des Bundeszuschusses 
geben müssen, weil die Stadt dort die zuschuß- 
fähigen Kosten selbst nur mit 37,5 Mio DM an- 
gegeben hatte. 

Der Bundesrechnungshof hat verlangt, daß der 
überzahlte Betrag von 4,05 Mio DM vom Zuwen- 
dungsempfänger zurückgefordert wird. 

Die Auftragsverwaltung hat noch nicht Stellung 
genommen. Der Bundesminister hat ausgeführt, 
bei der ersten Veranschlagung der Zuwendungs- 
mittel sei die Frage, welcher Anteil der Gesamt- 
kosten nicht zuschußfähig sein würde, im Hin- 
blick auf die verhältnismäßig niedrige Beteili- 
gung des Bundes nicht berührt worden. Später 
habe die Stadt unter Hinweis auf die ihr außer- 
halb des Brückenbereichs entstehenden Bau- 
kosten um eine verstärkte finanzielle Hilfe ge- 
beten. Der Zuschuß in Höhe von 12,8 Mio DM 
habe immer noch unter der in den Richtlinien 
festgelegten Grenze von 33 Vs v. H. der zuschuß- 
fähigen Kosten gelegen. 

Diese Ausführungen lassen außer acht, daß die 
zuschußfähigen Kosten zu hoch angesetzt waren. 
Bei Zugrundelegung der Zuschuß fähigen Kosten 
von 28,7 Mio DM war die Zuwendung von An- 
fang an höher als ein Drittel der zuschußfähigen 
Kosten. Die Ausführungen des Bundesministers 
bestätigen im übrigen die Tatsache, daß deshalb 
zu hohe Zuwendungen gewährt worden sind, 
weil die Antragsunterlagen nicht oder nicht 
sorgfältig genug geprüft worden waren. 

Die Stadt hat inzwischen den Bau einer weite- 
ren Brücke begonnen und beantragt, zu den 
Baukosten Bundeszuwendungen zu gewähren. 
Der Bundesminister hat mitgeteilt, es sei nun- 
mehr beabsichtigt, auf den Bundeszuschuß für 
diese im Bau befindliche Brücke den für die 
fertiggestellte Brücke gewährten Zuschuß von 
12,8 Mio DM in voller Höhe anzurechnen. Die 
Entscheidung steht noch aus. 
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Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14 für verschiedene Rechnungs- 
jahre) 

Übertragung von Aufgaben aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesschatzministers auf den Bun- 
desminister der Verteidigung 

92. Durch Beschluß der Bundesregierung vom 
20. September 1961 isind die Zuständigkeiten 
auf den Gebieten der Landbeschaffung für 
Zwecke der Verteidigung, der Verwaltung von 
Verteidigungsliegenschaften und der obersten 
baufachlichen Sachleitung für Verteidigungsbau- 
vorhaben vom Bundesschatzminister auf den 
Bundesminister der Verteidigung übergeleitet 
worden. Die Stellen und Sacheinrichtungen der 
in Betracht kommenden Liegenschaftsreferate 
und die gesamte Unterabteilung Verteidigungs- 
bauwesen des Bundesischatzministers sowie das 
nachgeordnete Referat der Bundesbaudirektion 
waren daher in den Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Verteidigung zu überführen. 
Infolge der Neuregelung der Zuständigkeiten 
hatte der Bundesminister der Finanzen zunächst 
der Übertragung von 91 Stellen zugestimmt. Der 
Bundesminister der Verteidigung hatte darüber 
hinaus eine Reihe neuer Stellen isowie die He- 
bung und Umwandlung einiger Stellen bean- 
tragt. 

93. Auf Ersuchen des Bundesministers der Finanzen 
ist in einem Gutachten vom Juni 1962 zur Orga- 
nisation und Besetzung der Referate für die 
Landbeschaffung und der Unterabteilung Ver- 
teidigungsbauwesen im Bundesministerium der 
Verteidigung Stellung genommen worden. 

Nach den Feststellungen des Gutaditens hatte 
der Bundesschatzminister vier Stellen zuwenig 
übertragen. Das ist nach Aufforderung inzwi- 
schen nachgeholt worden. 

94. Die Aufgaben der Verwaltung der für Verteidi- 
gungszwecke genutzten Bundesliegenschaften 
sowie der Landbeschaffung für Zwecke der Bun- 
deswehr und der NATO hat der Bundesminister 
der Verteidigung den Liegenschaftsreferaten 
seiner Abteilung Unterbringung, Liegenschafts- 
und Bauwesen übertragen. Damit liegt nunmehr 
auch die Landbeschaffung in der Hand jeweils 
des Referenten, der für den einzelnen Wehrbe- 
reich die Unterbringung und das Bauwesen, so- 
weit es die Verwaltung betrifft, zu bearbeiten 
hat. Die Maßnahme dient der Vereinfachung 
und Beschleunigung des Verfahrens. Zur Ent- 
lastung der Wehrbereichsreferate von der Be- 
arbeitung der vielseitigen Grundsatzfragen so- 
wie zur Sicherstellung der Einheitlichkeit des 
Verfaihrens ist die Schaffung eines Grundsatz- 
referates in 'der genannten Abteilung des Mi- 
nisteriums als notwendig anerkannt worden. 

95. Die frühere Unterabteilung Verteidigungsbau- 
wesen im Bundesschatzministerium ist ge- 


schlossen in die Abteilung Unterbringung, Lie- 
genschafts- und Bauwesen des Bundesministers 
der Verteidigung übergeführt worden. Sie ist 
durch Teilung eines Großreferates sowie durch 
Bildung eines Grundsatzreferates und zweier 
Spezialreferate auf 1 1 Referate erweitert wor- 
den. Gegen die organisatorische Neugliederung 
und Erweiterung ist nichts einzuwenden. Für 
die Bearbeitung der allgemeinen und der grund- 
sätzlichen Fragen auf dem Gebiet der Bundes- 
bauten ist zwar nach wie vor der Bundes- 
schatzminister zuständig. Gleichwohl wird sich 
auch die Unterabteilung Verteidigungsbauwe- 
sen im Bundesministerium der Verteidigung bei 
der Abwicklung der von den Länderbauverwal- 
tungen durchzuführenden Verteidigungsbauten 
mit solchen Fragen befassen müssen, um Ver- 
zögerungen bei der Beai'beitung von Bauvor- 
lagen der Mittelinstanzen zu vermeiden. Das 
Grundsatzreferat im Bundesministerium der 
Verteidigung muß außerdem bei der Ergänzung 
oder Neufassung baufachlicher Richtlinien mit 
Rücksicht auf das außerordentlich umfangreiche 
Volumen auf dem Gebiet der Verteidigungs- 
bauten mitarbeiten. 

96. Die Einrichtung je eines Spezialreferats für das 
Heizungs- und Maschinenbauwesen und die 
Elektrotechnik sowie für die Ingenieur- und 
Luftschutzbauten war notwendig, um die Bau- 
voflagen der Mittelinstanzen auf ihre Zweck- 
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit überprüfen zu 
können. Eine Bearbeitung im Wege der Amts- 
hilfe durch das Bundesschatzministerium würde 
zu erheblichen Verzögerungen führen und da- 
mit dem Zweck des Kabinettbeschlusses, in der 
Ministerialinstanz eine Vereinfachung und Be- 
schleunigung des Verfahrens zu erreichen, zu- 
widerlaufen. 

97. Bei den Vorschlägen für die Personalausstat- 
tung ist angeregt worden, die Besetzung der 
einzelnen Referate so zu bemessen, daß diese 
die ihnen obliegenden Aufgaben künftig im 
eigenen Hause erfüllen und die volle Verant- 
wortung für die zu treffenden Entscheidungen 
übernehmen können. Das gilt vor allem für die 
Überprüfung und Genehmigung der Bauvor- 
lagen der Mittelinstanzen (Unterlagen nach 
§ 14 RHO). Deshalb wurde vorgeschlagen, 16 
Stellen von den aus der Bundesbaudirektion in 
das Bundeswehrverwaltungsamt zu übertragen- 
den 65 Stellen zur Verstärkung der Referate in 
der neuen Unterabteilung des Bundesministe- 
riums der Verteidigung zu verwenden, zumal 
da die Inhaber dieser Stellen schon bisher in 
den Ministerialreferenten mitgearbeitet hatten. 
Ferner mußte mit Rücksicht auf die Vielseitig- 
keit der Aufgabenstellung auf dem Verteidi- 
gungsbausektor und auf das ansteigende Bau- 
volumen bei den Besetzungsvorschlägen ein 
Teil der Neuforderungen des Bundesministers 
der Verteidigung als berechtigt anerkannt wer- 
den. Insgesamt ist eine Besetzung mit 105 Be- 
diensteten unter Berücksichtigung der 16 Stellen 
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aus der Bundesbaudirektion für erforderlich ge- 
halten worden. Das sind ifünf Stellen weniger, 
als der Bundesminister der Verteidigung be- 
antragt hatte. 

Hinsichtlich der Bewertung der Stellen mußte 
teilweise fvon den Anträgen des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung abgewichen werden, 
insbesondere bei Kopflastigkeit von Referaten. 
Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat den Vorschlägen des Gutachtens zu- 
gestimmt (siehe Protokoll Nr. 30 über die 
30. Sitzung des Haushaltsausschusses am 
19. Juni 1962 S. 8 ff.). 

98. In der Frage, wie die Aufgaben zwischen dem 
Ministerium und dem Bundeswehrverwaltungs- 
amt abzugrenzen sind, wurde in dem Gutachten 
vorgeschlagen, dem Bundeswehrverwaltungsamt 
weitgehend die Ermittlung der Grundlagen und 
die Bearbeitung der Entwürfe von baufachlichen 
Richtlinien sowie das Anfertigen von Typen- 
plänen und Standardleistungsverzeichnissen zu 
übertragen. Für die Erledigung dieser Vor- und 
Zuarbeiten wurde allerdings — ■ auch für die 
Zukunft • — eine Baugruppe an Stelle einer Bau- 
abteilung als ausreichend erachtet. 

99. Im Januar 1964 wurden unter Beteiligung des 
Bundesministers der Finanzen beim Bundes- 
wehrverwaltungsamt die entsprechenden Ar- 
beitsplätze überprüft. Die vom Bundesminister 
der Verteidigung erhobene Forderung nach 
neuen Stellen konnte nicht als gerechtfertigt 
anerkannt werden. Für die Schaffung einer 
selbständigen, dem Präsidenten des Bundes- 
wehrverwaltungsamtes unmittelbar verantwort- 
lichen Bauabteilung zur Durchführung aller 
technischen Aufgaben besteht zur Zeit kein 
Grund. Demzufolge hat auch der Bundesmi- 
nister der Finanzen die vom Bundesminister 
der Verteidigung über die ursprünglich über- 
tragenen Stellen hinaus erhobenen Stellenfor- 
derungen zunächst äbgelehnt. 


Organisation und Stellenbedarf bei Behörden 
der Bundeswehrverwaltung 

100. Auf Grund von Anregungen des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages sind 
in allen Wehrbereichen örtliche Erhebungen 
bei Wehrbereichsverwaltungen, Wehrbezirks- 
verwaltungen, Standortverwaltungen, Kreis- 
wehrersatzämtern, Wehrbereichsverpflegungs- 
ämtern und anderen Dienststellen der Bundes- 
wehrverwaltung durchgeführt worden. Es 
sollte insbesondere geprüft werden, ob in der 
Vergangenheit bewilligte Stellen noch benö- 
tigt werden und welche Ausgleiche durch Ver- 
lagerung verfügbarer Stellen möglich sind. Da 
für derartige Untersuchungen nur wenig Per- 
sonal zur Verfügung steht, mußte die Unter- 
suchung auf gewisse Schwerpunkte beschränkt 


werden. Gleichwohl haben die Erhebungen 
wertvolle Erkenntnisse gebracht. 

101. So können die überprüften Abteilungen der 
Wehrbereichsverwaltungen durch eine ratio- 
nellere Geschäftsverteilung um einige Dezer- 
nate vermindert werden. In verschiedenen De- 
zernaten kann Personal eingespart werden, 
wenn die während der Aufbauzeit angewand- 
ten Personalberechnungsschlüssel der Entwick- 
lung entsprechend geändert werden. 

Der bisher veranschlagte Stellenbedarf für die 
Wehrbezirks Verwaltungen hat sich als über- 
setzt erwiesen; deshälb wurde dem Bundesmi- 
nister empfohlen, bei der Besetzung weiterer 
Dienstposten Zurückhaltung zu üben und den 
Stellehbedarf vor der nächsten Veranschla- 
gung eingehend zu überprüfen. 

Ferner hat sich gezeigt, daß kleine Standort- 
verwaltungen einen zu hohen Personalauf- 
wand erfordern. Der Bundesminister ist bereits 
den Anregungen gefolgt und hat damit be- 
gonnen, kleine Standortverwaltungen in Au- 
ßenstellen größerer benachbarter Standortver- 
waltungen umzuwandeln, wodurch nicht un- 
erhebliche Personal- und Sachkosten gespart 
werden. Auch für die übrigen Standortverwal- 
tungen sind Organisationsänderungen und Än- 
derungen von Personalberechnungsschlüsseln 
vorgeschlagen worden, die zu Personaleinspa- 
rungen führen können. 

Das gleiche gilt für die Wehrbereichsverpfle- 
gungsämter, insbesondere Jür deren Zweig- 
stellen, und für andere Dienststellen. 

,102. Die Ergebnisse der Erhebungen sind den Bun- 
desministern der Verteidigung und der Finan- 
zen mitgeteilt worden. 

Der Bundesminister der Finanzen beabsichtigt, 
die Vorschläge im Rahmen der Ressortver- 
handlungen über die Aufstellung des Haus- 
haltsplanes zu erörtern. 

103. Der Bundesminister der Verteidigung hat we- 
gen der Intensivierung des Musterungsver- 
fahrens nach der 3. Novelle zum Wehrpflicht- 
gesetz verlangt, daß bei den Kreiswehrersatz- 
ämtern i63 1 Angestellte neu eingestellt werden. 
Dies hat zu weiteren Erhebungen bei den 
Kreiswehrersatzämtern Anlaß gegeben. 

Nach diesen Erhebungen bedürfen die für die 
Musterung zuständigen Sachgebiete der Ver- 
stärkung. Andere Sachgebiete der Kreiswehr- 
ersatzämter sind dagegen mit zuviel Personal 
ausgestattet. Der Bundesminister der Vertei- 
digung hat die Feststellungen anerkannt und 
sich damit einverstanden erklärt, daß im Aus- 
gleich für eine Verstärkung der für die Muste- 
rung zuständigen Sachgebiete um 631 Ange- 
stellte gleichzeitig 531 Dienstposten für Be- 
amte und Angestellte in anderen Sachgebieten 
der Kreiswehrersatzämter wegfallen. Er hat 
außerdem erklärt, daß er 180 Stellen für Be- 
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amte und Angestellte bei den Wehrbezirks- 
verwaltungen zurückziehen wolle. 


Mitwirkung an den Beratungen über die 
Stärke- und Ausrüstungsnachweisungen der 
Bundeswehr 

104. Als Grundlage für die personelle und ma- 
terielle Ausstattung der Einheiten und mili- 
tärischen Dienststellen der Bundeswehr die- 
nen die Stärke- und Ausrüstungsnachweisun- 
gen (STAN). Die Entwürfe hierfür stellt der 
Bundesminister der Verteidigung auf; wegen 
ihrer Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
bedürfen sie der Zustimmung des Bundesmi- 
nisters der Finanzen. An den Erörterungen der 
Entwürfe zwischen den beiden Ressorts neh- 
men ständig Angehörige des Bundesrechnungs- 
hofes beratend teil. Das hat sich als vorteil- 
hajft erwiesen, weil so die bei der Rechnungs- 
prüfung gewonnenen vielfältigen Erfahrungen 
berücksichtigt werden können. 

Die personellen und materiellen Telle der 
STAN werden getrennt voneinander beraten. 


105. Die sogenannten Personal-STAN legen die per- 
sonelle Ausstattung 'der Einheiten und militä- 
rischen Dienststellen nach Zahl und Besoldung 
im einzelnen fest. Dabei bestimmen Umfang, 
Art und Schwierigkeitsgrad der Dienstge- 
schäfte die Wertigkeit der einzelnen Dienst- 
posten. Die in den STAN-Entwürfen geforder- 
ten Dienstposten entsprechen nicht immer den 
vom Bundesminister der Finanzen und vom 
Bundesrechnungshof vertretenen Auffassun- 
gen über eine zutreffende Dienstpostenbewer- 
tung. So werden häufig Dienstposten im mili- 
tärischen Bereich höher bewertet als vergleich- 
bare Dienstposten im übrigen Bereich der 
Bundesverwaltung. Gleiche oder arbeitswert- 
mäßig vergleichbare Tätigkeiten werden sogar 
innerhalb der Teilstreitkräfte nicht immer 
gleichmäßig bewertet. Personalwirtschaftliche 
Schwierigkeiten und Überalterungsprobleme 
im Offizierskorps werden nicht selten durch 
Höherbewertung der Dienstposten zu lösen 
versucht. Gelegentlich werden auch Voraus- 
setzungen und Vorkenntnisse gefordert, die 
zur Erfüllung der Aufgaben eines Dienst- 
postens nicht nötig sind (zum Beispiel DipL- 
Ing. statt HTL-Ing.). 

Ausgehend von den bei der Rechnungsprüfung 
und bei örtlichen Erhebungen gewonnenen Er- 
kenntnissen, den daraus erwachsenen Ver- 
gleichsmöglichkeiten und den bei Querschnitts- 
untersuchungen entwickelten allgemeinen Be- 
wertungsgrundsätzen ist anzustreben, daß bei 
den Verhandlungen die Dienstposten zutref- 
fend und den tatsächlichen Bedürfnissen der 
Truppe entsprechend bewertet werden. 


Wenn erreicht werden soll, daß in absehbarer 
Zeit ungeprüfte Stellenforderungen nicht mehr 
in den Bundeshaushaltsplan eingestellt wer- 
den, ist es notwendig, daß die STAN beschleu- 
nigt beraten werden. Bisher sind erst etwa 
450 Personal-STAN-Entwürfe beraten wor- 
den. über die weitaus größere Anzahl der 
STAN ist noch nicht verhandelt worden, zum 
großen Teil deshalb, weil noch keine verhand- 
lungsreifen Entwürfe vorliegen. Eine nicht ge- 
ringe Anzahl schon beratener STAN ist in- 
zwischen infolge von Umgliederungen, Ände- 
rungen von Bewaffnung oder Ausrüstung oder 
wegen neuer Personalforderungen wieder 
außer Kraft gesetzt worden. 

Nach den in den vergangenen Jahren gewon- 
nenen Erfahrungen müßte es möglich sein, die 
STAN-Entwürfe schneller aufzustellen und 
zügiger zu beraten. 


106. Seit einigen Jahren werden auch die die Aus- 
rüstung betreffenden Teile der STAN (Mate- 
rial-STAN) nach Überwindung von Anlauf- 
schwierigkeiten laufend vorgelegt und erör- 
tert. 

Die bisherigen Ergebnisse der Verhandlungen 
sind beachtlich. So sind seit April 1961 bis 
Juli 1964 in STAN-Entwürfen angeforderte 
Ausrüstungsgegenstände im Werte von rd. 
250 Mio DM als entbehrlich festgestellt wor- 
den. Noch bedeutsamer ist es, daß auf Grund 
der Erfahrungen sowie der bei Besichtigungen 
und Beratungen gewonnenen Erkenntnisse 
eine Reihe allgemeiner Grundsätze entwickelt 
werden konnte, die bereits in den noch zu 
beratenden STAN-Entwürfen berücksichtigt 
werden und die sicherstellen, daß die Truppe 
ohne Beeinträchtigung der militärischen Er- 
fordernisse möglichst gleichmäßig und unter 
Beachtung wirtschaftlicher Gesichtspunkte aus- 
gerüstet wird. 

Anzustreben ist, die STAN-Entwürfe zeitlich 
vor dem Beschaffungsgang zu beraten, so daß 
Materialbeschaffungen über die Summe der 
STAN-Beratungsergebnisse hinaus vermieden 
werden. Bei der Zahl der noch zu beratenden 
STAN und den durch Umplanungen sich immer 
wieder ergebenden Ergänzungen und Ände- 
rungen wird dieses Ziel auch in nächster Zeit 
noch nicht erreicht werden können. Ein grö- 
ßerer Schaden ist durch das bisherige Verfah- 
ren nicht entstanden, da Mehrbeschaffungen 
für noch aufzustellende Verbände und für die 
Materialreserve Verwendung finden können, 
von einigen Ausnahmen bei Spezialgeräten 
abgesehen. Damit aber in Zukunft im Hinblick 
auf den zu erwartenden Abschluß des Auf- 
baues der Bundeswehr Nachteile durch Fehl- 
beschaffungen vermieden werden, ist auch ein 
zügiger Fortgang der materiellen STAN-Ver- 
handlungen notwendig. 
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Verwendung von Soldaten zur Aufwartung 
in Offizierheimen 

107. Seit dem Jahre 1959 liegt eine Dienstvorschrift 
des Bundesministers der Verteidigung über 
die Verwaltung und Bewirtschaftung von 
Offizierheimen im, Entwurf vor. Die Vorschrift 
ist bis jetzt nicht in Kraft gesetzt worden, weil 
zunächst Meinungsverschiedenheiten über all- 
gemeine Fragen auszuräumen waren und ein- 
zelne Bestimmungen von finanzieller Bedeu- 
tung bis heute noch umstritten sind. Unstreitig 
sind dagegen Soldaten zur Aufwartung in 
Offizierheimen während des täglichen nor- 
malen Betriebes nicht heranzuziehen. Für die 
Aufwartung während der Mahlzeiten und für 
Reinigungsarbeiten stellt die Standortverwal- 
tung zivile Hilfskräfte in angemessenem Um- 
fang zur Verfügung. Soweit darüber hinaus 
das Verlangen nach weiterem Personal besteht, 
ist es von der Offizierheimgesellschaft (e. V.) 
einzustellen und zu entlohnen. Nur bei beson- 
deren Anlässen können unter gewissen Vor- 
aussetzungen ausnahmsweise auch Soldaten 
zur Aufwartung herangezogen werden. 

108. In zahlreichen Fällen sind in Offizierheimen 
neben dem von der Standortverwaltung ge- 
stellten Personal ständig mehrere Soldaten 
— vornehmlich Wehrpflichtige — zu Auf- 
wartediensten sowie zu Küchen- und Reini- 
gungsarbeiten herangezogen worden. Häufig 
waren diese Soldaten in den Heimen unter- 
gebracht. 

Der Bundesrechnungshof hält es für unver- 
einbar mit dem Zweck der bewilligten Mittel, 
wenn Soldaten dem Dienst entzogen und zu 
Arbeitsleistungen in Offizierheimen eingesetzt 
werden. Diese Einsätze dürften sich aus wehr- 
politischen Gründen verbieten und zu Miß- 
deutungen des Wehrgedankens in der Öffent- 
lichkeit führen. 

Der Bundesrechnungshof hat deshalb gefor- 
dert, die ständige Beschäftigung von Soldaten 
in Offizierheimen zu unterbinden. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß es auch 
in Zukunft bei dem grundsätzlichen Verbot 
bleiben werde, Soldaten zu Aufwartediensten 
während des normalen täglichen Dienstes 
heranzuziehen, und daß anderweitige frühere 
Gepflogenheiten auf keinen Fall in die Bun- 
deswehr übernommen werden dürften. Er hat 
zugesagt, die Kommandobehörden und Trup- 
penteile schon vor Herausgabe der Dienstvor- 
schrift über die Verwaltung und Bewirtschaf- 
tung von Offizierheimen entsprechend anzu- 
weisen. 


Beschaffungs- und Instandsetzungsaufträge 
der Truppe 

109. Der Bundesminister hat die Truppe ermäch- 
tigt, den dringend notwendigen Material- und 


Instandsetzungsbedarf, der auf dem Versor- 
gungswege oder über Rahmen- und Betreu- 
ungsverträge nicht rechtzeitig erfüllt werden 
kann (Sofortbedarf), selbständig zu decken. 
Bei der Bedarfsdeckung sind bestimmte Wert- 
grenzen einzuhalten und die für Beschaffun- 
gen und Instandsetzungen geltenden allgemei- 
nen Bestimmungen zu beachten. Die Truppe 
kann die Verwaltungshilfe der Bundeswehr- 
verwaltung in Anspruch nehmen. 

Die Truppenteile haben in zahlreichen Fällen 
gegen diese Bestimmungen verstoßen. 

110. Bei Beschaffungen ist der Begriff des Sofort- 
bedarfs häufig unrichtig ausgelegt worden. Die 
selbständige Bedarfsdeckung war nicht immer 
dringend notwendig, das heißt, für die Auf- 
rechterhaltung oder Herstellung' der Einsatz- 
bereitschaft oder für die Einhaltung von Auf- 
stellungsterminen erforderlich. Häufig ist 
Material beschafft worden, das nicht, wie vor- 
geschrieben, vorher auf dem Versorgungs- 
wege angefordert worden war. Vielfach hat 
die Truppe auch die Wertgrenzen für die 
Beschaffungen überschritten oder durch Auf- 
teilung zusammengehörender Beschaffungs- 
vorhaben umgangen. Auch hat sie die allge- 
meinen Verfahrensvorschriften für die Be- 
schaffung nicht immer beachtet. So hat sie bei 
Aufträgen über mehr als 200 DM die vor- 
geschriebene schriftliche Anordnung der Be- 
schaffung und die formlose Preisermittlung 
unterlassen oder deren Ergebnis häufig nicht 
oder nur unvollständig auf der Beschaffungs- 
anordnung vermerkt. Schließlich hat sie auch 
von der Möglichkeit einer preisgünstigen Be- 
schaffung auf Grund von Rahmenabkommen 
keinen ausreichenden Gebrauch gemacht und 
die Beschaffungshilfe der Bundeswehrverwal- 
tung nicht genügend in Anspruch genommen. 

111. Bei der Vergabe von Instandsetzungsleistun- 
gen haben die Dienststellen der Bundeswehr 
vielfach Instandsetzungsaufträge erst nach 
Erhalt der Rechnung erteilt. Nur in wenigen 
Fällen haben sie die vorgeschriebenen Preis- 
ermittlungen durchgeführt und Preisverein- 
barungen getroffen. Die Leistungen sind oft so 
ungenau beschrieben worden, daß es den Auf- 
tragnehmern weitgehend überlassen blieb, 
ihren Umfang selbst zu bestimmen. Bei Ände- 
rungen im Leistungsumfang sind Mehrleistun- 
gen häufig ohne Prüfung bezahlt und die 
Mehrkosten nicht begründet worden, obwohl 
bestimmungsgemäß auch für Mehrleistungen 
Preisvereinbarungen zu treffen und Zusatz- 
aufträge zu erteilen sind. Die Truppenteile 
haben mehrfach auch nicht beachtet, daß sie 
Instandsetzungsarbeiten nur im Rahmen der 
Erhaltungsstufen vergeben dürfen, für die sie 
selbst zuständig sind. 

112. Die Nichteinhaltung der Bestimmungen hat 
fast immer zu vermeidbaren Mehrausgaben 
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geführt. Soweit deren Höhe im Einzelfall fest- 
stellbar war, hat der Bundesrechnungshof das 
zur Wiedereinziehung Mögliche und Erforder- 
liche veranlaßt. Im übrigen hat er verlangt, 
daß künftig bestimmungsgemäß verfahren 
wird. 

Der Bundesminister wird noch vorhandene 
Unklarheiten über den Begriff des Sofort- 
bedarfs zu beseitigen und dafür zu sorgen 
haben, daß die Truppe seine Anordnungen 
über die Vergabe von Beschaffungs- und In- 
standsetzungsaufträgen künftig sorgfältiger 
beachtet. 

113. über die Materialbeschaffungen der Truppe 
(einschließlich der Selbstherstellung von 
Material aus selbstbeschafften Werk- und Ver- 
brauchsstoffen) werden diejenigen Stellen, die 
die zentralen Bestandsübersichten führen und 
die Materialversorgung steuern, nicht unter- 
richtet, weil nach den geltenden Bestimmun- 
gen des Bundesministers Meldungen über 
selbstbeschafftes Material nicht vorgesehen 
sind. Für die Teile der Ausstattung, die die 
Truppe selbst beschafft oder herstellt (zum 
Beispiel Sonderausstattungen für Spezialkraft- 
fahrzeuge, Ausbildungshilfsmittel, Hilfsvor- 
richtungen für die Instandsetzung, Transport- 
kisten), besteht deswegen die Gefahr der 
Doppelbeschaffung. Bei Ersatzteilen führt die 
fehlende Unterrichtung zu unrichtiger Bedarfs- 
ermittlung und damit zu ungerechtfertigten 
oder unzureichenden Beschaffungen und Be- 
vorratungen. 

114. Der Bundsrechnungshof hat dem Bundesmini- 
ster vorgeschlagen, die bestehenden Vorschrif- 
ten entsprechend zu ändern. Der Minister hat 
eine neue Vorschrift über die Materialwirt- 
schaft der Bundeswehr entworfen, die die Vor- 
schläge des Bundesrechnungshofes zum gro- 
ßen Teil berücksichtigt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat dem Bundesminister weitere Vor- 
schläge gemacht. 


Stromkosten in Bundeswehrliegenschaften 

115. Der Bundesrechnungshof ist bei seinen Prü- 
fungen erneut den Ursachen für die hohen 
Stromkosten in vielen Anlagen der Bundes- 
wehr nachgegangen und hat den Stromver- 
brauch sowie die von den Stromlieferwerken 
berechneten Preise geprüft. In vielen Fällen 
hätten die Aufwendungen vermindert werden 
können, wenn die Stromlieferungsverträge 
dem tatsächlichen Leistungsbedarf besser an- 
gepaßt, überhöhte Preise gesenkt, hohe Ver- 
brauchsspitzen durch betriebliche Maßnahmen 
vermieden und beim Bau von neuen Anlagen 
die Voraussetzungen für eine sparsame Ver- 
wendung elektrischer Energie geschaffen wer- 
den. Zur Erläuterung mögen die folgenden Bei- 
spiele dienen. 


116. In einem Standort hatte das Stromlieferwerk 
für eine neue Kaserne eine Leistung von 
400 kWh bereitgestellt; eine Mindestleistung 
von 320 kWh war zu bezahlen. Tatsächlich 
sind aber nur Leistungen bis zu 142 kWh in 
Anspruch genommen worden. Der Bundes- 
rechnungshof hat veranlaßt, daß unter ent- 
sprechender Änderung des Vertrages die 
bereitgestellte Leistung dem Bedarf ange- 
glichen wurde. Damit werden jährlich rd. 
27 000 DM erspart. 

117. In einem anderen Standort wird das Stromnetz 
einer neu erbauten Kaserne über eine behelfs- 
mäßige Baustromanlage gespeist. Nach dem 
für diese Anlage abgeschlossenen Stromliefe- 
rungsvertrag wird das monatliche Entgelt nach 
der Summe der auf der Niederspannungsseite 
in vier provisorischen Transformatorenstatio- 
nen gemessenen monatlichen Höchstleistun- 
gen berechnet. Der Bundesrechnungshof hat 
dies beanstandet, da die tatsächliche Leistungs- 
spitze mindestens 10 bis 15 v. H. unter diesem 
Wert liegt. Die dem Bund durch die für ihn 
nachteilige Meßmethode entstandenen Mehr- 
kosten betragen bis zu 12 000 DM jährlich. Der 
Bundesrechnungshof hat Vorschläge für die 
Beseitigung der festgestellten Mängel ge- 
macht. 

118. In mehreren Fällen hat der Bundesrechnungs- 
hof veranlaßt, daß überhöhte Arbeits-, Blind- 
arbeits- und Leistungspreise auf dem Verhand- 
lungswege mit den Stromlieferwerken gesenkt 
oder seit Jahren anstehende Verhandlungen 
über günstigere Strompreise alsbald durch- 
geführt werden. In vier Standorten können auf 
diesem Wege bei gleichbleibendem Stromver- 
brauch Einsparungen von jährlich insgesamt 
rd. 465 000 DM erzielt werden. 

119. In Anlagen der Bundeswehr, die wegen ihrer 
umfangreichen maschinellen Ausstattung einen 
hohen Stromverbrauch haben, hat der Bundes- 
rechnungshof wiederholt hohe Leistungsspitzen 
festgestellt, die ein erhebliches Ansteigen der 
Leistungspreise zur Folge hatten und auf man- 
gelnde innerbetriebliche Überwachung des 
Stromverbrauchs schließen lassen. Er hat den 
geprüften Stellen vorgeschlagen, dem nach sei- 
ner Ansicht vermeidbaren hohen Spitzenver- 
brauch durdi bessere Planung beim Betrieb der 
elektrischen Geräte entgegnzuwirken und so 
die leistungsbezogenen Stromkosten zu sen- 
ken. Die geprüften Stellen sind den Anregun- 
gen des Bundesrechnungshofes bisher nicht in 
dem wünschenswerten Umfang nachgekommen; 
sie haben sich verschiedentlich darauf berufen, 
daß militärische Notwendigkeiten betriebliche 
Maßnahmen im Sinne der Vorschläge des Bun- 
desrechnungshofes ausschlössen. Der Bundes- 
rechnungshof wird diesen Fällen weiter nach- 
gehen und darauf hinwirken, daß bei der 
Stromabnahme die sich aus den Lieferungsver- 
trägen ergebenden Möglichkeiten zur Kosten- 
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Senkung ausgenutzt werden. Gerade die Ver- 
minderung des Spitzenverbrauchs kann zu be- 
deutenden Ersparnissen führen; so könnten in 
einem vom Bundesrechnungshof geprüften 
Standort bei gleich hohem Verbrauch an 
Stromkosten bis zu 70 000 DM im Jahr gespart 
werden. 

120. In einem weiteren Standort ist auf Veranlas- 
sung des Bundesrechnungshofes die zu auf- 
wendige Außenbeleuchtung einer Kaserne ohne 
Beeinträchtigung der Belange der Truppe etwa 
um die Hälfte vermindert worden. 

121. Auf die wiederholten Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofes hat der Bundesminister 
im Januar 1964 die Wehrbereichsverwaltungen 
angewiesen, den Stromverbrauch sorgfältig zu 
überwachen und zu erhöhter Sparsamkeit füh- 
rende Anordnungen zu treffen. Auch die vom 
Bundesminister im November 1963 und Juni 
1964 herausgegebenen Anordnungen über den 
Vergleich der Kasernenbetriebskosten sind ge- 
eignet, auf eine Senkung der Stromkosten hin- 
zuwirken. 


Unwirtschaftliche Maßnahmen 

122. Dienststellen der Bundeswehr und der Bundes- 
wehrverwaltung sind bei der Beschaffung und 
Behandlung von Gerät und Ausrüstungsstücken 
verschiedentlich unwirtschaftlich verfahren. 
Hierzu werden nachstehend einige Beispiele 
angeführt: 


Beschaffung ungeeigneter Gurtförderbänder für 
W ehrbereichs Verpflegungsämter 

123. Der Bundesminister der Verteidigung hat im 
Juli 1962 die Beschaffung von 78 Gurtförder- 
bändern für den Umschlag von Lebensmitteln 
bei den Wehrbereichsverpflegungsämtern an- 
geordnet. Die Geräte sind in der Zeit von 
Oktober 1962 bis März 1963 zum Gesamtpreis 
von rd. 493 500 DM geliefert worden. 

Bei einem mit 13 Gurtförderbändern ausge- 
statteten Wehrbereichsverpflegungsamt waren 
diese entgegen dem seit dem 1. Januar 1962 
gültigen Ausstattungssoll nicht mit elektri- 
schem Antrieb, sondern mit Benzin-Motoren 
versehen; sie konnten wegen der Entwicklung 
von Abgasen und des Lärms in geschlossenen 
Räumen nicht verwendet werden. Im übrigen 
waren die Förderbänder nach ihrer technischen 
Ausführung nicht für den bei Verpflegungs- 
lagern vorwiegend in Betracht kommenden 
Umschlag von verpackten Stückgütern geeignet, 
sondern offensichtlich für Schüttgüter — wie 
Sand, Kies und Kohle — konstruiert. Sie stan- 
den daher in Hallen oder im Freien ungenutzt 
herum. Für ihre Pflege entstanden laufend 
Kosten. 


Der Bundesrechnungshof hat die Beschaffung 
der 78 Förderbänder beanstandet. 

Der Bundesminister hat die Maßnahme mit dem 
Hinweis zu rechtfertigen versucht, daß bei der 
damaligen krisenhaften Lage im Verteidigungs- 
fall durch die Förderbänder Arbeitskräfte hät- 
ten ersetzt werden können. Die mangelnde 
Eignung der Förderbänder für den Betrieb bei 
den Wehrbereichsverpflegungsämtern sei ihm 
erst im März 1963 bekanntgeworden. 

Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes hätte 
es bei richtiger Planung möglich sein müssen, 
sogleich geeignete Förderbänder zu beschaffen. 
Der Bundesminister hat inzwischen die Aus- 
stattung der Wehrbereichsverpflegungsämter 
mit elektrisch betriebenen und ihm auch sonst 
für den vorgesehenen Zweck geeignet erschei- 
nenden Förderbändern in die Wege geleitet. 
Die für den Lebensmittelumschlag ungeeigne- 
ten 78 Förderbänder hat er anderen Stellen der 
Bundeswehr, insbesondere Truppenübungs- 
platzkommandanturen, Pionierübungsplätzen 
und Pioniereinheiten zugewiesen. Inwieweit 
diese Stellen einen entsprechenden Bedarf 
haben, wird noch zu untersuchen sein. 

Ob die für die fehlerhafte Beschaffung Verant- 
wortlichen zum Schadenersatz heranzuziehen 
sind, wird der Bundesminister noch zu prüfen 
haben. 


Änderung des Farbanstrichs von Sanitätsgerät 

124. Bei einem Sanitätsdepot war damit begonnen 
worden, fabrikneue, graue Materialregale mit 
weißem Anstrich zu versehen. Da der Material- 
und Arbeitsaufwand nicht vertretbar erschien, 
hat der Bundesrechnungshof die Vorgesetzte 
Kommandobehörde gebeten, die von ihr all- 
gemein angeordnete, mit einem Kostenaufwand 
von etwa 17 000 DM verbundene Maßnahme 
einzustellen, was dann auch geschehen ist. 

Die Kommandobehörde hat ihre Anordnung 
damit begründet, daß der weiße Anstrich der 
Regale des Depots notwendig gewesen sei, da- 
mit sie allgemein medizinisch-hygienischen Er- 
fordernissen entsprächen; auch seien die Regale 
teilweise abgenutzt gewesen. Die Anstrich- 
arbeiten seien lediglich in der Absicht einge- 
stellt worden, die Möglichkeit des Austausches 
unhygienischer Regale prüfen zu können und 
der äußerst angespannten Haushaltstage Rech- 
nung zu tragen. Der Bundesminister hat in 
seiner Stellungnahme zu der Angelegenheit 
darauf hingewiesen, daß der Neuanstrich ab- 
genutzter, schadhafter und unansehnlicher, grau 
gestrichener Regale aus hygienischen Gründen 
gerechtfertigt sei. Als die Regale beschafft wor- 
den seien, sei zunächst beabsichtigt gewesen, 
sie zur Lagerung verschiedenartigen Materials 
zu verwenden. Im damaligen Aufbaustadium 
habe mangels genauer Unterlagen über den 
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Ausstattungsbedarf noch keine Unterteilung 
der für Sanitätsdepots zu beschaffenden Regale 
nach grauem und weißem Anstrich vorgenom- 
men werden können. 

Der Bundesrechnungshof verschließt sich nicht 
den Schwierigkeiten und arbeitsmäßigen Un- 
zulänglichkeiten, die in der Aufbauzeit der 
Bundeswehr bestanden haben. In keinem Fall 
war es aber vertretbar, den weißen Anstrich 
auch bei neuen in grauer Farbe beschafften 
Regalen vornehmen zu lassen. Dies hat auch 
der Bundesminister eingeräumt. Hygienisch- 
medizinische Gründe können die Änderung des 
Farbanstrichs nicht rechtfertigen, da in den 
Sanitätsdepots nur verpacktes Material ge- 
lagert wird. 


Ausstattung von Speisesälen mit Stühlen 

125. Der Bundesminister der Verteidigung hatte im 
Jahre 1961 die Wehrbereichsverwaltungen an- 
gewiesen, die Speisesäle der Unteroffiziere 
und Mannschaften künftig mit verschiedenfarbi- 
gen Stühlen auszustatten. Bei der Hälfte der 
Stühle sollte der Formsitz wie bis dahin ein- 
farbig in mittelbraunem Ton, bei der anderen 
Hälfte sollte er zweifarbig in hellem und dunk- 
lem Ton gehalten sein. Der Bundesminister 
wollte mit dieser Maßnahme einen gefälligeren 
Anblick der Räume erreichen. Für die Beschaf- 
fung zweifarbiger Stühle sind Mehrausgaben 
von rd. 57 000 DM entstanden. Ein zweifarbiger 
Stuhl hat 1,95 bis 2,85 DM mehr gekostet als 
ein einfarbiger. 

Der Bundesminister hätte voraussehen müssen, 
daß seine Anordnung nicht den gewünschten 
Erfolg haben konnte. Die mit den Farbunter- 
schieden beabsichtigte Wirkung wäre nur zu 
erzielen, wenn in der Gruppierung der Stühle 
ständig eine bestimmte Ordnung eingehalten 
werden könnte. Das aber ist bei dem starken 
Betrieb in den Speisesälen während der Essens- 
zeit nicht möglich. Darüber hinaus hat sich ge- 
zeigt, daß die unterschiedliche Tönung der 
Stühle auch bei geordneter Aufstellung nur 
aus einem eng begrenzten Blickwinkel zur Gel- 
tung kommt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Maßnahme 
des Bundesministers als unwirtschaftlich bean- 
standet, weil sie trotz der Mehrkosten ohne 
die bezweckte Wirkung geblieben ist. Darauf- 
hin hat der Bundesminister im Jahre 1962 seine 
Anweisung aufgehoben. Seitdem werden für 
die Speisesäle — wie früher — nur einfarbige 
Stühle beschafft. 


Sozialversicherungsbeiträge und Fürsorgemaß- 
nahmen für Soldaten 

(Kapitel 14 23 für die Rechnungsjahre 
1959 bis 1963) 

Leistungen des Bundes nach Maßgabe des 
Unterhaltssicherungsgesetzes 

(Titel 115) 

126. Das Gesetz über die Sicherung des Unterhalts 
der zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflich- 
tigen und ihrer Angehörigen (Unterhaltssiche- 
rungsgesetz — USG) vom 26. Juli 1957, zur 
Zeit gültig in der Fassung vom 31. Mai 1961, 
wird von den Ländern im Auftrag des Bundes 
durchgeführt. Die Länder haben — mit weni- 
gen Ausnahmen — die kreisfreien Städte und 
die Landkreise als zuständig für die Feststel- 
lung und Bewilligung der Leistungen zur 
Unterhaltssidierung bestimmt. 

Die Ausgaben für die Leistungen nach dem 
USG sind in den letzten Jahren erheblich ge- 
stiegen. Sie haben sich von 1960 bis 1963 fast 
verdreifacht. Im einzelnen haben die beauf- 
tragten Stellen in den Rechnungsjahren 1960 
bis 1963 zu Lasten des Bundes verausgabt: 


1960 

37 498 784 

DM 

1961 

53 287 806 DM 

1962 

86 252 231 

DM 

1963 

101 059 880 

DM 


127. Der Bundesrechnungshof hat in allen Ländern 
die Ausgaben nach dem USG geprüft. Dabei 
hat sich gezeigt, daß die mit der Durchführung 
des Gesetzes beauftragten Stellen nicht immer 
ausreichend mit Personal ausgestattet waren, 
zumal da die Zahl der zu bearbeitenden An- 
träge sich in den letzten Jahren beträchtlich 
erhöht hat. Ferner entsprach mehrfach die 
fachliche Eignung der Sachbearbeiter nicht den 
an sie gestellten Anforderungen. Ähnlich lagen 
in einzelnen Fällen die Verhältnisse bei den 
mit der Vorprüfung der Ausgaben nach dem 
USG beauftragten Stellen. 

Soweit die unzureichende Personalbesetzung 
sich auf die sachliche Bearbeitung ausgewirkt 
hatte, hat der Bundesrechnungshof die zustän- 
digen obersten Landesbehörden gebeten, die 
für eine sachgerechte Durchführung des Ge- 
setzes erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. 

128. Die Leistungen nach dem USG sollen dazu die- 
nen, während der Wehrdienstzeit des Einbe- 
rufenen den Lebensunterhalt seiner Familien- 
angehörigen sicherzustellen und dem Einbe- 
rufenen selbst die Erfüllung seiner laufenden 
Zahlungsverpflichtungen in bestimmtem Rah- 
men zu ermöglichen. Bei der Anwendung des 
Gesetzes haben sich sowohl in tatsächlicher 
als auch in rechtlicher Hinsicht besondere 
Schwierigkeiten ergeben. 
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Die Lebensverhältnisse der Wehrpflichtigen 
und ihrer Angehörigen, von denen zur Be- 
messung der Leistungen auszugehen ist, sind 
sehr unterschiedlich und oft nur schwer nach- 
prüfbar. Das gilt besonders für die wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen dem wehrpflich- 
tigen Sohn und seinen Eltern. Während bei- 
spielsweise in einigen Ländern die wehrpflich- 
tigen Söhne nach ihren Angaben vor ihrer 
Einberufung durchweg den gesamten Ver- 
dienst an ihre Eltern ablieferten, haben ' sie 
in anderen Teilen des Bundesgebietes meist 
nicht viel mehr als das Kostgeld abgegeben. 
Schriftliche Unterlagen oder auch neutrale 
Zeugenaussagen stehen der Verwaltung zur 
Ermittlung des Sachverhaltes meistenteils 
nicht zur Verfügung. Ähnlich verhält es sich 
mit der Möglichkeit, die Wohnverhältnisse, 
die für die Höhe des Mietzuschusses an den 
Wehrpflichtigen maßgebend sind, nachzuprü- 
fen. Hinzu kommt, daß bei allen Anträgen 
kurzfristig ermittelt und entschieden werden 
muß, weil die Berechtigten fast immer auf die 
Leistungen nach dem USG angewiesen sind. 
Die hiermit verbundene Arbeitsbelastung ist 
zu Anfang eines jeden Vierteljahres beson- 
ders stark, weil die Wehrpflichtigen zu dieser 
Zeit einberufen werden und sich dadurch die 
Anträge häufen. 

In rechtlicher Hinsicht ergeben sich Erschwer- 
nisse, weil die vielfältigen Lebensverhältnisse 
sich oft nicht unter die wenigen Vorschriften 
des USG einordnen lassen. Auch sind bei der 
Beurteilung der Tatbestände in manchen Fäl- 
len schwierige Fragen des Unterhaltsrechts, 
des Steuerrechts oder sonstiger Rechtsgebiete 
zu entscheiden. Hierzu gehört beispielsweise 
die Frage, ob die Familienangehörigen gegen- 
über dem Wehrpflichtigen auf Grund der 
beiderseitigen Einkommensverhältnisse unter- 
haltsberechtigt sind. 

129. Zur Arbeitserleichterung für die beauftragten 
Stellen und zur Sicherstellung einer einheit- 
lichen Anwendung des Gesetzes haben die 
gemeinsamen federführenden Bundesminister 
der Verteidigung und des Innern umfangreiche 
Richtlinien, sogenannte Hinweise, erlassen, 
die später durch allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne des Artikels 85 Abs. 2 GG 
ersetzt werden sollen. Sie enthalten Erläute- 
rungen zu den gesetzlichen Bestimmungen und 
Regeln für die praktische Anwendung des Ge- 
setzes. Sie sind auf Grund der Erfahrungen 
der Praxis schon mehrmals geändert und er- 
gänzt worden. 

130. Die Entscheidungen der Verwaltung waren in 
vielen Fällen unzutreffend. Oft wurden gleich- 
artige oder ähnliche Sachverhalte unterschied- 
lich, und zwar sowohl von Land zu Land als 
auch von Behörde zu Behörde behandelt. In 
einer Reihe von Fällen widersprachen die Be- 
scheide eindeutig den gesetzlichen Bestimmun- 
gen. Da die Rechtsmaterie für die Verwaltung 
neu war, wurden grundsätzliche Fragen, zu 


denen anfangs Richtlinien der Bundesminister 
fehlten, teilweise abweichend von den Grund- 
gedanken des Gesetzes entschieden. Die be- 
auftragten Stellen waren ferner bei überzahl- 
ten Leistungen nicht immer auf eine ordnungs- 
gemäße und rasche Abwicklung der Erstat- 
tungsforderungen bedacht. Ein nicht unerheb- 
licher Teil der Verwaltungen hat auch von der 
gesetzlichen Möglichkeit, von der Rückforde- 
rung der Überzahlung abzusehen, in unange- 
messener Weise Gebrauch gemacht. 

131. Der Bundesrechnungshof hat fehlerhafte Ent- 
scheidungen beanstandet und die Rückforde- 
rung der überzahlten Beträge, soweit sie 
rechtlich zulässig war, verlangt. Die Möglich- 
keiten hierfür sind allerdings nach der höchst- 
richterlichen Rechtsprechung über die Be- 
standskraft begünstigender Verwaltungsakte 
sehr begrenzt. Häufig scheiterte die Rückforde- 
rung auch an den wirtschaftlichen Verhältnis- 
sen des Empfängers der Leistungen, insbeson- 
dere wenn es sich dabei um die Eltern des 
Wehrpflichtigen handelte. Auch eine Berich- 
tigung der Bescheide für die Zukunft ist nur 
in wenigen Fällen möglich, weil der Wehr- 
dienst, der zu Leistungen nach dem USG ge- 
führt hat, in der Regel im Zeitpunkt der Prü- 
fung bereits beendet ist und daher Ansprüche 
auf Unterhaltssicherung nicht mehr bestehen. 
Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen die Verwaltungen wegen der Schwie- 
rigkeit der Materie und auch wegen der be- 
grenzten Möglichkeiten eines Ausgleichs von 
Überzahlungen eingehend beraten. Aus den 
gleichen Überlegungen hat der Bundesrech- 
nungshof seinen Prüfungsmitteilungen jeweils 
allgemeine Ausführungen über die wesent- 
lichen Grundsatzfragen vorausgeschickt und 
die zuständigen Länderminister gebeten, die- 
sen Teil auch allen nicht geprüften Verwal- 
tungen bekanntzugeben. Die Länder sind dem 
weitgehend gefolgt. 

132. Gegenüber dem Bundesminister der Verteidi- 
gung hat der Bundesrechnungshof vor allem 
darauf hingewiesen, daß die Zusiammenarbeit 
zwischen der Truppe und den Unterhaltssiche- 
rungsbehörden trotz der hierzu mehrfach er- 
gangenen Erlasse unzureichend sei. Nach den 
Weisungen des Bundesministers haben die 
Truppeneinheiten unverzüglich die Unterhalts- 
sicherungsbehörden zu unterrichten, wenn ein 
Wehrpflichtiger als Soldat auf Zeit übernom- 
men wird, weil hiermit der Grundwehrdienst 
endet und die Leistungen nach dem USG ein- 
zustellen sind. Dieise Mitteilungen sind jedoch 
in zahlreichen Fällen unterblieben oder ver- 
spätet zu den Unterhaltssicherungsbehörden 
gelangt. Dadurch kam es zu Überzahlungen — 
in der Regel für mehrere Monate — , die von 
den Empfängern meist nicht zurückgefordert 
werden konnten. Der Bundesrechnungshof hat 
den Bundesminister gebeten, Maßnahmen zu 
treffen, die mehr als bisher eine zeitgerechte 
Benachrichtigung der Unterhaltssicherungs- 
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behörden durch die Truppe gewährleiisten. In- 
zwischen hat der Bundesminister im Dezember 
1962 unter Hinweis auf die mögliche Regreß- 
pflicht angeordnet, daß der Disziplinarvor- 
gesetze bei Aushändigung der Ernennungs- 
urkunde zum Soldaten auf Zeit zu bestätigen 
hat, daß die Unterhaltssicherungsbehörde be- 
nachrichtigt worden ist. 


133. Für die Herausgabe von Grundsatzerlassen 
und für die Änderung der Hinweise hat der 
Bundesrechnungshof den Bundesministern 
mehrfach Vorschläge gemacht. Sie waren 
Gegenstand wiederholter mündlicher Erörte- 
rungen. Die Bundesminister haben ihnen weit- 
gehend entsprochen. 

In den Besprechungen der Bundesminister mit 
den Länderreferenten hat der Bundesrech- 
nungshof ebenfalls mitgewirkt und Anregun- 
gen für die Anwendung des USG gegeben. 
Insbesondere bei der Erörterung von zahl- 
reichen Zweifelsfragen im Februar und April 
1963 sind die Erfahrungen aus den Prüfungen 
des Bundesrechnungshofes weitgehend berück- 
sichtigt worden. Die dabei aufgestellten Aus- 
legungsgrundjsätze werden zu einem Teil von 
den Ländern bereits angewandt. Bei den mei- 
sten Fragen wurde jedoch — im Interesse der 
Einheitlichkeit der Gesetzesanwendung — be- 
schlossen, die Praxis erst umzustellen, nach- 
dem die Hinweise entsprechend geändert oder 
ergänzt sind. Es bestand Einigkeit darüber, 
daß diese Neufassung der Hinweise dringlich 
ist. Sie ist gleichwohl ibisher unterbliefben, so 
daß die Ergebnisse der Besprechungen vom 
Frühjahr 1963 immer noch nicht ausgewertet 
sind. Dadurch hat sich der nicht haltbare Zu- 
stand ergeben, daß das Gesetz noch heute in 
einer Weise angewandt wird, die schon vor 
anderthalb Jahren als unzweckmäßig oder 
sogar als unzutreffend erkannt worden ist. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bundesmini- 
ster gebeten, für eine zeitnahe Bekanntgabe 
notwendiger Änderungen der Hinweise zu 
sorgen. Er hat ferner angeregt, die Hinweise 
möglichst bald durch allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften im Sinne des Artikels 85 
Abs. 2 GG zu ersetzen. Im Interesse einer ein- 
heitlichen Verwaltungspraxis, vor allem zur 
gleichmäßigen Behandlung der Berechtigten, 
hat er empfohlen, neue Zweifelsfragen mit den 
Länderreferenten häufiger als bisher zu be- 
handeln. 

134. Bei der Durchführung des Gesetzes haben sich 
in einzelnen Fällen Härten ergeben oder auch 
Ergebnisse herausgestellt, die seinem Sinn 
und Zweck nicht entsprechen und dem Willen 
des Gesetzgebers nicht gerecht werden. Sie 
lassen isich durch Verwaltungsmaßnahmen 
nicht regeln. Insoweit hat der Bundesrech- 
nungshof den Bundesministern mehrfach An- 
regungen zur Änderung oder Ergänzung des 
Gesetzes gegeben. 


Bundessdiatzminister 

(früher: Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes) 

(Einzelplan 24 für die Rechnungsjahre 
1959 bis 1962) 

Bundesvermögens- und Bauverwaltung 

(Kapitel 24 03) 

Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder ent- 
behrlich gewordener Geräte, Ausstattungs- 
gegenstände, Drucksachen, Akten, von Alt- 
stoffen und dergleichen des allgemeinen Sach- 
vermögens 

(Titel 16 und 23) 

Erlöse aus der Veräußerung unbeweglichen und 
beweglichen Vermögens 

(Titel 70 und 76) 

Annahme von Einzahlungen 

135. Eine geordnete Wirtschaftsführung verlangt, 
daß alle Einzahlungen möglichst sofort im 
Titelbuch gebucht werden. Hierzu ist es erfor- 
derlich, daß die Verwaltungsbehörden den 
Kassen rechtzeitig eine förmliche Annahme- 
anordnung erteilen. Fehlt sie, so ist die Ein- 
zahlung zunächst als Verwahrung nachzuwei- 
sen. In diesem Falle hat die Amtskasse die für 
die Erteilung der Annahmeanordnung zustän- 
dige Dienststelle von der Einzahlung zu be- 
nachrichtigen und den Betrag nach Eingang 
der Annahmeanordnung auf die zutreffende 
Verbuchungsstelle umzubuchen. Die verspä- 
tete Erteilung hat für die Kassen Mehrarbeit 
zur Folge und macht die Wirtschaftsführung 
unübersichtlich; die Kassen sind auch nicht in 
der Lage, die 'fristgerechte Einzahlung zu über- 
wachen, zu mahnen oder Verzugszinsen zu be- 
rechnen. 

Die rechtzeitige Erteilung der Annahmeanord- 
nungen ist bei Einnahmen aus der Veräußerung 
unbeweglichen Vermögens von besonderer Be- 
deutung. Diese Einnahmen setzen sich durch- 
weg aus größeren Einzeleinzahlungen zusam- 
men, die im Rechnungsjahr 1961 insgesamt rd. 
77,7 Mio DM betragen haben. Eine sorgfältige 
Überwachung der Einzahlungen durch die Kas- 
sen ist gerade bei diesen Beträgen wegen der 
rechtzeitigen Geltendmachung etwaiger An- 
sprüche auf Verzugszinsen bei verspäteter Ein- 
zahlung geboten. Läßt sich im Einzelfall die 
Buchung einer Einzahlung als Verwahrung 
nicht vermeiden, so ist dafür zu sorgen, daß die 
Verwahrung auf Grund einer Annahmeanord- 
nung so bald wie möglidi abgewickelt wird. 
Das geschieht nicht immer. So war bei einer 
Oberfinanzkasse zu beanstanden, daß am 
Schluß des Rechnungsjahres 1961 nicht abge- 
wi ekelte Verwährungen aus Grundstücksver- 
äußerungen in Höhe von rd. 2,5 Mio DM in 
das neue Rechnungsjahr übertragen und erst 
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in diesem haushaltsmäßig vereinnahmt wor- 
den sind, weil die Annahmeanordnungen nicht 
rechtzeitig erteilt worden waren. Im Abschluß 
des Rechnungsjahres 1961 war also das wirt- 
schaftliche Ergebnis des Einnahmetitels nicht 
zutreffend dargestellt worden. Es ist erforder- 
lich, daß die Annahmeanordnung unverzüg- 
lich gefertigt und den Kassen zugeleitet wer- 
den. 

* 

Einnahmen aus der Vermietung, Verpachtung 
und sonstigen Nutzung des allgemeinen Sach- 
vermögens 

(Titel 15) 

Mieten für Geschäftsräume und gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke 

136. In den vergangenen Jahren ist wiederholt fest- 
gestellt worden, daß die Mieten für Geschäfts- 
räume und geweiiblich genutzte unbebaute 
Grundstücke nach der ersten Erhöhung auf 
Grund der Entlassung aus der Preisbindung 
durch das Geschäftsraummietengesetz vom 
25. Juni 1952 (BGBl. I S. 338) auf dem alten 
Stand geblieben sind. Sie entsprachen zum 
größten Teil nicht mehr den ortsüblichen Sät- 
zen, Dies war besonders dort auffällig, wo die 
Verwaltung aus Mangel an geeigneten eigenen 
Räumen selbst Geschäftsräume anmieten 
mußte, für die sie dann meist ein Mehrfaches 
der Sätze aufzuwenden hatte, die sie für die 
bundeseigenen Räume selbst erhielt. Einige 
Bundesvermögensstellen haben von sich aus 
die notwendigen Schritte zur Anpassung der 
gewerblichen Mieten an die sich aus Angebot 
und Nachfrage ergebende Marktlage unternom- 
men. In den anderen Fällen hat der Bundes- 
rechnungshof die zu niedrigen Mieten bean- 
standet und eine Überprüfung mit dem Ziele 
einer Angleichung an die ortsüblichen Sätze 
gefordert. Auf Grund dieser Überprüfung 
konnte das Aufkommen an Mieten für Ge- 
schäftsräume und gewerblich genutzte unbe- 
baute Grundstücke allein in den Rechnungs- 
jahren 1959 bis 1961 um jährlich rd. 970 000 DM 
gesteigert werden. Häufig versuchten die ge- 
werblichen Mieter einer Mieterhöhung zu ent- 
gehen, indem sie den Kauf ihrer Mietobjekte 
beantragten. Da sich die Kaufverhandlungen 
erfahrungsgemäß über einen längeren Zeit- 
raum hinziehen, ist es erforderlich, daß die Ver- 
handlungen über eine angemessene Miet- 
erhöhung unabhängig von den Kaufverhand- 
lungen fortgeführt werden. 

Bei den zur Getreideeinlagerung vermieteten 
Boden- und Zellenspeichern der ehemaligen 
Wehrmacht hatten sich die Erträge infolge 
einer stetigen Steigerung der vom Bund zu 
tragenden ünterhalts- und Bewirtschaftungs- 
kosten bei gleichbleibenden Mietsätzen in zu- 
nehmendem ümfang verschlechtert. Der Bun- 
desschatzminister hat inzwischen im Einver- 


nehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten nach lang- 
dauernden Verhandlungen zu Beginn des 
Jahres 1964 die seit 1958 gültigen Anhaltssätze 
für die Mietwertermittlungen um 0,05 DM je t 
und Monat erhöht. Dadurch ergeben sich z. B. 
im Bereich einer Oberfinanzdirektion Mehr- 
einnahmen in Höhe von rd. 50 000 DM jährlich. 

In zwei Fällen haben Mieter bundeseigene 
Räumlichkeiten genutzt, die im Mietvertrag 
nicht enthalten und daher bei der Bemessung 
des Mietzinses nicht berücksichtigt waren. Die 
nunmehr nachgezahlte Miete belief sich auf rd. 
103 000 DM. 


Unrichtige Wirtschaftlichkeitsberechnungen 

137. Durch die unrichtige Aufstellung von Wirt- 
schaftlichkeitsberechnungen waren die Mieten 
für zwei Wohnsiedlungen zu niedrig festgesetzt 
worden. Die Oberfinanzdirektion wurde aufge- 
fordert, neue Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
aufzustellen und danach die Mieten angemes- 
sen zu erhöhen. Das ist inzwischen geschehen. 
Dadurch ist eine jährliche Mehreinnahme von 
41 000 DM erzielt worden. 


Unterhaltung der Gebäude und Anlagen des 
allgemeinen Sachvermögens 

(Titel 400) 

Erstattung von anteiligen Kosten der Bau- 
unterhaltung 

138. In den mit Haushaltsmitteln des Bundes gebau- 
ten Wohnhäusern für US-Diplomaten ist ein 
großer Teil der Wohnungen den amerika- 
nischen Streitkräften mietfrei mit der Maßgabe 
überlassen worden, daß sie die Bewirtschaf- 
tungskosten und die anteiligen Bauunterhal- 
tungskosten übernehmen. Die Bundesvermö- 
gensstelle hatte jedoch die anteiligen Kosten 
für Fassaden-, Dach- und Wegeinstandsetzun- 
gen nicht angefordert. Der Bundesrechnungshof 
hat daraufhin der Oberfinanzdirektion aufge- 
geben, die Erstattung der auf die Streitkräfte 
entfallenden Kosten zu erwirken. Nach Bereit- 
stellung der erforderlichen Haushaltsmittel 
haben die amerikanischen Streitkräfte im Rech- 
nungsjahr 1962 einen Betrag von 75 000 DM 
erstattet. 


Bewirtschaftung von Grundstücken des allge- 
meinen Sachvermögens 
(Titel 402) 

Betrieb und Unterhaltung einer Werkbahn 

139. Auf der bundeseigenen Werkbahn einer ehe- 
maligen Munitionsanstalt wurden außer Gütern 
aller Art ohne rechtliche Verpflichtung auch 
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regelmäßig Personen befördert. Für die Per- 
sonenbeförderung erhielt die Deutsche Bundes- 
bahn einen jährlichen Zuschuß von 36 000 DM 
aus dem Bundeshaushalt. Ferner trug der Bund 
die Kosten für die Unterhaltung und Instand- 
setzung der Bahnanlage. Der Bundesschatz- 
minister wurde deshalb um Prüfung gebeten, 
ob der Personenverkehr eingestellt werden 
könne. Jahrelange Verhandlungen mit der 
Deutschen Bundesbahn hatten das Ergebnis, 
daß vom Januar 1964 an der Personenverkehr 
mit Omnibussen der Deutschen Bundesbahn 
durchgeführt wird. Der Zuschuß des Bundes 
entfällt künftig. 


Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

(Einzelplan 26 für verschiedene 
Rechnungs j ahre) 

Darlehen und Beihilfen nach dem Kriegsge- 
fangenenentschädigungsgesetz und dem Häft- 
lingshilfegesetz 

(Kapitel 26 02 Titel 530 und 605) 

140. Ehemaligen Kriegsgefangenen und politischen 
Häftlingen können seit dem Jahre 1954 nach 
Maßgabe der Haushaltsmittel des Bundes und 
der Länder Darlehen zum Aufbau oder zur 
Sicherung der wirtschaftlichen Existenz, Dar- 
lehen zur Beschaffung von Wohnraum sowie 
Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat gewährt 
werden. 

Mit der Durchführung dieser Maßnahmen ist 
auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem 
Bund und den Ländern die Ausgleichsverwal- 
tung betraut. Die Aufwendungen werden vom 
Bund zu 80 v. H. und von den Ländern zu 
20 V. H. getragen. Bis zum 31. Dezember 1963 
sind rd. 334,2 Mio DM ausgezahlt worden. 
Davon entfallen 298,3 Mio DM auf Darlehen 
und 35,9 Mio DM auf Hausratbeschaffungsbei- 
hilfen. Der Anteil des Bundes an diesen Auf- 
wendungen beträgt rd. 267,3 Mio DM. Es sind 
mehr als 56 000 Darlehen, meist Wohnraum- 
beschaffungsdarlehen, und über 41 000 Beihil- 
fen bewilligt worden. Die Leistungen an ehe- 
malige politische Häftlinge spielen hierbei 
zahlen- wie betragsmäßig eine untergeordnete 
Rolle. 

141. Die Aufbaudarlehen sind zur Schaffung einer 
neuen gesicherten Lebensgrundlage oder zur 
Sicherung einer bereits geschaffenen, aber ge- 
fährdeten Existenz bestimmt. Bei den Wohn- 
raumbeschaffungsdarlehen sind Berechtigte zu 
bevorzugen, denen durch die Beschaffung der 
Wohnung erstmals die Aufnahme einer dau- 
ernden selbständigen Tätigkeit oder unselb- 
ständigen Beschäftigung ermöglicht wird. Für 
beide Arten von Darlehen gelten im wesent- 
lichen dieselben Bedingungen, besonders hin- 


sichtlich der Verzinsung und Tilgung, wie die 
für die vergleichbaren Leistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz. 

Die Beihilfen können bis zur Höbe der Sätze 
der Hausratentschädigung nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz zur Beschaffung fehlenden 
und dringend benötigten Hausrats gewährt 
werden. 

142. Darlehen und Beihilfen können nach dem Ge- 
setz nur gegeben werden, wenn die Antrag- 
steller selbst nicht über die erforderlichen 
Mittel verfügen. Diese Voraussetzung hat nicht 
immer Vorgelegen. So hat ein Ausgleichsamt 
in 84 Fällen, in denen es rd. 75 000 DM be- 
willigt hat, die Einkunftsgrenzen nicht beachtet, 
die für die Zulässigkeit der Beihilfe gesetzt 
waren. 

143. Gemeinsame Voraussetzung für die Gewäh- 
rung von Darlehen und Beihilfen ist ferner, 
daß die Notwendigkeit einer Hilfe auf die 
Kriegsgefangenschaft zurückzuführen ist. Das 
Fehlen einer gesicherten Lebensgrundlage oder 
eine noch bestehende Gefährdung der wirt- 
schaftlichen Existenz, die Notwendigkeit der 
Beschaffung von Wohnraum oder Hausrat und 
der angemeldete Geldbedarf müssen in ursäch- 
lichem Zusammenhang mit der späten Rück- 
kehr aus der Kriegsgefangenschaft stehen. 
Diese Voraussetzung ist zwar im Gesetz nicht 
'ausdrücklich aufgestellt. Sie ergibt sich aber 
aus dem Eingliederungszweck der Vorschriften. 
Der Gesetzgeber wollte dem zurückkehrenden 
Kriegsgefangenen eine Starthilfe geben. Es soll 
ihm geholfen werden, die Nachteile zu über- 
winden, die ihm dadurch entstanden sind, daß 
er infolge der Kriegsgefangenschaft seine wirt- 
schaftliche Betätigung erst verspätet hat auf- 
nehmen oder seinen Bedarf an Wohnraum und 
Hausrat noch nicht hat decken können. Die Dar- 
lehen und Beihilfen bezwecken jedoch, wie das 
Bundesverwaltungsgericht herausgestellt hat, 
keinen wirtschaftlichen Bestandschutz. Ihr 
Ziel ist nicht, den ehemaligen Kriegsgefange- 
nen gegen Nachteile zu schützen, die auf 'ande- 
ren Gründen als der Kriegsgefangenschaft be- 
ruhen. Sie tragen keinen Entschädigungs- 
charakter, wie das bei der dem ehemaligen 
Kriegsgefangenen gewährten Kriegsgefange- 
nenentschädigung der Fall ist. 

144. Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
die Ausgleichs Verwaltung schon in seinen Richt- 
linien vom November 1955 darauf hingewie- 
sen, die Notwendigkeit einer Hilfe müsse dar- 
auf zurückzuführen sein, daß der Heimkehrer 
mit Rücksicht auf die späte Rückkehr aus der 
Gefangenschaft noch nicht dazu gekommen ist, 
sich eine angemessene neue Existenz zu schaf- 
fen oder eine bereits geschaffene, aber noch 
gefährdete Existenz zu sichern. 

Die Bewilligungsbehörden haben häufig den- 
noch das Erfordernis des ursächlichen Zusam- 
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menhangs, bei dessen Prüfung selbstverständ- 
lich ein großzügiger Maßstab anzulegen ist, 
nicht oder nicht genügend beachtet. Hierfür 
seien einige Beispiele gebracht. 

145. Ein ehemaliger Kriegsgefangener, der im De- 
zember 1948 zurückgekehrt war, hat das väter- 
liche Geschäft, in dem er schon vor 1943 ge- 
arbeitet hatte, im Januar 1955 durch Vertrag 
übernommen. Er hat in demselben Jahr auch 
das Haus, in dem sich das Geschäft befand, 
gekauft. Zur teilweisen Ablösung des zum 
Hauskauf aufgenommenen Darlehens und zur 
Durchführung von Renovierungsarbeiten ist 
ihm im Jahre 1957 ein Aufbaudarlehen von 
8000 DM bewilligt worden. 

Ein Spätheimkehrer hatte, um seine Schuh- 
macherei und seinen Schuhhandel zu vergrö- 
ßern, was in seinem alten Wohnhaus nicht 
möglich war, sieben Jahre nach der Rückkehr 
ein Haus in der Hauptstraße des Ortes ge- 
kauft. Für den Aus- und Umbau wurde ihm 
ein Darlehen von 10 000 DM bewilligt. 

Einem anderen Spätheimkehrer waren Ende 
1959 zur Existenzsicherung und Anfang 1960 
zur Wohnraumbeschaffung Darlehen von 
10 000 DM und 4000 DM gewährt worden. Er 
hatte sich selbständig gemacht und wollte den 
Betrieb, 11 Jahre nach seiner Rückkehr, mit 
Hilfe des gewerblichen Aufbaudarlehens in 
einen von ihm geplanten Neubau verlegen 
und erweitern. Das Wohnraumbeschaffungs- 
darlehen war für eine Fünfzimmerwohnung in 
diesem Neubau bestimmt, da die bisherige 
Mietwohnung nach der Geburt zweier Kinder 
zu klein geworden war. 

In einem weiteren Fall war der Antragsteller 
im April 1948, im Alter von 21 Jahren, aus der 
Kriegsgefangenschaft entlassen worden. Im 
Frühjahr 1961 erwarb er ein Hausgrundstück 
mit Wirtschaftsgebäuden für 20 000 DM. In 
dieser Höhe erhielt er einen Kredit der 
Bezirkssparkasise. Zur Anschaffung von Inven- 
tar stellte ihm späterhin sein Bruder 6000 DM 
zur Verfügung. Die Außenstelle des Landes- 
ausgleichsamtes bewilligte im September 1961 
ein Darlehen von 20 000 DM, das Landesaus- 
gleichsamt hat es im Mai 1963, 15 Jahre nach 
der Rückkehr des Antragstellers, auf 26000 DM 
erhöht. Das Darlehen war zur Ablösung der 
beiden Kredite bestimmt. 

146. In diesen und in ähnlichen Fällen hatten die 
Spätheimkehrer eine ihrer früheren sozialen 
Stellung entsprechende Existenzgrundlage 
wiedergefunden und sie verbessert. Ihr Kredit- 
bedarf beruhte nicht auf der späten Heimkehr, 
sondern hatte andere Ursachen. Er wäre auch 
bei einer früheren Rückkehr entstanden, ohne 
daß die Antragsteller in der Lage gewesen 
wären, ihn zu vermeiden oder aus eigener 
Kraft zu bewältigen. 

Die Bewilligungsbehörden haben in der Be- 
gründung der Bescheide, wenn sie den ursäch- 


lichen Zusammenhang zwischen dem Kredit- 
bedarf und der Kriegsgefangenschaft über- 
haupt untersucht haben, oft nur ausgeführt, 
daß er gegeben sei. Den ehemaligen Kriegs- 
gefangenen kann aber nur dann eine Vorzug- 
stellung eingeräumt werden, wenn sie in der 
langen Dauer ihrer Kriegsgefangenschaft ihre 
Rechtfertigung findet. Wer in das Wirtschafts- 
leben wieder eingegliedert war, konnte kein 
Aufbaudarlehen erhalten. 

Existenzaufbaudarlehen, die nicht hätten be- 
willigt werden dürfen, werden zum Teil vor- 
zeitig zurückgezahlt. 

147. Die Ausgleichsbehörden haben mitunter auch 
bei der Bewilligung von Wohnraumbeschaf- 
fungsdarlehen nicht darauf geachtet oder nicht 
ausreichend untersucht, ob der geltend ge- 
machte Wohnraumbedarf auf der späten Heim- 
kehr beruht. In einigen Fällen haben sie ein 
Darlehen allein wegen einer erst viele Jahre 
nach der Rückkehr aus der Gefangenschaft 
eingetretenen Veränderung der persönlichen 
Verhältnisise des Antragstellers bewilligt. So 
hat ein Darlehensnehmer, der im Juli 1948 aus 
der Kriegsgefangenschaft heimgekehrt war, 
den Wohnraumbedarf auf das Heranwachsen 
seiner Tochter zurückgeführt. Die Tochter war 
im Zeitpunkt der Bescheiderteilung 24 oder 
25 Jahre alt. über ihre wirtschaftliche Lage 
sagten die Akten nichts aus. Seit der Rückkehr 
des Antragstellers waren fast 13 Jahre ver- 
gangen. 

In einem anderen Falle erhielt im Jahre 1958 
ein Beamter ein Darlehen von 5000 DM, der 
an einen anderen Ort versetzt worden war. 
Hier war nicht die Rückkehr aus der Gefangen- 
schaft im Jahre 1947, sondern seine Verset- 
zung die Ursache für den Wohnraumbedarf. 
Das Darlehen wird nunmehr vorzeitig getilgt. 

148. In weiteren Fällen sind Darlehen gewährt 
worden, weil die bisherige Wohnung nach 
Größe und Ausstattung nicht den Vorschriften 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes entsprach. 
So hat ein Ausgleichsamt einem ehemaligen 
Kriegsgefangenen, der schon im Februar 1947 
entlassen worden war, im Jahre 1961, also 
14 Jahre danach, ein Darlehen von 3000 DM 
zur Beschaffung einer Neubauwohnung bewil- 
ligt. Der Antragsteller und seine Ehefrau 
hatten die bisherige Wohnung von 1942 bis 
1946 als Untermieter und danach als Haupt- 
mieter inne. Er begründete den Antrag damit, 
die Wohnung habe nur eine Außentoilette ge- 
habt, ein Bad habe gefehlt. Manche Ausgleichs- 
ämter haben ;Sich in Fällen dieser Art mit einer 
Bescheinigung des Wohnungsamtes über die 
unzureichende Unterbringung begnügt; sie 
haben keine weiteren Erhebungen angestellt. 

149. Ehemalige Kriegsgefangene, die sich bereits 
mehr als 10 Jahre bis zu 14 Jahren zu Hause 
befanden, haben ein Darlehen zum Bau eines 
Eigenheims oder einer Eigentumiswohnung er- 
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halten. Wenn sich jemand, der wohnungs- 
mäßig eingegliedert war, nach so vielen Jah- 
ren zum Bauen entschließt, kann in der Regel 
der darauf beruhende Kreditbedarf nicht mehr 
auf die späte Heimkehr aus der Gefangen- 
schaft zurückgeführt werden. Dies gilt bei- 
spielsweise in den folgenden Fällen eines 
Ausgleichsamts: 

Der Antragsteller, der nach seiner Entlaissung 
aus der Kriegsgefangenschaft geheiratet hat 
und dem in den Jahren 1957 — 1961 drei Kin- 
der ge<boren wurden, ist seit September 1948 
in der Heimat. Im Dezember 1961 bewilligte 
ihm das Ausgleichsamt für den Bau eines 
Zweifamilienhauses, dessen Gesamtkoisten 
rd. 115 000 DM betragen sollten, ein Aufbau- 
darlehen von 4500 DM, Die Eigenmittel betru- 
gen rd. 58 000 DM. 

Ein anderer Antragsteller ist im August 1948 
entlassen worden. Er hat 1951 geheiratet. Aus 
der Ehe stammt ein Kind. Im Dezember 1961 
hat ihm das Ausgleichsamt ein Darlehen von 
5000 DM zum Bau eines Einfamilienhauses be- 
willigt. Die Gesamtkosten betrugen 65 000 DM, 
davon waren an Eigenmitteln 22 300 DM vor- 
handen. 

In zwei weiteren Fällen hat das Ausgleichsamt 
1962 und 1963 Aufbaudarlehen von 4500 DM 
für den Bau eines Zweifamilienhauses ge- 
währt; die Antragsteller waren 1948 zurück- 
gekehrt und hatten danach geheiratet. In dem 
einen Fall diente das Darlehen zur Restfinan- 
zierung eines Bauvorhabens von 128 500 DM 
bei einer Eigenleistung von 62 000 DM, In dem 
anderen Fall betrugen die Kosten des Bauvor- 
habens 116 500 DM, die Eigenleistungen mach- 
ten 39 200 DM aus. 

In diesen Fällen bestanden keine Anhalts- 
punkte dafür, daß die Antragsteller bei einer 
früheren Heimkehr den durch die Aufbaudar- 
lehen gedeckten Kreditbedarf nicht gehabt 
haben würden. Sie hatten durch die Gefangen- 
schaft keine Unterbrechung oder Verzögerung 
der Berufsausbildung erfahren. Sie waren be- 
reits vor der Einberufung zur Wehrmacht 
Facharbeiter und sind es nach ihrer Heimkehr 
geblieben. Auch bei einer früheren Heimkehr 
hätten sie wegen der Währungsreform nicht 
die zur Restfinanzierung fehlenden Mittel aus 
eigener Kraft aufgebracht. Der Status eines 
Kriegsgefangenen für sich allein reicht nicht 
aus, die Darlehensbewilligungen zu recht- 
fertigen. 

Fälle dieser Art sind immer noch fe<stzustellen. 

150. Für die Bewilligung der Hausratsbeschaffungs- 
beihilfen hat der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes im Januar 1960 in die Richtlinien 
den Hinweis aufgenommen, daß das Fehlen 
des dringend benötigten Hausrats auf der (spä- 
ten Rückkehr aus der Gefangenschaft beruhen 
muß. Trotzdem ist auch nach diesem Zeitpunkt 
das Erfordernis des ursächlichen Zusammen- 


hangs in einigen Fällen nicht oder nicht ge- 
nügend beachtet worden. 

151. Ein Ausgleichsamt hat unter Billigung der 
Außenstelle des Landosausgleichsamtes im 
Oktober 1960 zwei ehemaligen Kriegsgefan- 
genen, die im April 1947 und März 1948 ent- 
lassen worden waren, Beihilfen für die Be- 
schaffung von Wäsche und Kinderbetten ge- 
währt. Beide hatten erst nach ihrer Rückkehr 
geheiratet. Sie waren bei ihrer Entlassung 20 
und 21 Jahre alt. 

152. Auch in weiteren Fällen haben Ausgleichs- 
behörden noch im Jahre 1960 und ispäter Bei- 
hilfen zur Beschaffung von Hausrat an ehe- 
malige Kriegsgefangene bewilligt, die bereits 
vor der Währungsreform entlassen worden 
waren. Viele waren damals erst 19, 20 und 
21 Jahre alt. Sie hatten inzwischen geheiratet. 
Seit der Entlassung waren mehr als 12 Jahre 
vergangen. Häufig hatten die Antragsteller ein 
Eigenheim errichtet. Mitunter haben sie Be- 
darf an Möbeln, Wäsche und Bekleidung gel- 
tend gemacht, der auf natürlichem Verschleiß 
beruhte oder auf das Heranwachsen der Kin- 
der zurückzuführen war. 

153. Die frühzeitig heimgekehrten Kriegsgefan- 
genen unterlagen im allgemeinen, wie auch 
das Bundesausgleichsamt betont hat, den glei- 
chen Bedingungen für einen neuen Beginn, wie 
sie sich für lalle Einwohner der Bundesrepublik 
durch die Währungsumstellung ergaben. Sie 
hätten auch ohne Kriegsgefangenschaft eines 
Tages vor der Frage gestanden, sich den durch 
die Eheschließung oder die Geburt von Kin- 
dern erforderlichen Hausrat mit eigenen Mit- 
teln zu beschaffen. In einer Reihe von Fällen 
dieser Art konnte zudem nicht unbeachtet blei- 
ben, daß die Gewährung der Beihilfe 8 bis 
11 Jahre nach der Eheschließung lag. Einige 
Ausgleichsämter haben jedoch trotz der Richt- 
linien des Bundesausgleichsamtes nicht ge- 
prüft, ob und inwiefern der Bedarf auf der 
späten Rückkehr beruht. Ein Ausgleidisamt 
hat das unterlassen, obgleich es anläßlich 
einer Geschäftsprüfung durch das Landesaus- 
gleichsamt auf den Mangel hingewiesen wor- 
den war. Ein anderers Ausgleidisamt hat in 
der Zeit vom April 1960 bis Oktober 1961 noch 
in 97 Fällen Beihilfen von insgesamt rd. 
73 750 DM bewilligt, ohne sich mit der Frage 
nach dem ursächlichen Zusammenhang ausein- 
anderzusetzen. Unter den stichprobenweise ge- 
prüften Fällen befand sich ein Teil, der den er- 
forderlichen Zusammenhang nicht aufwies. 

154. Nach dem Gesetz kann eine Beihilfe nur zur 
Beschaffung fehlenden und dringend benötig- 
ten Hausrats gewährt werden. Auch gegen 
diese Voraussetzung ist wiederholt verstoßen 
worden. 

Ein Justizoberwachtmeister, der seit 1926 ver- 
heiratet ist und im Juni 1948 aus der Kriegs- 
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gefangenschaft heimgekehrt war, hat im Juni 
1960 eine Beihilfe von 500 DM mit der Begrün- 
dung erhalten, daß Betten, Bettwäsche und ein 
altersschwacher Schrank ersatzbedürftig seien. 
Er besaß nach den Feststellungen des Aus- 
gleichsamtes eine solide eingerichtete Woh- 
nung. 

Ein Ausgleichsamt hat in einer Reihe von Fäl- 
len eine Beihilfe gewährt, obgleich der Antrag- 
steller keine näheren Angaben über die Not- 
wendigkeit und Dringlichkeit des Hausrat- 
bedarfs gemacht hatte. Es hat in diesen Fällen 
keine oder nur unzureichende Ermittlungen 
angestellt, obwohl der Vertreter der Inter- 
essen des Ausgleichsfonds das Ausgleichsamt 
darauf hingewiesen hatte. 

Ein Ausgleichsamt hat entgegen dem Gesetz 
grundsätzlich auch Witwen ehemaliger Kriegs- 
gefangener eine Beihilfe bewilligt. Andere 
Ausgleichsämter haben Beihilfen in einer 
Höhe gewährt, die über dem geltend gemach- 
ten oder über dem von dem Ausgleichsamt 
selbst ermittelten Bedarf lag. Uber frühere 
Fälle dieser Art im Bereich eines anderen 
Landesausgleichsamtes hatte der Bundesrech- 
nungshof eine Bemerkung aufgestellt (Nr. 21 
der Bemerkungen 1957). 

155. Die Anwendung zu großzügiger Maßstäbe 
durch einzelne Ausgleicbsämter bei der Bewil- 
ligung der Hausratsbeschaffungsbeihilfe hat 
sich auch in der Höhe der gewährten Beihilfe- 
beträge gezeigt, woraus in gewissem Umfange 
Rückschlüsse auf die angewandte Praxis mög- 
lich 'Sind. 

So hat die durchschnittliche Höhe der von 
einem Ausgleichsamt bewilligten Beihilfen bis 
zum Jahre 1959 einschließlich rd. 1560 DM und 
danach noch rd. 1160 DM betragen, während 
sie sich im Landesdurchschnitt auf rd. 800 DM 
belief. In dem Regierungsbezirk, zu dem dieses 
Ausgleichsamt gehört, haben in den Rech- 
nungsjahren 1958, 1959 und 1960 von 26 Aus- 
gleichsämtern allein sechs Ausgleichsämter 
mit einem Bevölkerungsanteil von nur rd. 
23 V. H. rd. 75 v. H. der Gesamtausgaben im 
Regierungsbezirk geleistet. Der nach der Ein- 
wohnerzahl kleinste Kreis dieses Bezirks weist 
die zweithöchsten Ausgaben auf. 

Diese Entwicklung war der zuständigen 
Außenstelle des Landesausgleichsamtes nicht 
unbekannt geblieben. Die Außenstelle hätte 
entsprechende Maßnahmen veranlassen müs- 
sen. 

156. In einem anderen Land haben die Ausgaben 
einer Stadt für Hausratsbeschaffungsbeihilfen, 
auf die Einwohnerzahl bezogen, das Dop- 
pelte des Landesdurchschnitts betragen. Ob- 
gleich für die überdurchschnittliche Höhe der 
Ausgaben zum Teil außerhalb des Ausgleichs- 
amtes liegende Umstände maßgebend waren, 
lagen auch hier Verstöße gegen die Bestim- 
mungen vor. 


157. Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
auf Wunsch des Bundesministers für Vertrie- 
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte die 
obersten Landesbehörden im September 1962 
gebeten, erneut darauf hinzuwirken, daß die 
Bestimmungen und die Rechtsprechung über 
die Notwendigkeit der Prüfung des ursäch- 
lichen Zusammenhangs sorgfältig beachtet 
werden. Anlaß dazu waren die weiteren Ergeb- 
nisse der Prüfung. 

158. Während zu Unrecht bewilligte Darlehen 
häufig verstärkt getilgt werden, können zu 
Unrecht gewährte Hausratbeschaffungsbeihil- 
fen wegen des Vertrauensschutzes der An- 
tragsteller grundsätzlich nicht zurückgefordert 
werden. In einigen Fällen wurden der Bundes- 
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigte und der Präsident des Bun- 
desausgleichsamtes gebeten, zu prüfen, ob die 
verantwortlichen Bediensteten für die unzu- 
lässigen Zahlungen schadenersatzpflichtig sind. 


Zuwendungen an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen 

(Kapitel 26 02 Titel 600, 601 und 603) 

159. Der Bundesminister gewährt Zuwendungen an 
zahlreiche Organisationen. Vielfach handelt 
es sich um kleinere Beträge. Sie bewegen sich 
in ihrer Gesamtheit in den einzelnen Rech- 
nungsjahren zwischen 2,5 und 3,5 Mio DM. 

160. Der Bundesminister hat wiederholt vor Be- 
willigung von Zuwendungen an außerhalb 
der Bundesverwaltung stehende Stellen nicht 
genügend geprüft, ob ausreichend begründete 
Unterlagen für die zu fördernden Maßnahmen 
Vorlagen und ob der Zuschuß dem Grunde und 
der Höhe nach notwendig war. 

Verschiedene Verbände haben insbesondere 
für die Unterhaltung ihrer Geschäftsstellen 
Zuwendungen erhalten. Die den Bewilligun- 
gen zugrunde liegenden Anträge oder Haus- 
halts- und Stellenpläne enthielten für Per- 
sonalausgaben mitunter nur summarische An- 
gaben. Sie boten keine Möglichkeit, die Not- 
wendigkeit der Stellen und ihre Bewertung 
zu beurteilen. In diesen Fällen hätte für eine 
Ergänzung der Unterlagen gesorgt werden 
müssen. Das ist nicht immer geschehen. Die 
örtlichen Prüfungen des Bundesrechnungs- 
hofes haben ergeben, daß bei einigen der ge- 
prüften Verbände Einsparungen von Stellen 
möglich gewesen wären. 

Ein fast ausschließlich aus Bundesmitteln 
unterhaltener Verein hat seinen Zuschuß- 
anträgen jeweils nur vorläufige Haushalts- 
pläne beigefügt. Er hat hohe Beträge für kul- 
turelle Maßnahmen wie Ausstellungen, Künst- 
lertreffen und kunst- und kulturgeschichtliche 
Veröffentlichungen aufgewendet. Seine An- 
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gaben über die in den einzelnen Fachrichtun- 
gen geplanten Maßnahmen sind in der Regel 
unzureichend gewesen. Zumeist waren nur die 
Gesamtkosten einer Veranstaltung ohne ihre 
nähere Zusammensetzung angegeben. 

Auf die Beanstandung des Verfahrens hat der 
Bundesminister zunächst eingewendet, durch 
zahlreiche Besprechungen mit dem Verein und 
durch die Tätigkeit des zuständigen Referen- 
ten im Vorstand des Vereins sei sichergestellt, 
daß nur solche Maßnahmen durchgeführt wür- 
den, die zu billigen waren. Dieser Einwand ist 
nicht überzeugend. Anträge ohne Konkretisie- 
rung der zu finanzierenden Maßnahmen und 
ohne Aufgliederung der Kosten lassen weder 
eine ausreichende Beurteilung der Förde- 
rungswürdigkeit noch — später — eine ord- 
nungsmäßige Prüfung der bestimmungsgemä- 
ßen Verwendung der bewilligten Mittel zu. 
Entsprechend § 23 RWB hätte im Bewilligungs- 
verfahren der Sachbearbeiter des Haushalts 
beteiligt werden müssen. Im übrigen hat die 
örtliche Prüfung des Bundesrechnungshofes 
ergeben, daß zwar der Verein mit dem Bun- 
desministerium zusammenarbeitet, daß aber 
eine ausreichende Arbeitsplanung, die den 
Einsatz der Bundesmittel nach den Grundsät- 
zen der Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig- 
keit sicherstellt, nicht in dem Umfang besteht, 
der der Höhe der jährlich bewilligten Bundes- 
mittel angemessen ist. 

Auf weitere Vorstellungen hat der Bundes- 
minister den Verein inzwischen angewiesen, 
künftig in den Antrag auf Gewährung eines 
Jahreszuschusses eingehendere Angaben über 
die Arbeitsplanung und die hierfür erforder- 
lichen Kosten aufzunehmen. 

Seit dem Jahre 1960 hat der Bundesminister 
einem Verband Zuschüsse in einer Gesamt- 
höhe von rd. 200 000 DM zur Förderung von 
Schulen, kulturellen und sozialen Maßnahmen 
sowie zur Deckung von Kosten der Geschäfts- 
stelle bewilligt. Die Kostenansätze waren un- 
zulänglich begründet. Der Verband stellt 
keinen Haushaltsplan auf. Auch den Aus- 
gabennachweis führt der Verband lückenhaft. 
Nach jahrelanger Förderung des Verbandes 
muß dafür gesorgt werden, daß der Zuwen- 
dungsempfänger seine Tätigkeit und seine 
Wirtschaftsführung nach einem Haushaltsplan 
ausrichtet und seine Beleg- und Rechnungs- 
führung ordnet. 

161. Verschiedenen Verbänden wurden hohe Ab- 
schläge auf noch nicht bewilligte Zuwendun- 
gen gezahlt. In diesen Fällen wurden die Be- 
willigungsbescheide mit den besonderen Be- 
willigungsbedingungen mehrfach erst in der 
zweiten Hälfte des Rechnungsjahres erteilt. 
So hat ein Verein den Bewilligungsbescheid 
über eine Zuwendung zu den laufenden Ge- 
schäftskosten des Rechnungsjahres 1963 in 
Höhe von 80 000 DM erst im September erhal- 
ten, nachdem ihm bereits 65 000 DM ohne Ver- 


wendungsauflage als Abschlag gezahlt wor- 
den waren. Wiederholt wurde auch beanstan- 
det, daß die vereinbarten besonderen Bewilli- 
gungsbedingungen nur den Wortlaut oder den 
Inhalt der Erläuterungen des einschlägigen 
Titels des Haushaltsplanes Wiedergaben. Die 
Auswahl der zu fördernden Maßnahmen hätte 
den Zuwendungsempfängern nicht allein über- 
lassen werden sollen, sondern es war auf eine 
substantiierte Darlegung der einzelnen Vor- 
haben zu dringen. Da dies nicht ausreichend 
geschehen ist und sich aus den Bewilligungs- 
bescheiden der Verwendungszweck nicht ein- 
deutig erkennen ließ, hat der Minister die 
Maßnahmen der Zuwendungsempfänger mehr- 
fach „ausnahmsweise nachträglich" genehmigt. 
Dieses Verfahren ist zu beanstanden. Klare 
und eingehende Auflagen für die Verwendung 
der Finanzierungshilfen sowie ausreichende 
Bestimmungen über ihre sachgerechte Bewirt- 
schaftung sind besonders auch deshalb erfor- 
derlich, weil viele Zuwendungsempfänger in 
ihren Geschäftsstellen kein ausgebildetes und 
erfahrenes Verwaltungspersonal beschäftigen. 

162. Mehrfach sind die den Zuwendungsempfän- 
gern ausgezahlten Mittel bis zum Schluß des 
Rechnungsjahres nicht verbraucht worden. 
Dies war die Folge überhöhter Bewilligungen 
oder verfrühter, nicht ausreichend geprüfter 
Teilanforderungen. Die nicht verbrauchten 
Mittel sind zurückgefordert oder mit später 
bewilligten Mitteln verrechnet worden. Der 
Bundesminister hat inzwischen mehr Zuwen- 
dungsempfänger als bisher an das Abrufver- 
fahren (vgl. MinBlFin 1962 S. 570) angeschlos- 
sen. Unverbraucht gebliebene Bestände sind 
dadurch seltener geworden. 

163. Den Nachweis über die Verwendung der 
Finanzierungshilfen haben die Zuwendungs- 
empfänger nicht immer rechtzeitig erbracht. 
Auch lassen die Verwendungsnachweise öfter 
erkennen, daß stärker auf eine sparsame Be- 
wirtschaftung der dem Zuwendungsempfänger 
zur Verfügung gestellten öffentlichen Mittel 
hingewirkt werden muß. Das gilt besonders 
für die Sachausgaben der Geschäftsstellen der 
Zuwendungsempfänger. Vereinzelt überschrei- 
ten die Ausgaben für Ferngespräche und Reise- 
kosten das vertretbare Maß. Auslandsreisen 
von Personen, die den Organen der Zuwen- 
dungsempfänger angehören, sollten stets der 
Genehmigung des Bundesministers bedürfen. 
Auch muß sich die Vertretung der Verbände 
bei solchen Reisen in engem Rahmen halten. In 
einer Reihe von Fällen haben Zuwendungs- 
empfänger ferner Ausgaben als Aufwands- 
entschädigungen für Mitglieder ihrer Organe 
oder für Arbeitskräfte nachgewiesen, obwohl 
es sich tatsächlich um Arbeitsentgelt gehandelt 
hat. Nach den Verhandlungen im Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages sollen 
jedoch Aufwandsentschädigungen aus Zuwen- 
dungen des Bundes nach § 64 a RHO nur in 
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Ausnahmefällen und nur mit Zustimmung des 
Haushaltsausschusses bewilligt werden dür- 
fen (vgl. Protokoll Nr. 150 vom 12. Januar 1961 
S. 27 ff.). 

164. Der Bundesminister hat inzwischen für die mit 
Zuwendungen befaßten Fachreferate ein Merk- 
blatt herausgegeben, in dem auf die wichtig- 
sten Gesichtspunkte hingewiesen ist, die bei 
der Prüfung von Anträgen, der Bewilligung 
von Zuwendungen und der Prüfung von Ver- 
wendungsnachweisen zu beachten sind. Auch 
sonst ist der Bundesminister den Beanstan- 
dungen und Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes nachgekommen. In Zukunft wird 
noch besonders darauf zu achten sein, daß bei 
der Bewilligung und Bewirtschaftung von Zu- 
wendungsmitteln nach den Bundesrichtlinien 
1953 zu § 64 a RHO verfahren wird. 


Die finanzielle Auswirkung der Tätigkeit 
des Bundesrechnungshofes und seines 
Präsidenten 

165. Das in der Bundeshaushaltsrechnung zusam- 
mengefaßte Rechnungswerk, das der Prüfung 
unterliegt, setzt sich aus mehr als 3000 Ergeb- 
nissen von Kassen des Bundes und teilweise 
anderer staatlicher und auch gemeindlicher 
Stellen zusammen. Hinzu kommen zahlreiche 
zu prüfende Verwendungsnachweise über Zu- 
wendungen an Stellen, die außerhalb der 
öffentlichen Verwaltung stehen. Die Prüfung 
erstreckt sich ferner auf wirtschaftliche Unter- 
nehmen, Einrichtungen und Anstalten, auf die 


Sondervermögen des Bundes sowie auf Sozial- 
versicherungsträger und auf die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung. 

Neben der Rechnungsprüfung steht die be- 
ratende und begutachtende Tätigkeit. 

Der Bundesrechnungshof ermittelte bisher die 
Beträge, die sich aus seiner Tätigkeit ergaben, 
und stellte sie zusammen. Die Beträge wur- 
den in den jährlichen Denkschriften angege- 
ben. Sie bilden jedoch, worauf in den Denk- 
schriften wiederholt hingewiesen wurde, 
grundsätzlich keinen Maßstab für die Wirk- 
samkeit einer staatlichen Finanzkontrolle; 
ebenso läßt sich aus diesen Zahlen kein Rück- 
schluß auf die Qualität der Verwaltung zie- 
hen. Der Wert der beratenden und begut- 
achtenden Tätigkeit läßt sich in der Angabe 
von Zahlen nicht annähernd erfassen. 

Die Erfassung und Zusammenstellung der sich 
aus der Prüfungstätigkeit und aus den zusätz- 
lichen Aufgaben ergebenden Beträge haben 
bisher erhebliche Arbeit verursacht. Da der 
Wert dieser Arbeit zum mindesten zweifel- 
haft erscheint, ist in der vorliegenden Denk- 
schrift davon abgesehen worden, die zahlen- 
mäßige Auswirkung der Tätigkeit des Bun- 
desrechnungshofes zusammenzustellen. 


Schlußbemerkung 

166. Der Darstellung der Prüfungs- und Unter- 
suchungsergebnisse sowie ihrer rechtlichen 
Würdigung hat der Große Senat des Bundes- 
rechnungshofes zugestimmt. 


Frankfurt am Main, den 22. Dezember 1964 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Hopf 

(außer Nr. 92 bis 134) 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

In Vertretung 

Dr. Bretschneider 

(für Nr. 92 bis 134) 


80 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3052 


Anlage C 


Abschrift 


Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes auf Grund des Wirtschafts- 
planes für das Rechnungsjahr 1961, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft. 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Eine Niederschrift über die 
wesentlichsten Prüfungsergebnisse diente als Grundlage für 
die heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


München, den 11. September 1963 


Der Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Dr, Rudolf Vogel 
Ritzel 
Dr. Emde 


Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

In Vertretung 

Dr. Bretschneider 
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Abschrift 


Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt am Main, den 9. Dezember 1964 

Pr 3/Allg A 1330/2 a (1961) — 11.64 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 


Die Prüfung folgender Jahresrechnungen, die durch den Bun- 
deshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1961 gemäß § 89 RHO 
geregelt worden ist, ist durchgeführt worden; 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zu allgemeinen 
Zwecken 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundes- 
kanzlers zur Förderung des In- 
formationswesens 

Kapitel 06 02 Titel 620 — Sondermittel für politische Bil- 
dungsarbeit 

Kapitel 14 01 Titel 302 — Zur Verfügung des Bundes- 
ministers für Verteidigung für 
Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz in Köln über Ausgaben bei 

Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Verfassungs- 
schutzes 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


Hopf 
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Fundstellenverzeichnis 


Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

Gesetz über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitlosenversiche- 
rung in der Fassung vom 
3. April 1957 BGBl. I S. 321 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bun- 
deshaushaltsberechnungen für 
die Rechnungsjahre 1957 und 
1958 (einschließlich Bundes- 
vermögensrechnungen) 


Bemerkungen 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bun- 
deshaushaltsrechnungen für 
die Rechnungsjahre 1949 und 
1950 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1952 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1953 (ein- 
schließlich Vermögensrech- 
nung) 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1954 (ein- 
schließlich Vermögensrech- 
nung) 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1955 (ein- 
schließlich Vermögensrech- 
nung) 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1956 (ein- 
schließlich Vermögensrech- 
nung) 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 3033 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1959 (ein- 
schließlidi Bundesvermögens- 
rechnung) 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1960 (ein- 
schließlich Bundesvermögens- 
rechnung) 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes 

nach § 107 Abs. 2 RHO über 
die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlich- 
keit 

vom 13. April 1961 


Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes 

nach § 107 Abs. 2 RHO über 
die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlich- 
keit 

vom 22. Oktober 1963 


Bundesbahngesetz 

vom 13. Dezember 1951 

Bundesfernstraßengesetz 

vom 6. August 1953 in der 
Fassung vom 6. August 1961 

Bundeshaushaltsplan 
s. Haushaltsgesetze 

Bundespost 

Gesetz über die Verwaltung 
der Deutschen Bundespost 
(Postverwaltungsgesetz) — 
PVwG — 
vom 24. Juli 1953 

Bundesrechnungshof 

Gesetz über die Errichtung 
und Aufgaben des Bundes- 
rechnungshofes 
vom 27. November 1950 


Anlage D 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache IV/854 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 

BGBl. I S. 955 


BGBl. I S. 1742 


BGBl. I S. 676 


BGBl. I S. 765 
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Bundesrichtlinien 1953 zu 
§ 64 a RHO 

Richtlinien der Bundesregie- 
rung vom 1, April 1953 betr. 
Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen und für 
den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs' 1 RHO 

Bundesversorgungsgesetz (BVG) 
Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges 
vom 20. Dezember 1950 in 
der Fassung vom 6. Juni 
1956 

Verwaltungsvorschrift zum 
BVG 

vom 3. September 1958 

Richtlinien für die Gewährung 
und Durchführung von Kuren 
auf Grund des § 14 Abs. 1 
BVG (Kur-Richtlinien) 
vom 9 November 1953 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 
vom 8. Januar 1954 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 
vom 21. Dezember 1954 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 
vom 31. Oktober 1955 


Denkschrift des Bundesrech- 
nungshofes über die Ergeb- 
nisse seiner Prüfungstätigkeit 
im Rechnungsjahr 1955 
vom 29. Juni 1956 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 
vom 4. Juli 1957 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 19. August 1958 über die 
hauptsächlichsten Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


MinBlFin S. 269 


BGBl. I S. 469 


Bundesanzeiger Nr. 176 


Bundesversorgungs- 
blatt S. 179 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 2660 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 24. Oktober 1959 über 
die hauptsächlichsten Prü- 


fungsergebnisse des Bundes- 
rechnungshofes 

Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 5. April 1961 

Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 1957 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 30. Oktober 1962 

Drucksache IV/854 des 
Deutschen 

Bundestages 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 22. Oktober 1963 

Drucksache IV/1780 
des Deutschen 
Bundestages 

Geschäftsraummietengesetz 

Gesetz zur Regelung der Miet- 
und Pachtverhältnisse über 
Geschäftsräume und gewerb- 
lich genutzte unbebaute 

Grundstücke 

vom 25. Juni 1962 

BGBl. I S. 338 

Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 

BGBl. I S. 1 

Haushaltsgesetze 


für das Rechnungsjahr 1960 
vom 2. Juni 1960 

BGBl. II S. 1545 

für das Rechnungsjahr 1961 
vom 10. April 1961 

BGBl. II S. 357 

für das Rechnungsjahr 1962 
vom 23. Mai 1962 

BGBl. II S. 469 

Nachtrag dazu 

vom 27. Dezember 1962 

BGBl. II S. 2386 

für das Rechnungsjahr 1963 
vom 24. Juni 1963 

BGBl. II S. 747 

Nachtrag dazu 
vom 25. Mai 1964 

BGBl. II S. 641 

für das Rechnungsjahr 1964 
vom 13. Mai 1964 

BGBl. II S. 477 

Haushaltsrecht 


Reichshaushaltsordnung 

(RHO) 

vom 31. Dezember 1922 

RGBl. II S. 693 

in der Fassung der Bekannt- 
machung 

vom 14. April 1930 


nebst Änderungen 


vom 13. Dezember 1933 

RGBl. II S. 1007 

vom 23. März 1934 

RGBl. II S. 232 

vom 17. Juni 1936 

RGBl. II S. 209 

vom 30. April 1938 

RGBl. II S. 145 

vom 14. Juli 1957 

BGBl. I S. 551 

vom 27. Juli 1957 

BGBl. I S. 993 
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Kur-Richtlinien 

siehe Bundesversorgungs- 
gesetz 

Personenbeförderungsgesetz 

(PBefG) 

vom 21. März 1961 

Postverwaltungsgesetz 
siehe Bundespost 

Rechnungslegungsordnung für 

das Reich (RRO) 

vom 3. Juli 1929 

Reichshaushaltsordnung (RHO) 
siehe Haushaltsrecht 

Unterhaltssicherungsgesetz 
Gsetz über die Sicherung des 
Unterhalts der zum Wehr- 
dienst einberufenen Wehr- 
pflichtigen und ihrer Ange- 
hörigen 


BGBL I S. 241 


Reichsministerial- 
blatt S. 439 


in der Fassung vom 
31. Mai 1961 

Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden (RWB) 
vom 11. Februar 1929 


Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen 
Richtlinien der Bundesregie- 
rung betr. . . . und für den 
Nachweis der Verwendung 
der Mittel nach § 64 a Abs. 1 
RHO 

vom 1. April 1953 

Zweites Wohnungsbaugesetz 
(Wohnungsbau- und Familien- 
heimgesetz) 

in der Fassung vom 
1. August 1961 


BGBl. I S. 661 

Reichsministerial- 
blatt S. 49 

MinBlFin S. 269 

BGBL I S. 1121 
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Verzeichnis der Abkürzungen 


Abs. 

AG 

Art. 

AVAVG 

BBesG 

BbG 


Absatz 

GmbH 

Aktiengesellschaft 

kWh 

Artikel 

MinBlFin 

Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

1 

Mio 

Bundesbesoldungsgesetz 

Mrd. 

Bundesbahngesetz 

NATO 


Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Kilowattstunde 

Ministerialblatt des Bundesministers 
der Finanzen 

Million(en) 

Milliarde (n) 

Nordatlantikpakt-Organisation 


Bemerkungen 

1949—1960 

BGBl. 

BRHG 


Bundesricbt- 
linien 1953 
zu § 64 a RHO 


BVG 

Denkschriften 

1951—1960 


siehe Fundsteilenverzeichnis 
(„Bemerkungen") 

Bundesgesetzblatt 


PBefG 

PVwG 


Gesetz über Errichtung und Aufgaben 
des Bundesredinungshofes 

Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mittel 
nach § 64 a Abs. 1 RHO 


RHO 

RRO 

RWB 

STAN 


Bundesversorgungsgesetz 

siehe Fundstellenverzeichnis 
(„Denkschrift") 


USG 

VOB/A 


FStrG 


Bundesfernstraßengesetz 


VOB/B 


GG 


Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 


WSD 


Personenbeförderungsgesetz 

Gesetz über die Verwaltung der Deut- 
schen Bundespost (Postverwaltungs- 
gesetz) 

Reichshaushaltsordnung 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 

Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden 

Stärke- und Ausrüstungsnadi- 
weisung(en) 

Unterhaltssicherungsgesetz 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen — Teil A — 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen — Teil B — 

Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
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